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sich für alle Beteiligte große Vorteile: Die Landwirte haben 
durch den Substrat- und Gülleverkauf und das Entgelt für 
die Betriebsführung ein regelmäßiges Einkommen. Da sich 
die Bezahlung der Substrate erfolgsabhängig nach dem 
Stromertrag richtet, haben die Landwirte eine hohe Motiva-
tion, beste Qualität zu liefern und auf einen reibungslosen 
Anlagenbetrieb zu achten. 

Am Standort Spergau wird die bei der Verstromung anfal-
lende Wärme sofort sinnvoll genutzt. Denn hier steht bereits 
ein funktionierendes Nahwärmenetz zur Verfügung, in das 
die Wärme eingeleitet wird. An den Standorten Hesedorf 
und Pörsten bestehen ebenfalls gute Chancen, eine ökolo-
gisch sinnvolle Wärmenutzung umzusetzen. Aus Erfahrung 
wissen wir, dass die Nachfrage nach Biogaswärme mit der 
Inbetriebnahme der Biogasanlage stark zunimmt. Von daher 
sind wir optimistisch, an allen Standorten durch den Verkauf 
der Wärme Zusatzeinnahmen erwirtschaften zu können. 

Profitieren auch Sie vom Zukunftsmarkt der klimafreundli-
chen Energieerzeugung und beteiligen Sie sich an unserem 
neuen UDI-Qualitätsfonds. Wir freuen uns auf viele Jahre 
einer vertrauensvollen Partnerschaft!

Nürnberg, den 16. April 2010

Georg Hetz
Geschäftsführer

Sehr geehrte Anlegerin, sehr geehrter Anleger, 

der Anteil Erneuerbarer Energien an der deutschen Strom-
produktion steigt und steigt. So wurden 2009 mehr als 16 % 
Strom aus natürlichen Energiequellen gewonnen. Bemer-
kenswert ist hierbei auch der Beitrag an klimafreundlich 
erzeugter Wärme, die gerade im vergangenen Winter den 
Menschen und der Umwelt sehr gutgetan hat. 

Daher freuen wir uns sehr, Ihnen unser drittes von A bis 
Z im Hause UDI konzipiertes Biogasprojekt zur Beteiligung 
anbieten zu können. Denn hier wird auf Basis eines vorbild-
lichen Konzepts sowohl umweltfreundlicher Strom als auch 
saubere Wärme erzeugt.

Der UDI Biogasfonds Nr. 3 fasst drei Standorte zusam-
men, die als Hofanlagen konzipiert sind. Das heißt, die 
Biogasanlagen werden in direkter Nähe des landwirtschaft-
lichen Betriebs errichtet. Alle drei Höfe sind Mischbetriebe, 
die sowohl von Ackerbau als auch Milchwirtschaft leben. 
Eine hervorragende Kombination, da damit jeder Betrieb 
über ausreichend Flächen verfügt, um die benötigten Sub-
strate anzubauen. Zusätzlich steht ausreichend Gülle bzw. 
Festmist bereit, so dass alle Anlagen auch vom Gülle-Bonus 
profitieren.

„Alles aus einem Guss“ – diesen Anspruch wollen wir mit 
unserem hauseigenen UDI Biogasfonds bestmöglich erfül-
len. Die Konzentration auf standortnahe Substratversor-
gung stellt die lückenlose Versorgung der Anlagen vor Ort 
sicher. Die Dauer der Substrat-Lieferverträge deckt sich mit 
der gesetzlichen Bioenergie-Vergütung, so dass Sie von 
21 Jahren Planungssicherheit profitieren. Daraus ergeben 

Vorwor t
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Emittentin UDI Biogas 3 GmbH & Co. KG, Kellerweg 12, 91154 Roth
Geschäftsanschrift:
Lina-Ammon-Str. 30, 90329 Nürnberg, Telefon: 0911 - 92 90 550

Geschäftsführer Georg Hetz, Harald Felker

Branche Erneuerbare Energien; Biogasproduktion und Verkauf von Strom und 
Wärme

Form der Beteiligung Kommanditanteil an der UDI Biogas 3 GmbH & Co. KG

Gegenstand der Beteiligung Beteiligung an einer Fondsgesellschaft, die je eine Biogasproduktionsstätte in 
Pörsten, Spergau und Hesedorf errichtet und betreibt. Erzielung von Einnah-
men durch die Verstromung des erzeugten Biogases und die Einspeisung des 
so gewonnenen Stroms in das allgemeine Stromnetz nach den Tarifen des 
Erneuerbare-Energien-Gesetz ( EEG ) sowie durch den Verkauf von Wärme.

Investitionsvolumen 8.568.700 Euro

Emissionsvolumen 2.475.000 Euro

Herstellung, Aufbau und
Wartung der Anlagen

UTS Biogastechnik GmbH, Zeppelinstraße 8, 85399 Hallbergmoos 

Mittelverwendungskontrolle Durch einen unabhängigen Wirtschaftsprüfer

Anlegerkreis Investoren, die in zukunftsfähige und umweltfreundliche Stromerzeugung 
investieren und dabei eine angemessen hohe Rendite erzielen wollen.

Laufzeit Unbegrenzt, erstmalige Kündigungsmöglichkeit zum 31.12.2031

Mindestbeteiligung 5.000 Euro

Ausschüttungen ( Prognose ) 313 % über den Prognosezeitraum bis 31.12.2031

Agio 5 %

Informations- und Kontrollrechte Jahresbilanz mit Gewinn-und-Verlust-Rechnung, Kontroll- und Wider-
spruchsrechte nach §§ 164, 166 HGB und dem Gesellschaftsvertrag

Übertragbarkeit Weiterveräußerung durch Abtretung mit schriftlicher Zustimmung der Ge-
schäftsführung möglich

Nachschussverpflichtung Keine, soweit die gezeichnete Einlage geleistet wurde

Zeichnungsfrist Das öffentliche Angebot der Kommanditanteile beginnt einen Werktag nach 
Veröffentlichung des Verkaufsprospekts und endet mit der Vollplatzierung.

Die Betei l igung im Überbl ick
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Das Beteiligungsangebot
Mit der Beteiligung an der UDI Biogas 3 GmbH & Co. KG 
können sich Kapitalanleger im Rahmen eines geschlosse-
nen Fonds über Kommanditkapital an einem Energieprojekt 
im Bereich Biogas beteiligen. Anlageziel ist eine unterneh-
merische Beteiligung an der UDI Biogas 3 GmbH & Co. 
KG, um hierdurch eine attraktive Rendite für den Anleger 
zu erzielen.

Tätigkeit der Beteiligungsgesellschaft
Die Beteiligungsgesellschaft plant die Errichtung und den 
Betrieb von je einer Biogasanlage in Pörsten ( Sachsen-
Anhalt ), Spergau ( Sachsen-Anhalt ) und Hesedorf ( Nie-
dersachsen ). Die drei Biogasanlagen werden durch die 
Vergärung von nachwachsenden Rohstoffen sowie Gülle 
und Mist Biogas produzieren. Das erzeugte Biogas wird 
in Blockheizkraftwerken zu Strom und Wärme umgewan-
delt. Die Nettoeinnahmen der Fondsgesellschaft werden 
in diese drei konkreten Projekte investiert und zur Bil-
dung einer Liquiditätsreserve verwendet. Anlageobjekt 
der Vermögensanlage sind also drei Biogasanlagen, die 
ab Seite 27 näher beschrieben werden.

Investitionssumme
Das Investitionsvolumen für die drei Biogasanlagen 
beträgt 8.568.700 Euro. Die exakte Verwendung der 
Mittel entnehmen Sie bitte dem Investitionsplan auf 
Seite 40. Ein unabhängiger Wirtschaftsprüfer überwacht 
als Mittelverwendungskontrolleur die Einhaltung des 
Investitionsplanes.

Form und Umfang der Beteiligung
Das Angebot bezieht sich auf Kommanditanteile an der UDI 
Biogas 3 GmbH & Co. KG. Das geplante Zeichnungsvolu-
men beträgt 2.475.000 Euro. Dies entspricht zusammen mit 
der Einlage der Gründungskommanditisten einer Eigenkapi-
talquote von 30,35 %. Die Mindestbeteiligung beträgt 5.000 
Euro. Höhere Einlagen müssen durch 1.000 teilbar sein.

Laufzeit
Grundsätzlich ist die Dauer der Beteiligung unbefristet. Die 
Gesellschafter können ihr Gesellschaftsverhältnis mit einer 
Frist von sechs Monaten zum Ende eines Geschäftsjahres, 
erstmals zum 31.12.2031, kündigen.

Generalunternehmer
Die Anlagen werden von der UTS Biogastechnik GmbH als 
Generalunternehmer errichtet und schlüsselfertig übergeben. 
Die UTS Biogastechnik GmbH verfügt über langjährige Erfah-
rung im Bau und in der Betreuung von Biogasanlagen und hat 
sich auf Hightech-Biogasanlagen zur effizienten Energiege-
winnung spezialisiert. UTS Biogastechnik GmbH zählt heute 
zu den führenden Biogasanlagenherstellern in Deutschland. 
Zum vertraglichen Leistungsumfang des Generalunterneh-
mervertrages gehören die Planung, die Erstellung und Lie-
ferung der Genehmigungsunterlagen, der Bau der Anlage 
und die Einholung einer Stromeinspeisezusage des örtlich 
zuständigen Energieversorgers. Zudem wurden mit der UTS 
Biogastechnik GmbH Verträge über die Inbetriebnahme der 
Biogasanlagen ebenso wie über die Optimierung der biologi-
schen Prozesse der errichteten Anlagen geschlossen.

Die Betei l igung im Detai l
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D ie  Be te i l i gung  im  Deta i l

Prognose der Ausschüttungen / Entnahmen
Anleger erhalten nach der Prognose Ausschüttungen in Höhe 
von 313 % über die betrachtete Laufzeit. Das bedeutet im 
Schnitt einen Zuwachs vor Steuern von ca. 10,1 % pro Jahr. 
Eine detaillierte Renditedarstellung finden Sie auf Seite 42.

Rohstoffe
Jahr

Aus-
schüttung 

( Prognose )
Jahr

Aus-
schüttung 

( Prognose )

2010 0 % 2021 8 %

2011 4 % 2022 8 %

2012 6 % 2023 10 %

2013 8 % 2024 10 %

2014 8 % 2025 15 %

2015 8 % 2026 28 %

2016 8 % 2027 28 %

2017 8 % 2028 28 %

2018 8 % 2029 28 %

2019 8 % 2030 28 %

2020 8 % 2031 48 %

Gesamt 313 %

Über die Lieferung der Rohstoffe ( insbesondere Maissilage, 
Rinderfestmist und Rindergülle ) wurden langfristig über den 
gesamten Prognosezeitraum laufende Lieferverträge ( 21 
Jahre Laufzeit ) mit Landwirten oder landwirtschaftlichen 
Betrieben vor Ort geschlossen. Die Vergütung der Land-
wirte erfolgt auf der Basis des eingespeisten Stroms und ist 
damit erfolgsabhängig.

Erträge aus Stromverkauf ( Prognose )
Auf Grundlage des Erneuerbare-Energien-Gesetzes 
( EEG ) wird über 20 Jahre zzgl. des Jahres der Inbetrieb-
nahme eine feste, garantierte Einspeisevergütung für den 
aus Biogas erzeugten Strom gezahlt. Nach Fertigstellung 
aller drei Anlagen wird mit Erträgen aus Stromverkauf in 
Höhe von 1.938.192 Euro gerechnet ( vgl. die Ergebnis- und 
Liquiditätsprognose, Seite 42 ) In diesem Betrag ist der Bonus 
für nachwachsende Rohstoffe, der Gülle-Bonus sowie die 
Grundvergütung nach dem EEG enthalten. Hinzu kommt mit 
der Wärmenutzung noch der KWK-Bonus.

Erträge aus Wärmeverkauf 
Neben dem Verkauf von Strom sollen Einnahmen für die 
Fondsgesellschaft auch durch den Verkauf von Wärme 
generiert werden. Durch Kraft-Wärme-Kopplung kann die 
bei der Verstromung des Biogases entstehende Abwärme 
nutzbar gemacht werden und über ein Nahwärmenetz an 
Endkunden verkauft werden. Hierdurch steigt der ener-
getische Wirkungsgrad einer Biogasanlage erheblich an. 
Am Standort Spergau existiert bereits ein im Rahmen 
eines Pilotprojektes erbautes Nahwärmenetz, an das die 
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Häuser eines Wohngebiets angeschlossen sind. Aller-
dings fehlte bisher eine Wärmequelle. Durch die Einspei-
sung der Wärme können die Anwohner nun mit umwelt-
freundlicher Energie versorgt werden. Geplant ist, das 
Wärmenetz auszubauen, um weitere Teile des Ortes zu 
versorgen. Da diese möglichen Zusatzeinnahmen in der 
Planrechnung unberücksichtigt geblieben sind, besteht 
hier Potenzial für zusätzliche Einnahmen für die Fondsge-
sellschaft. Auch an den beiden Standorten Hesedorf und 
Pörsten ist eine Nutzung der Wärme geplant. Dadurch 
besteht auch hier die Chance auf höhere Einnahmen der 
Fondsgesellschaft.

Risiken der Anlage
Die Beteiligung an der UDI Biogas 3 GmbH & Co. KG ist 
mit unternehmerischen Risiken verbunden. Ausführliche 
Informationen entnehmen Sie bitte dem Kapitel „Risiken“ ab 
Seite 10 dieses Prospektes.

Haftungsbegrenzung der Kommanditisten
Über das eingezahlte Kommanditkapital hinaus besteht 
keine Nachschusspflicht ( siehe auch Seite 12 ).

Steuerliche Auswirkungen
Dem Kommanditisten werden als Mitunternehmer die steu-
erlichen Ergebnisse der Gesellschaft anteilig zugerechnet. 
Zu Einzelheiten der Zurechnung der anteiligen Ergebnisse 
erfahren Sie mehr im Kapitel „Steuerliche Grundlagen“ ab 
Seite 71.

Chancen der Anlage
Die Prognosen über die Wirtschaftlichkeit der Beteiligung 
beinhalten nach Einschätzung der Emittentin hohe Sicher-
heitsabschläge. Daher sind höhere Ausschüttungen als 
geplant möglich. Details finden Sie im Kapitel „Chancen“ 
auf Seite 18.
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Risiken

Steuerrecht Veränderungen der rechtlichen und steuerrechtlichen Grundlagen wäh-
rend der Laufzeit könnten sich nachteilig auswirken.

Fungibilität ( Handelbarkeit ) der 
Anteile

Anteile an einer Kommanditgesellschaft sind nur eingeschränkt handel-
bar. Bei einem Verkauf kann daher evtl. kein angemessener Kaufpreis 
erzielt werden.

Majorisierung bei 
Gesellschafterbeschlüssen

In der Gesellschafterversammlung ist es möglich, zum eigenen Nachteil 
von den Mitgesellschaftern überstimmt zu werden.

Persönliche Anteilsfinanzierung Bei Darlehensfinanzierung der Anteile besteht die Möglichkeit, das Darle-
hen nicht mehr tilgen zu können, wenn Ausschüttungen ausbleiben.

Anlegerhaftung Wird die Kommanditeinlage durch übermäßige Entnahmen ( Ausschüt-
tungen ) oder zusätzliche Zahlungen unter die geleistete Einlage gemin-
dert, kann die Haftung bis maximal zur Höhe der Kommanditeinlage wie-
der aufleben.

Risiken auf Ebene des Anlegers

Änderung der Rechtslage Der Fonds basiert auf der gesetzlich geregelten Förderung der Erneuer-
baren Energien. Entfällt diese Förderung oder wird sie verringert, können 
sich die Ausschüttungen reduzieren oder ganz ausbleiben. 

Spätere Fertigstellung der 
Anlage

Aufgrund unvorhergesehener Ereignisse kann sich die Fertigstellung der 
Anlage verzögern. 

Insolvenz von Vertragspartnern Bei Insolvenz eines Vertragspartners der Fondsgesellschaft muss Ersatz 
gefunden werden, der die Leistungen möglicherweise nicht zu denselben 
Konditionen anbietet.

Risiken auf Ebene der Fondsgesellschaft
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Rohstoffversorgung Trotz Vorliegen eines langfristigen Liefervertrages kann nicht ausge-
schlossen werden, dass die Versorgung der Biogasanlagen mit ausrei-
chenden Rohstoffen nicht oder nicht vollständig erreicht wird. 

Technische Verfügbarkeit Durch Ausfallzeiten der Anlage wegen technischer Defekte, die über 
das eingeplante Maß hinausgehen, können Wartungs-, Reparatur- und 
Instandhaltungskosten die eingeplanten Kosten übersteigen.

Prozessbiologie Störungen des biochemischen Prozesses der Biogasproduktion durch 
Temperaturschwankungen, Rohstoffqualität etc. können die Gasproduk-
tion mindern. 

Versicherungsschutz bei 
Schadensfällen

Unvorhergesehene Lücken im Versicherungsschutz können zu finanziel-
len Einbußen bei der Fondsgesellschaft führen. Nach einem Schadensfall 
können sich die Prämien erhöhen. 

Fremdkapital Die Fondsgesellschaft könnte das erforderliche Fremdkapital nicht oder 
nur zu ungünstigeren Konditionen erhalten, als in der Investitionsplanung 
angenommen. 

Zinsen nach Ende der 
Zinsfestschreibung

Die Fremdfinanzierung könnte nach Ablauf der Zinsbindung nicht zu den 
geplanten Konditionen erreicht werden. 

Klagen und Widersprüche Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass Widersprüche oder Klagen 
gegen die Bau- oder Nutzungsgenehmigung der Biogasanlagen erho-
ben werden, die zu einer Nutzungsunterbrechung oder zur behördlichen 
Untersagung des Betriebs führen können.

Behördliche Auflagen Nachträgliche behördliche Auflagen für den Betrieb der Anlagen können 
zu einer finanziellen Belastung der Fondsgesellschaft oder zur Notwen-
digkeit der Einstellung des Betriebes der Anlagen führen.

Verzinsung liquider Mittel Die Guthabenverzinsung für liquide Mittel könnte geringer ausfallen als 
geplant. 

Netzanschluss Der Netzanschluss könnte durch den Netzbetreiber verzögert werden. 

Betriebskosten Die tatsächlich anfallenden Betriebskosten könnten höher als geplant 
ausfallen.

Preissteigerung der 
Betriebskosten

Die Preissteigerung bei den Betriebskosten könnte höher ausfallen als 
geplant. 

Betriebsdauer der Anlage Die Anlagen könnten die geplante Betriebsdauer nicht erreichen.

Wärmeverkauf Der Wärmeverkauf könnte geringer ausfallen als geplant. 

Genehmigungsrisiko Für zwei Standorte könnten die behördlichen Genehmigungen nicht oder 
nur verspätet erteilt werden.

Wegfall von Vergütungsboni Können die Voraussetzungen der Einspeisevergütungsboni nicht erfüllt 
werden, verschlechtert sich die Wirtschaftlichkeit.

Fortsetzung Risiken auf Ebene der Fondsgesellschaft



12

Eine Beteiligung an der UDI Biogas 3 GmbH & Co. KG ist 
eine unternehmerische Beteiligung und als solche mit Unsi-
cherheiten verbunden. Durch zukünftige Entwicklungen in 
rechtlicher, steuerlicher, wirtschaftlicher oder tatsächlicher 
Hinsicht kann es zu Abweichungen der tatsächlichen von 
der prognostizierten Entwicklung der Fondsgesellschaft 
kommen.

Maximales Risiko
Das maximale Risiko des Anlegers besteht in der Gefahr 
des vollständigen Verlustes des investierten Kapitals und 
des Agios. Wird die Beteiligung fremdfinanziert, müssen 
dann zudem die Darlehenszinsen gezahlt und möglicher-
weise zusätzlich Steuernachzahlungen geleistet werden. 
Die Emittentin rät von einer teilweisen oder vollständigen 
Fremdfinanzierung von Kommanditanteilen ab, da der 
Anleger sein Darlehen plus Zinsen zurückzahlen müsste, 
auch wenn er keine Ausschüttungen aus seiner Beteiligung 
erhielte. Da jeder Anleger mit einer Beteiligung individuelle 
Ziele verfolgen kann, sollten die Angaben und Annahmen 
im Prospekt unter Berücksichtigung der jeweiligen Situation 
geprüft werden. Gegebenenfalls sollte sich der Anleger vor 
einem Beitritt von einem fachkundigen Dritten seines Ver-
trauens beraten lassen.

Steuerrecht
Die dargestellten Angaben zur steuerlichen Behandlung für 
einen Anleger, der in Deutschland lebt und uneingeschränkt 
steuerpflichtig ist, wurden mit einem Vertreter des steuerbe-
ratenden Berufsstandes abgestimmt. Es kann jedoch nicht 
ausgeschlossen werden, dass sich die rechtlichen und steu-
erlichen Rahmenbedingungen des Fonds im Laufe der Zeit 
ändern. Die in diesem Prospekt dargestellten steuerlichen 
Aspekte beruhen nicht auf einer verbindlichen Auskunft der 
zuständigen Finanzbehörden. Eine anderslautende Auffas-
sung durch die Finanzbehörden oder Finanzgerichte könnte 
zu einer steuerlichen Belastung der Fondsgesellschaft füh-
ren, die höher ist als prognostiziert. Dies könnte zu einem 
ungünstigeren Geschäftsverlauf der Fondsgesellschaft und 
dadurch zu niedrigeren Ausschüttungen führen.

Fungibilität ( Handelbarkeit ) der Anteile
Einen nennenswerten öffentlichen Handelsplatz für 
Kommanditanteile wie z. B. eine amtliche Börse gibt es 
derzeit nicht. Die in den letzten Jahren entstandenen nicht 
amtlichen Zweitmarkt-Börsen für den Handel „gebrauch-
ter“ Kommanditanteile sind noch wenig bekannt, so dass 
hiervon noch keine signifikante Nachfrage erwartet werden 
kann. Zudem profitieren Zweiterwerber in der Regel nicht 
wie der Ersterwerber von den steuerlichen Effekten der 
Anfangsjahre des Fonds. Bei einem Verkauf besteht daher 
das Risiko, dass bei einem Veräußerungswunsch kein 
Erwerber gefunden werden kann oder eine Veräußerung 
nur zu einem geringeren Preis als gewünscht erfolgen kann.

Majorisierung bei Gesellschafterbeschlüssen
Werden von einem Kommanditisten Mitbestimmungsrechte 
nicht wahrgenommen, z. B. durch Nichtabgabe der Stim-
men bei Gesellschafterbeschlüssen oder Nichtteilnahme 
an Gesellschafterversammlungen, sind die ordnungsge-
mäß zustande gekommenen Beschlüsse auch für ihn bin-
dend. Da die Gesellschafterversammlung mit Mehrheit 
entscheidet, können sich für den in der Minderheitsposition 
befindlichen Anleger auch bei Abgabe seiner Stimme wirt-
schaftliche und steuerliche Nachteile ergeben, durch die die 
Ausschüttungen oder der Wert der Kommanditanteile bei 
einer Veräußerung gemindert werden.

Persönliche Anteilsfinanzierung
Die Fondsgesellschaft empfiehlt eine Anteilsfinanzierung 
nicht. Ein individuell aufgenommenes Darlehen zur Finan-
zierung der Kommanditbeteiligung ist unabhängig von der 
wirtschaftlichen Entwicklung der Anlage zu betrachten. 
Diese kann nicht als Grundlage für Zins- und Tilgungsleis-
tungen des aufgenommenen Darlehens herangezogen wer-
den. Es besteht die Möglichkeit, dass der Anleger keine oder 
geringere Erträge aus seiner Beteiligung erhält als geplant, 
so dass er daraus seine Zins- und Tilgungsleistungen nicht 
oder nur unvollständig erfüllen kann.

Anlegerhaftung
Die Haftung eines Kommanditisten ist grundsätzlich auf 
die Höhe der im Handelsregister eingetragenen Einlage 
beschränkt. Diese ist identisch mit dem Zeichnungsbe-
trag. Werden die Kapitalanteile jedoch durch übermäßige 
Entnahmen ( Ausschüttungen ) oder zusätzliche Zahlungen 
unter die geleistete Einlage gemindert, lebt die Haftung wie-
der auf. Gleiches gilt, soweit Entnahmen getätigt werden, 
während der Kapitalanteil des Kommanditisten durch steu-
erliche Verluste unter den Betrag der eingezahlten Kom-
manditeinlage gemindert wurde. In beiden Fallen besteht 
das Risiko, dass der Anleger gewährte Ausschüttungen an 
die Gesellschaft zurückzahlen oder für Verbindlichkeiten 
der Gesellschaft haften muss.

Änderung der Rechtslage
Auf Grundlage des Erneuerbare-Energien-Gesetzes ( EEG ) 
wird der in der Biogasanlage erzeugte Strom an den regio-
nalen Energieversorger verkauft. Die Energieversorger sind 
nach dem EEG verpflichtet, diesen Strom 20 Jahre lang zu 
einem festen Preis zu vergüten. Änderungen oder die Auf-
hebung dieses Gesetzes könnten die Einnahmesituation 
der Gesellschaft daher negativ beeinflussen. Ein Wegfall 
oder die Einschränkung der EEG-Förderung könnte z. B. 
dann eintreten, wenn das EEG zuungunsten der Biogas-
produktion modifiziert oder als solches abgeschafft würde. 
Letzteres wäre nicht auszuschließen für den Fall, dass das 
EEG gegen höherrangiges Recht, insbesondere gegen EU-
Recht, verstoßen würde. Auch wenn dieser Fall bisher nicht 

Risiken
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aktuell geworden ist, ist eine zukünftige Rechtsprechung 
zuungunsten des EEG vor dem Hintergrund der weiter 
gehenden Liberalisierung des Strommarktes auf europäi-
scher Ebene nicht auszuschließen. In diesem Fall könnte 
der deutsche Gesetzgeber gezwungen sein, das EEG ein-
schließlich der Regelungen der Mindestentgelte ganz oder 
teilweise aufzuheben. Dadurch könnte der wirtschaftliche 
Betrieb der Biogasanlage gefährdet sein, was zu vermin-
derten Ausschüttungen oder gar einem teilweisen oder voll-
ständigen Verlust der Kapitaleinlage führen könnte.

Spätere Fertigstellung der Anlage
Die UTS übernimmt als Generalunternehmer die Errichtung 
der Biogasanlage, die der Fondsgesellschaft schlüsselfertig 
übergeben wird. Das Risiko einer unvorhergesehenen Stei-
gerung der Baukosten liegt somit bei UTS. Es ist jedoch mög-
lich, dass sich durch den Eintritt unvorhergesehener Ereig-
nisse bei der Errichtung der Anlage die Bauzeit verlängert 
und die Anlage deshalb nicht zum vorgesehenen Zeitpunkt 
in Betrieb gehen kann. Da in einem solchen Fall erst später 
als angenommen mit der Produktion von Biogas begonnen 
werden kann, könnten sich die Ausschüttungen an die Anle-
ger zumindest im ersten und zweiten Geschäftsjahr vermin-
dern. Zudem besteht bei einer verzögerten Errichtung der 
Anlage das Risiko, dass dies zu einer niedrigeren Einspeise-
vergütung für die gesamte Laufzeit führt. Können die Anla-
gen, anders als geplant, erst im Folgejahr ans Netz gehen, 
so reduziert sich die Einspeisevergütung nach dem derzeit 
gültigen EEG um 1 %. Dies würde zu Mindereinnahmen bei 
der Fondsgesellschaft führen und könnte damit reduzierte 
Ausschüttungen an den Anleger nach sich ziehen.

Insolvenz von Vertragspartnern
Die UTS hat sich als Generalunternehmer zur vertragsge-
mäßen Fertigstellung der Biogasanlagen verpflichtet. Sollte 
es zu einer verspäteten oder mangelhaften Errichtung der 
Anlagen kommen, bestehen bei der Fondsgesellschaft 
Ansprüche gegen die UTS. Da der Haftungsumfang die-
ser Forderungen möglicherweise die Kapitalkraft dieses 
Unternehmens übersteigt, ist nicht ausgeschlossen, dass 
Ansprüche nicht oder nicht in vollem Umfang durchgesetzt 
werden könnten.

Bei Realisierung dieses Risikos könnte es zu einem teilweisen 
oder vollständigen Einnahmeausfall aufseiten der UDI Biogas 
3 GmbH & Co. KG führen. Für den Anleger könnte dies verzö-
gerte oder verringerte Ausschüttungen und gegebenenfalls 
einen Totalausfall der Kapitaleinlage nach sich ziehen.

Im Falle einer Vertragsverletzung oder der Insolvenz des 
Generalunternehmers UTS bestehen für die Fondsgesell-
schaft zwei Möglichkeiten: Sie könnte soweit möglich in die 
Verträge des Generalunternehmers mit dessen Subunter-
nehmen eintreten und die Fertigstellung der Anlage selbst 
zu Ende führen. Hier wäre gegebenenfalls mit höheren Auf-
wendungen als prospektiert zu rechnen. Darüber hinaus 
würde die Fondsgesellschaft die Risiken im Zusammenhang 

mit der Errichtung der Anlage selbst tragen. Hierzu gehören 
Risiken bezüglich der zeit-, leistungs- und budgetgemäßen 
Fertigstellung der Anlage sowie der Gewährleistung der ein-
zelnen Lieferanten. Dies könnte zu nachteiligen Abweichun-
gen gegenüber der Investitionsrechnung und der Ergebnis-
prognose führen. Für den Anleger könnte dies verzögerte 
oder verringerte Ausschüttungen und gegebenenfalls einen 
Totalausfall der Kapitaleinlage nach sich ziehen.

Eine weitere Möglichkeit wäre die Beauftragung eines 
neuen Generalunternehmers. Dabei besteht jedoch die 
Möglichkeit, dass der neue Generalunternehmer seine Leis-
tungen zu einem höheren als dem kalkulierten Preis anbie-
tet. Dies könnte zu nachteiligen Abweichungen gegenüber 
der Investitionsrechnung und der Ergebnisprognose führen. 
Für den Anleger könnte dies verzögerte oder verringerte 
Ausschüttungen und gegebenenfalls einen Totalausfall der 
Kapitaleinlage nach sich ziehen. 

Im Falle der Insolvenz des Generalunternehmers UTS 
bestünde die Möglichkeit, dass die vertraglich vereinbarten 
Wartungs- und Reparaturleistungen an den Biogasanlagen 
dann von einem anderen Unternehmen zu einem höheren 
Preis eingekauft werden müssten. Dies könnte zu nachtei-
ligen Abweichungen gegenüber der Investitionsrechnung 
führen. Für den Anleger könnte dies verzögerte oder verrin-
gerte Ausschüttungen und gegebenenfalls einen Totalaus-
fall der Kapitaleinlage nach sich ziehen.

Rohstoffversorgung
Der Betrieb der Biogasanlagen setzt eine ausreichende 
Verfügbarkeit der benötigten Einsatzstoffe voraus. Zum 
Zeitpunkt der Prospektaufstellung ist die Rohstoffversor-
gung durch eine 21-jährige Lieferverpflichtung seitens der 
Landwirte zu 100 % gesichert. Es kann jedoch nicht ausge-
schlossen werden, dass die ausreichende Versorgung der 
Anlage dennoch nicht oder nicht rechtzeitig erreicht werden 
kann, weil der Rohstofflieferant nicht die vertraglich zuge-
sicherten Mengen oder Qualitäten zur Verfügung stellen 
kann oder will ( z. B. aufgrund schlechter Ernten, Naturkata-
strophen, gesetzlicher oder behördlicher Abgabebeschrän-
kungen, Betriebsaufgabe oder Insolvenz des Lieferanten ). 
In diesem Fall wäre ein Zukauf aus anderen Quellen zu 
möglicherweise höheren Preisen notwendig. Dies würde 
das Ergebnis der Fondsgesellschaft schmälern und könnte 
zu geringeren Ausschüttungen führen als geplant. Versor-
gungsengpässe könnten sich auch aus der Logistik erge-
ben, wenn Schwierigkeiten beim Transport auftreten. Sollte 
eine ausreichende Belieferung der Anlage mit Rohstoffen 
nicht oder nicht rechtzeitig sichergestellt werden können, 
könnte sich die vorgesehene Biogasproduktion verzögern 
oder vermindern. Dies würde zu Einnahmeausfällen führen, 
welche die Ausschüttungen mindern könnten.

Technische Verfügbarkeit
In den Prognosen über den Gasertrag der Biogasanlage 
sind Sicherheitsabschläge auf die technische Verfügbarkeit 
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der Anlage bereits eingerechnet. Diese beinhalten u. a. 
Abschläge für planmäßige Wartungen und Reparaturen. Dar-
über hinausgehende Ausfallzeiten durch technische Defekte 
der Anlage würden zu einer Reduktion der Gas- und Strom-
produktion führen. Für die Wartung und Instandhaltung der 
Biogasanlage sowie die Generalüberholung der Blockheiz-
kraftwerke werden Rücklagen gebildet. Trotz der Wartungs-
verträge bzw. der Bildung von Rücklagen könnten die tat-
sächlichen Kosten die geplanten übersteigen. Dies würde die 
Wirtschaftlichkeit der Anlage entsprechend verringern und 
könnte so zu geringeren Ausschüttungen führen.

Prozessbiologie
Die Gasausbeute und der für den Brennwert des Gases 
maßgebliche Methangehalt des Biogases hängen im 
Wesentlichen von den Einsatzstoffen und der Prozessbio-
logie ab. Die Rohstoffqualitäten können wetter- und lage-
rungsbedingten Schwankungen unterliegen, die sich min-
dernd auf die Gaserträge auswirken. Auch die Stabilität der 
Prozessbiologie beeinflusst die Gasproduktion. Wesentliche 
Störungen können durch Schwankungen in der Zusammen-
setzung der Einsatzstoffe, durch die Einleitung von Fremd- 
und Hemmstoffen oder durch Temperaturschwankungen 
auftreten. Im Extremfall könnten die biologischen Prozesse 
im Fermenter vollständig zum Erliegen kommen, so dass 
die Gasproduktion für einen längeren Zeitraum unterbro-
chen wäre. Eine dauerhaft geringere Gasausbeute würde 
die Erlöse der Biogasanlage und die Ausschüttungen an die 
Anleger vermindern. 

Versicherungsschutz bei Schadensfällen
Für die Deckung von Bau-, Betriebs- und Haftpflichtrisiken 
wurden Versicherungen abgeschlossen. Dennoch sind 
Lücken im Versicherungsschutz nicht auszuschließen, so 
dass Schäden möglicherweise nicht oder nur teilweise 
abgedeckt wären. Eingetretene Versicherungsfälle könn-
ten zu einer Erhöhung der Versicherungsprämien, gege-
benenfalls auch zum Verlust des Versicherungsschutzes 
führen, sofern keine alternative Versicherung für diesen 
Fall gefunden würde. Hieraus können sich ebenso Abwei-
chungen zur Prognoserechnung ergeben. Gleiches gilt, 
wenn ein Schaden von der Versicherung zwar reguliert 
wird, die Fondsgesellschaft aber einen gewissen Selbstbe-
halt zu übernehmen hätte oder wenn bei einem Schaden 
die Versicherungssumme überschritten würde. Diese Fälle 
würden zu Abweichungen gegenüber der Investitions-
rechnung führen und möglicherweise die Ausschüttungen 
vermindern.

Fremdkapital
Die Fondsgesellschaft wird, um die Gesamtfinanzierung 
zu gewährleisten, Darlehen aufnehmen. Beabsichtigt ist, 
das Fremdkapital über KfW-Darlehen oder andere Dar-
lehen sicherzustellen. Es ist nicht ausgeschlossen, dass 
aufgrund unvorhergesehener Umstände die Fremdfinan-
zierung nicht oder zu ungünstigeren Konditionen als in 
der Investitionsplanung vorgesehen gelingt. Ungünstigere 

Darlehenskonditionen würden zu einem reduzierten 
Ergebnis der Fondsgesellschaft und damit möglicherweise 
zu geringeren Ausschüttungen führen. Falls die Fremdfi-
nanzierung nicht gelänge, würde dies zur Rückabwicklung 
des Fonds führen. Da für das Projekt bereits Anlaufkos-
ten entstanden sind, würden die Anleger in einem sol-
chen Falle das investierte Kapital nicht in vollem Umfang 
zurückerhalten.

Zinsen nach Ende der Zinsfestschreibung
Da die Zinsen für die geplanten Darlehen in der Regel nur 
für einen bestimmten Zeitraum vertraglich festgeschrieben 
werden, besteht die Möglichkeit, dass die Zinsen danach 
höher sind als in der Prognose angenommen. Die dadurch 
auflaufenden höheren Finanzierungskosten könnten das 
Ergebnis der Fondsgesellschaft schmälern und damit zu 
verminderten Ausschüttungen führen.

Klagen und Widersprüche
Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass zu einem 
späteren Zeitpunkt Widersprüche oder Klagen gegen die 
Bau- oder Nutzungsgenehmigung der Biogasanlage erho-
ben werden. Hierdurch kann es zu Verzögerungen beim 
Bau kommen. Ist die Anlage bereits errichtet, besteht die 
Möglichkeit, dass die Genehmigung für die Nutzung des 
Grundstückes für den Betrieb einer Biogasanlage gericht-
lich entzogen oder mit Auflagen versehen wird. In diesen 
Fällen würde es zu Abweichungen von der Prognose- und 
Renditerechnung und somit zu niedrigeren Ausschüttungen 
an die Anleger kommen. 

Behördliche Auflagen
Nachträgliche behördliche Auflagen für den Betrieb der 
Anlagen können zu zusätzlichen Ausgaben und damit zu 
finanziellen Belastungen der Fondsgesellschaft führen, die 
in der Investitionsplanung bisher nicht berücksichtigt wer-
den konnten. Dies könnte zu nachteiligen Abweichungen 
gegenüber der Investitionsrechnung und der Ergebnispro-
gnose führen. Für den Anleger könnte dies verzögerte oder 
verringerte Ausschüttungen nach sich ziehen.

Verzinsung liquider Mittel
Die Fondsgesellschaft beabsichtigt, liquide Mittel kurz- bis 
mittelfristig anzulegen. Dabei wird in der Prognoserechnung 
von einem Zinssatz von 1,5 % p. a. ausgegangen. Sollte 
diese Verzinsung nicht zu erzielen sein, wird dies zu einem 
geringeren Ergebnis der Fondsgesellschaft führen. Dies 
kann die Ausschüttungen an die Anleger vermindern.

Netzanschluss
Der örtliche Stromnetzbetreiber ist nach dem EEG zur 
Annahme von Strom aus regenerativen Energien verpflich-
tet. Sollte der geplante Netzanschluss nicht oder nicht in 
der zugesagten Form und Anlagenkonfiguration realisiert 
werden, könnte dies zu niedrigeren Einspeisevergütungen, 
erhöhten Kosten und damit zu verminderten Ausschüttun-
gen führen.
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Betriebskosten
Die in der Prospektprognose angenommenen Betriebskos-
ten basieren auf den abgeschlossenen Verträgen, den der 
Emittentin von der UTS Biogastechnik GmbH zur Verfügung 
gestellten Informationen sowie auf vorliegenden Angeboten 
und Erfahrungswerten. Die tatsächlich anfallenden Betriebs-
kosten können von diesen Werten abweichen und höher aus-
fallen. Hierdurch könnte sich das Ergebnis der Fondsgesell-
schaft und die Ausschüttungen an die Anleger vermindern.

Preissteigerung der Betriebskosten
Alle Betriebskosten der Fondsgesellschaft, bei denen die 
Preise nicht vertraglich festgeschrieben sind, wurden in den 
Prospektprognosen mit einer Preissteigerung von jährlich 
2 % berücksichtigt. Sollte die Preisentwicklung höher als 
erwartet ausfallen, würden das wirtschaftliche Ergebnis der 
Gesellschaft und damit die Ausschüttungen niedriger aus-
fallen als geplant.

Betriebsdauer der Anlage
Die Lebensdauer einer Biogasanlage beträgt nach heutigen 
Annahmen mehr als 20 Jahre. Praktische Erfahrungswerte 
über den gesamten Zeitraum gibt es für Anlagen heutiger 
Bauart allerdings noch nicht. Da das EEG eine feste Vergü-
tung für 20 Jahre zzgl. des Inbetriebnahmejahres vorsieht, 
wurde die Ergebnisprognose auf diesen Zeitraum begrenzt. 
Sollten technische und sonstige Gründe dazu führen, dass 
der Betrieb der Anlage früher als geplant eingestellt werden 
muss, würde dies die Wirtschaftlichkeit der UDI Biogas 3 
GmbH & Co. KG mindern und könnte damit zu niedrigeren 
Ausschüttungen an die Anleger führen.

Wärmeverkauf
Im Rahmen des Wärmeverkaufs besteht zum einen das 
Risiko, dass es nicht gelingt, die Wärme an alle Endkun-
den zu verkaufen, die bisher ihr Interesse daran ange-
meldet haben. Zum anderen kann es dazu kommen, 
dass die geplante Wärmemenge nicht in vollem Umfange 
abgenommen wird, z. B. wegen Insolvenz oder Produk-
tionsverlagerung. Es kann zudem nicht ausgeschlos-
sen werden, dass die Wärmeabnehmer langfristig, z. B. 
wegen besserer Gebäudeisolierung, weniger Wärme ver-
brauchen werden, als in der Prognoserechnung einkalku-
liert. Außerdem ist es möglich, dass wärmere Winter zu 
niedrigeren Wärmeverkäufen führen. Folge der beschrie-
benen Risiken wären geringere Einnahmen aus dem 
Wärmeverkauf und damit auch geringere Ausschüttungen 
an die Anleger.

Genehmigungsrisiko
An dem Standort Spergau liegt eine bestandskräftige 
behördliche Genehmigung für den Bau und Betrieb der 
Biogasanlage bereits vor. An den Standorten Pörsten und 
Hesedorf wurden diese Genehmigungen beantragt. Mit ihrer 
Erteilung wird im 2. Quartal gerechnet. Es kann jedoch nicht 
ausgeschlossen werden, dass die zuständige Behörde die 
Erteilung einer Genehmigung verweigert. In diesem Falle 

wäre zu entscheiden, ob die Fondsgesellschaft in einen 
alternativen Standort investiert oder das überschüssige 
Eigenkapital an die Anleger zurückgezahlt wird. Infolge
dessen könnten die Einnahmen der Fondsgesellschaft 
geringer ausfallen, was zu niedrigeren Ausschüttungen an 
die Gesellschafter führen würde. 

Wegfall von Vergütungsboni
Die Kalkulation der Einspeiseerlöse in der Prognoserech-
nung beruht auf der Annahme, dass durch den geplanten 
Betrieb der Biogasanlagen insbesondere die Vorausset-
zungen des sog. Gülle-Bonus erreicht werden. Hierzu 
muss der Anteil von Gülle an den Einsatzstoffen jederzeit 
mindestens 30 % betragen. Nach den Verträgen mit den 
Landwirten sind diese zur Lieferung einer entsprechenden 
Menge verpflichtet. Es kann jedoch nicht ausgeschlossen 
werden, dass wegen des ungleichmäßigen Anfalls der Gülle 
nicht zu jedem Zeitpunkt der erstrebte Prozentsatz sicher-
gestellt werden kann. Dies könnte dazu führen, dass der 
Gülle-Bonus für einen Teil oder für die gesamte Laufzeit 
der Anlage nicht mehr geltend gemacht werden kann. Dies 
würde zu niedrigeren Einnahmen für die Fondsgesellschaft 
und damit zu niedrigeren Ausschüttungen an den Anleger 
führen. Dasselbe gilt für den Fall, dass die Voraussetzun-
gen anderer Boni, wie etwa des Bonus für Strom aus nach-
wachsenden Rohstoffen ( NawaRo-Bonus ) oder des Kraft-
Wärme-Kopplungsbonus ( KWK-Bonus ), dauerhaft nicht 
erreicht werden können.

Weitere Risiken
Weitere wesentliche Risiken existieren nach Kenntnis des 
Anbieters nicht.
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Vorteil der Vermögensanlage Attraktive Renditen, die auch höher ausfallen können als geplant.

Vorsichtiger Kalkulationsansatz Hoher Sicherheitspuffer durch sehr niedrig kalkulierte Zahl der 
Volllaststunden.

Sicherheit durch EEG-Vergütung Der erzeugte Strom wird für 20 Jahre sicher nach EEG vergütet.

Qualitativ hochwertige 
Anlagentechnik

Hohe Wirtschaftlichkeit und Effizienz durch langlebige und qualitativ 
hochwertige Anlagen von UTS Biogastechnik GmbH. 

Prozessoptimierung Durch Maßnahmen zur Optimierung der technischen und biologischen 
Prozesse kann mehr Biogas produziert werden als geplant.

Überzeugendes regionales
Versorgungskonzept

Regionales Versorgungskonzept: Substrate, die vor Ort angebaut wer-
den, sparen Transportkosten und kommen den Landwirten aus der direk-
ten Umgebung zugute.

Langfristig gesicherte 
Rohstoffströme

Der Rohstoffbedarf ist langfristig vertraglich gesichert: 21-jähriger 
Substratliefervertrag gibt Kalkulationssicherheit. 

Mehrertragsklausel Erreicht der Landwirt durch seine erfolgreiche Betriebsführung eine Voll-
laststundenzahl von mehr als 7.500 Stunden, so erhöht sich seine Vergü-
tung für darüber hinaus eingespeiste kWh deutlich.

Perspektive Gasaufbereitung Zukünftig könnte die Einspeisung des aufbereiteten Biogases in das 
Erdgasnetz eine wirtschaftlich interessante Alternative zur Verstromung 
des Gases werden.

Konzept für die Wärmenutzung Großes Potenzial für zusätzliche Einnahmen durch Ausbau der Wärme-
nutzung am Standort Spergau, aber auch in Hesedorf und Pörsten.

Zukunftsenergie Biogas Biogas als Lieferant von Strom und Wärme aus nachwachsenden Rohstof-
fen hat riesiges Potenzial bei knapper werdenden fossilen Brennstoffen.

Mehreinnahmen aus 
Stromverkauf

Wird mehr Biogas erzeugt als kalkuliert, können auch mehr Strom und 
Wärme erzeugt und verkauft werden.

Anlagenoptimierung Durch professionelle Betreuung durch UTS kann mehr Gas als prognos-
tiziert erzeugt und verkauft werden.

Innovationen bei der Steuerung 
der mikrobiologischen Prozesse

Potenzial durch Innovationen, beispielsweise durch neue Bakteri-
enstämme, die mehr Gas produzieren.

Innovationen bei der 
Anlagentechnik

Potenzial durch höhere Wirkungsgrade z. B. der BHKWs.

Innovationen bei den 
Energiepflanzen

Potenzial durch Neuzüchtungen, die höhere Gaserträge bringen als 
kalkuliert.

Perspektive dezentrale 
Stromversorgung

Bei weiter steigenden Strompreisen kann es wirtschaftlich interessant 
sein, den aus Biogas gewonnenen Strom direkt vor Ort zu Preisen über 
der EEG-Vergütung zu verkaufen.

Die Chancen im Überbl ick
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Vorteil der Vermögensanlage
Mit einer Beteiligung an der UDI Biogas 3 GmbH & Co. KG 
ermöglichen Sie die Realisierung eines hocheffizienten und 
zukunftsträchtigen Projektes im Bereich der Erneuerbaren 
Energien und sichern sich zugleich attraktive Renditechan-
cen. Vor dem Hintergrund von Klimaschutz, endlichen fos-
silen Energieträgern sowie steigenden Öl- und Gaspreisen 
entwickelt sich Biogas zur Zukunftsenergie. Biogas als 
Strom- und Wärmelieferant aus nachwachsenden Rohstof-
fen gewinnt immens an Bedeutung. Selbst Erdgas könnte 
künftig zu einem wesentlichen Teil durch Biogas ersetzt 
werden. Dabei eröffnet die Produktion von Biogas ökologi-
sche und ökonomische Chancen gerade für landwirtschaft-
lich geprägte, wirtschaftlich schwache Regionen. Eine Viel-
zahl von Dörfern und Gemeinden könnte sich mit Strom 
und Wärme aus Bioenergie preisgünstig selbst versorgen 
und gleichzeitig große Mengen klimaschädigendes CO2 
einsparen. Gleichzeitig profitieren die Landwirte vor Ort als 
Substratlieferanten und Betriebsführer der Biogasanlagen. 
Investitionen in Erneuerbare Energien sind neben den 
wirtschaftlich interessanten Perspektiven zugleich eine 
Investition in den Erhalt der Lebensgrundlagen künftiger 
Generationen. Der Ausbau Erneuerbarer Energien legt den 
Grundstein für einen schrittweisen Umbau der Energiewirt-
schaft zu einem zukunftsfähigen Energiemix. Die UDI Bio-
gas 3 GmbH & Co. KG bietet Ihnen die Möglichkeit, sich 
als Kommanditist an der Gesellschaft zu beteiligen und so 

Die Chancen – ausführ l ich er läuter t

von den Vorteilen dieser Vermögensanlage zu profitieren. 
Diese Kommanditbeteiligung eröffnet die Chance auf eine 
hohe Rendite mit prognostizierten Ausschüttungen von 
313 % bis zum Jahr 2031, wie sie mit konventionellen Zins-
anlagen kaum zu erzielen ist.

Vorsichtiger Kalkulationsansatz
Für die wirtschaftliche Beurteilung des Projektes wurde 
ein kaufmännisch vorsichtiger Kalkulationsansatz gewählt. 
So wurde z. B. die Dauer, die die Biogasanlage pro Jahr 
Strom produziert, kalkulatorisch entsprechend vorsichtig 
angesetzt. In der Planrechnung wurde nicht die theore-
tisch maximale Stundenzahl von 8.760 Stunden pro Jahr 
angesetzt. Um Ausfallzeiten z. B. durch Wartungsarbeiten 
oder natürliche Schwankungen in der Prozessbiologie zu 
berücksichtigen, wurde bei der Planrechnung davon aus-
gegangen, dass die Anlage nur 7.500 Volllaststunden 
Strom produziert. Dies entspricht einem Sicherheitspuffer 
von 14,38 %. Nach Angaben des Herstellers überschreiten 
Biogasanlagen von UTS in der Praxis regelmäßig 7.500 
Volllaststunden pro Jahr deutlich. Ziel ist es, Werte von 
über 8.000 Stunden zu erreichen. 

Das bedeutet eine große Chance, dass die tatsächlich 
erzielten Einspeiseerlöse über den prognostizierten liegen 
werden, wenn die Substratzufuhr entsprechend erhöht 
wird. Dies wiederum reduziert die Risiken beim Betrieb der 
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Anlage deutlich. Zudem wurde nicht die komplette mögliche 
Wärmenutzung am Standort kalkuliert.

In die Planrechnung fließt nur ein Teil der geschätzten Wärme-
abnahme für den Standort Spergau mit ein. Hier besteht das 
größte Ausbaupotenzial, wenn sich weitere Straßenzüge an 
das bereits existierende Wärmenetz anschließen. In Hesedorf 
und Pörsten ist zumindest eine Teilwärmenutzung geplant. 
Diese ist jedoch nicht in die Planrechnung mit eingeflossen. 
Höhere Wärmeverkäufe in Spergau oder die Umsetzung der 
Konzepte in Hesedorf und Pörsten würden somit zusätzliche 
Einnahmen für die UDI Biogas 3 GmbH & Co. KG aus dem 
Wärmeverkauf und durch den KWK-Bonus bedeuten.

Zusätzlich ergäbe sich dann ein weiterer Sicherheitspuffer 
für unvorhergesehene Kosten. Dies erhöht die Sicherheit für 
den Anleger.

Sicherheit durch EEG-Vergütung
Das EEG sichert für 20 Jahre zzgl. des Inbetriebnahme-
jahres feste Preise für die Abnahme des Stroms, der aus 
Biogas erzeugt und ins Netz eingespeist wird. Da der 
Strom des hier beschriebenen Projekts aus nachwachsen-
den Rohstoffen ( NawaRos ) im Sinne des EEG gewonnen 
wird, vergütet der Netzbetreiber den Strom neben der fest-
gelegten Mindestvergütung zusätzlich mit dem NawaRo-
Bonus. Neben Pflanzensilage wird auch ein hoher Anteil 

an Festmist und Rindergülle zum Einsatz kommen, so 
dass zusätzlich der sogenannte Gülle-Bonus in Anspruch 
genommen werden kann. Hinzu kommt der Bonus für 
Kraft-Wärme-Kopplung ( KWK ), der anteilig für die extern 
genutzte Wärmemenge gezahlt wird. Die höhere Grund-
vergütung und vor allem der Gülle-Bonus von 4 Cent/kWh 
für die ersten 150 kW Leistung schlagen im Ertrag spürbar 
zu Buche. Das bedeutet hohe und langfristig gesicherte 
Einnahmen aus dem Stromverkauf und damit hohe Sicher-
heit für den Anleger.

Qualitativ hochwertige Anlagentechnik
Die UTS Biogastechnik GmbH, welche die Biogasanlagen 
als Generalunternehmer schlüsselfertig errichtet, hat sich 
in der Branche als kompetenter Komplettanbieter für qua-
litativ hochwertige Biogasanlagen einen Namen gemacht. 
In die Konzeption der UTS fließt die Erfahrung aus der 
schlüsselfertigen Errichtung und dem Betrieb von über 100 
Biogasanlagen ein.

Es ist vertraglich vereinbart, dass UTS die Inbetriebnahme und 
Wartung der Anlage zusammen mit dem Betriebsführer vor 
Ort übernimmt. Hierzu hat die Fondsgesellschaft einen Inbe-
triebnahmevertrag und einen Vertrag über die prozessbiolo-
gische Überwachung der Anlagen mit UTS abgeschlossen. 
Diese günstigen Voraussetzungen lassen einen wirtschaftlich 
hocheffizienten Betrieb und hohe Gaserträge erwarten.
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Prozessoptimierung
Die UTS Biogastechnik GmbH wird sich um die fortlaufende 
Optimierung der technischen und mikrobiologischen Pro-
zesse kümmern. Auf diesem Sektor zählt UTS aufgrund ihrer 
langjährigen Erfahrung zu den Marktführern in Deutschland. 
Ziel ist es, die Gaserträge bei gleichbleibender Substrat-
menge zu steigern und damit die wirtschaftliche Rentabilität 
der Anlagen zu erhöhen. Dabei verfolgt UTS einen ganzheit-
lichen Betreuungsansatz, der die Beratung des Landwirtes 
bei der Optimierung der Biomasse ( z. B. Energiepflanzen-
anbau ) und der biologischen Prozesse sowie das Feintu-
ning der Technik für reibungslose Abläufe umfasst. Dies 
lässt einen wirtschaftlichen und hocheffizienten Betrieb der 
Biogasanlagen und hohe Gaserträge erwarten.

Überzeugendes regionales Versorgungskonzept
Das Betreiberkonzept basiert auf einem regionalen Versor-
gungsprinzip: Anders als bei Großanlagen werden die Sub-
strate in der Umgebung der Anlage von dem betriebsführen-
den Landwirt auf dessen eigenen Feldern angebaut, was 
auch die Transportkosten niedrig hält. Zusätzlich beziehen 
alle drei Anlagen Gülle und Mist direkt aus den angeglie-
derten Betrieben. So wird die Wertschöpfung in der Region 
gehalten und kommt allen Beteiligten vor Ort zugute.

Langfristig gesicherte Stoffströme
Der Einkauf der Rohstoffe und der Absatz von Strom sind 
gesichert. Durch langfristige Substratlieferverträge wurde 
für 21 Jahre die Belieferung mit 100 % der benötigten 
Einsatzstoffe vertraglich gesichert. Die Vergütung für die 

Substrate ist vollständig erfolgsabhängig, richtet sich also 
nach dem Umfang des eingespeisten Stroms. Zudem ist 
das Entgelt pro erzeugter Kilowattstunde für 21 Jahre fest-
gelegt. Damit ist die Versorgung der Anlage mit Rohstoffen 
sowie die Stabilität der Substratpreise über den gesamten 
Prognosezeitraum hinweg sichergestellt. 

Der Verkauf von Strom an den örtlichen Netzbetreiber ist als 
Haupteinnahmequelle durch das EEG für 20 Jahre zuzüg-
lich des Jahres der Inbetriebnahme gesetzlich garantiert.

Mehrertragsklausel
Der Erfolg der Anlage hängt maßgeblich von zwei Fakto-
ren ab: Von der Qualität der eingesetzten Substrate und 
der optimalen Betreuung und Wartung der Anlage durch 
den Landwirt vor Ort. Als besonderen Anreiz für die Land-
wirte, die durch ihre Tätigkeit als Substratlieferanten und 
Betriebsführer ganz maßgeblich den erfolgreichen Betrieb 
der Biogasanlage sicherstellen, wurde mit ihnen eine Mehr-
ertragsklausel vereinbart. Ab der 7.501. Volllaststunde 
erhöht sich ihre Vergütung pro kWh erheblich. So kann das 
Engagement des Landwirtes honoriert und gleichzeitig ein 
möglichst hoher Stromertrag für die Anleger sichergestellt 
werden.

Perspektive Gasaufbereitung
Zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung rechnet sich die 
Aufbereitung von Biogas und dessen Einspeisung in das 
Erdgasnetz nur für wesentlich größere Anlagen als die 
hier vorgestellten (  ab ca. 1,5 MW Anlagenleistung ). Es ist 
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jedoch zurzeit Ziel der an mehreren Instituten betriebenen 
Forschung, diesen Aufbereitungsprozess deutlich kosten-
günstiger anbieten zu können. Sollten die Preise für Erd-
gas in den kommenden Jahren stark steigen und dann eine 
günstigere Aufbereitungstechnik zur Verfügung stehen, 
stellt die Gasaufbereitung eine mögliche Alternative dar.

Es könnte dann wirtschaftlich interessant sein, das Biogas 
ins Erdgasnetz zu verkaufen, anstatt es, wie heute geplant, 
zu verstromen. Entsprechend bestünde auch hier eine 
Chance auf eine höhere Gesamtrendite für den Anleger als 
prognostiziert.

Das Konzept für die Wärmenutzung 
Am Standort Spergau existiert bereits ein im Rahmen eines 
Pilotprojektes erbautes Nahwärmenetz, an das die Häuser 
eines Wohngebiets angeschlossen sind. Allerdings fehlte 
bisher eine Wärmequelle. Durch die Einspeisung der Wärme 
können die Anwohner nun mit umweltfreundlicher Ener-
gie versorgt werden. Für die Fondsgesellschaft und damit 
für den Anleger bedeutet dies höhere Einnahmen. Zudem 
besteht die Möglichkeit, das Wärmenetz langfristig zu erwei-
tern. Da diese möglichen Einnahmen in der Planrechnung 
unberücksichtigt geblieben sind, besteht hier Potenzial für 
zusätzliche Einnahmen für die Fondsgesellschaft.

Auch an den beiden Standorten Hesedorf und Pörs-
ten ist eine Nutzung der Wärme geplant. Damit besteht 
auch hier die Chance auf höhere Einnahmen für die 
Fondsgesellschaft.

Zukunftsenergie Biogas
Biogas kann wesentlich dazu beitragen, unsere Energiever-
sorgung bei knapper werdenden fossilen Ressourcen für 
die Zukunft zu sichern. Der klimafreundliche Energieträger 
lässt sich ausgezeichnet speichern und ist grundlastfähig, 
also für die Rund-um-die-Uhr-Versorgung bestens geeig-
net. Biogas ergänzt deshalb als immer verfügbare Energie-
quelle Windkraft und Sonnenenergie ideal. Biogas kann zur 
Erzeugung von Strom und Wärme, aber auch als Kraftstoff 
genutzt werden. Und Biogas kann dank ausgereifter Tech-
nik mit hohem Wirkungsgrad und größter Effizienz erzeugt 
werden. Die intensive Nutzung der vielseitigen und nach-
haltigen Energiequelle Biogas steht dabei erst am Anfang. 
Gerade für strukturschwache Agrarregionen bietet die Bio-
gasproduktion ein enormes ökologisches und wirtschaft-
liches Potenzial. Die Selbstversorgung von Dörfern und 
Gemeinden mit Wärme und Strom aus nachwachsenden 
Rohstoffen kann einen entscheidenden Beitrag zur Ener-
giesicherheit in Deutschland und zur Unabhängigkeit von 
Gasimporten sowie zum Klimaschutz weltweit leisten.

Mehreinnahmen aus Stromverkauf
Bei den Planrechnungen wurden Volllaststunden bei der 
Stromeinspeisung kalkuliert, die bei durchschnittlichem 
Betrieb gut zu erreichen sind. Wenn durch einen höheren 
Substrateinsatz oder durch gute Betriebsführung die Anlagen 
mehr Betriebsstunden pro Jahr leisten als die unterstellten 
7.500 Stunden und die Gaserträge höher ausfallen, führt dies 
zu einer höheren Stromproduktion, zu höheren Einnahmen 
und damit auch zu höheren Ausschüttungen an die Anleger.
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Anlagenoptimierung
Die professionelle Prozessbetreuung durch UTS lässt 
höhere Gaserträge als prognostiziert erwarten. Wenn der 
biologische Vergärungsprozess optimal verläuft, können 
Biogasanlagen höhere Leistungen als geplant erbringen. 
Für diesen Fall besteht die Möglichkeit, die Leistung der 
Blockheizkraftwerke zu erhöhen, indem diese erweitert 
oder ausgetauscht werden. Das würde eine deutlich höhere 
Strom- und Wärmeproduktion ermöglichen und damit ent-
sprechend höhere Erträge erwirtschaften.

Innovationen bei der Steuerung mikrobiologischer 
Prozesse
Die Erforschung der mikrobiologischen Prozesse in einer 
Biogasanlage steht praktisch erst am Anfang. Betreiber, 
Anlagenbauer, Labore und Hochschulen forschen inten-
siv, um den Vergärungsprozess zu optimieren und höhere 
Gaserträge zu erzielen. UTS arbeitet auf diesem Gebiet 
ebenfalls intensiv mit renommierten Instituten zusammen. 
Derzeit sind mehrere Entwicklungen im Gang, die auch den 
Anlagen dieses Fonds zugutekommen können. Neue Bak-
terienstämme, die die Substrate schneller und effizienter 
abbauen, könnten die Gaserträge erhöhen oder die gleiche 
Gasmenge aus weniger Rohstoffen produzieren. Auch neue 
Enzympräparate können die Effizienz der Gärprozesse 
steigern.

Innovationen bei der Anlagentechnik
Auch in der Anlagentechnik sind Innovationen zu erwarten, 
die die Wirtschaftlichkeit und Effizienz der Biogasanlagen 
oder die Weiterverwertung von Biogas optimieren. Mit 

Blockheizkraftwerken ( BHKW ) höheren Wirkungsgrades 
könnte beispielsweise aus der gleichen Menge Biogas mehr 
Strom und Wärme gewonnen werden.

Innovationen bei den Energiepflanzen
Beim Anbau von nachwachsenden Rohstoffen können 
neue Erkenntnisse dazu beitragen, pro Tonne Biomasse 
höhere Erträge zu erzielen. Spezielle Pflanzensorten 
könnten gezüchtet werden, die sich noch besser zum 
Vergären in Biogasanlagen eignen und eine größere 
Gasausbeute liefern als heute möglich. Dabei wird selbst-
verständlich auf gentechnisch verändertes Saatgut ver-
zichtet. Letztendlich soll erreicht werden, dass sich die 
Kosten für die Rohstoffe durch Ertragssteigerungen und 
Verbesserungen der Anbauverfahren senken lassen. 
Da der Landwirt erfolgsabhängig pro eingespeister kWh 
Strom bezahlt wird, profitiert er ganz besonders von einer 
optimalen Rohstoffqualität. Und dies kommt letztlich auch 
dem Anleger zugute.

Perspektive dezentrale Stromversorgung
Die Einspeisevergütung für Biogas-Energie nach dem EEG 
entspricht heute ungefähr den Endverbraucherpreisen für 
Strom. Da Biogas im Gegensatz zu Sonnenenergie und 
Windkraft grundlastfähig ist und für die konstante Strompro-
duktion genutzt werden kann, besteht bei weiter steigenden 
Strompreisen die Perspektive, den Biogas-Strom regional 
zu vermarkten. Wenn die Endverbraucherpreise weiter stei-
gen, könnte Strom in einem lokalen Stromnetz zu einem 
höheren Preis angeboten werden, als es die EEG-Vergü-
tung vorsieht.
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Strom und Wärme aus nachwachsenden Rohstoffen sind 
zwei vielversprechende Wege, um die Energieversorgung 
umweltfreundlich zu gestalten. Hierüber sind sich alle poli-
tischen Lager einig. Energiepflanzen, die vor Ort wachsen 
und speziell für die Energieerzeugung angebaut werden, 
machen unabhängiger von den endlichen fossilen Energie-
trägern Erdöl, Erdgas und Kohle. 

Energie aus Biomasse schont das Klima und trägt dazu bei, 
die Klimaschutzziele zu erreichen. Und nicht nur die Umwelt 
profitiert: Der Anbau von Energiepflanzen schafft neue Per-
spektiven selbst für Landwirte im Nebenerwerb, für die die 
Landwirtschaft sonst kaum mehr rentabel ist. Biogas aus 
Biomasse kann dank ausgereifter Technik mit hohem Wir-
kungsgrad und größter Effizienz erzeugt werden, denn Bio-
gas kann aus der ganzen Pflanze gewonnen werden. So 
wird viel mehr Energie aus der gleichen Pflanzenmenge 
freigesetzt, als wenn nur bestimmte Pflanzenteile verwertet 
werden wie z. B. bei der Ölpressung. Selbst Nebenprodukte 
der Landwirtschaft wie Gülle, Mist oder organische Abfälle 
können verwertet werden.

Multitalent Biogas sichert Mobilität und Energie-
versorgung zugleich
Biogas ist ausgesprochen vielseitig. Es kann in einem Block-
heizkraftwerk verbrannt werden, um Strom und Wärme zu 
erzeugen. Als immer verfügbare Energiequelle ergänzt Bio-
gas deshalb Windkraft und Sonnenenergie ideal. Denn Bio-
gas liefert Energie rund um die Uhr und ist somit grundlast-
fähig. Biogas, das als Bio-Methan aufbereitet wird, kann in 
Tanks abgefüllt oder in Pipelines transportiert werden. Weil 
seine Eigenschaften denen des Erdgases gleichen, kann es 

Erdgas ersetzen und dessen bereits bestehende Infrastruk-
tur nutzen. An Biogastankstellen kann der Kraftstoff vom 
Acker von Erdgasfahrzeugen getankt werden und macht 
umweltfreundlich mobil. Dabei fährt man mit Biogas sogar 
wesentlich schadstoffärmer als mit Biodiesel. 

Wärme fällt bei der Biogasverstromung automatisch an: 
Wird aus Biogas Strom gewonnen, können zunächst rund 
40 % der Energie umgesetzt werden, die im Biogas enthal-
ten ist. Wird zusätzlich die anfallende Wärme genutzt, steigt 
die Energieausbeute auf bis zu 85 %. Dezentrale Biogas-
Blockheizkraftwerke erzeugen Strom und versorgen gleich-
zeitig z. B. Gartenbaubetriebe, Sägewerke, Krankenhäuser, 
Schulen, Turnhallen und Bürogebäude mit Wärme. Gerade 
in ländlichen Gegenden können Kommunen so ihren 
gesamten Energiebedarf unabhängig decken. 

Bakterien produzieren Energie
Biogasanlagen arbeiten nach dem Prinzip des Rinderma-
gens. In sogenannten Fermentern bauen Bakterien unter 
Luftabschluss Biomasse ab und erzeugen dadurch Biogas. 
Ausgangsmaterial können unterschiedliche Substrate sein. 
Meist werden mehrere Rohstoffe bakterienfreundlich kombi-
niert. Gülle und Mist sind den Kleinstlebewesen ebenso will-
kommen wie Mais- oder Grassilage. Anlagen, die nachwach-
sende Rohstoffe ( sog. NawaRos ) vergären, werden durch 
das EEG mit einem Zusatzbonus belohnt. Einem NawaRo-
Substrat ( z. B. Mais ) wird oft auch Gülle beigesetzt, um den 
Vergasungsprozess zu stabilisieren. Biogas besteht vor 
allem aus Methan, enthält daneben aber auch CO2, Stick-
stoff und weitere Gase wie Spuren von Schwefelverbindun-
gen. Soll Biogas ins Erdgasnetz eingespeist werden, muss 
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der Methangehalt auf den von Erdgas ( mindestens 95 % ) 
angehoben werden. Das Biogas muss dazu aufbereitet 
werden: Alle Spurengase und Wasser werden vollständig 
entfernt, der Kohlendioxidanteil reduziert. Die Technik hier-
für ist bereits praxiserprobt. Prozess und entsprechende 
Systeme sind zurzeit allerdings noch relativ aufwendig und 
teuer und lohnen erst bei großen Biogasanlagen. An allen 
hier vorgestellten drei Standorten wird daher das Biogas zur 
Strom- und Wärmeproduktion verwendet. 

Energiepflanzen als ökologisch sinnvoller Rohstoff
Energiepflanzen wie spezielle gentechnikfreie Maiszüchtun-
gen liefern besonders hohe Erträge an Biogas. Dazu wird 
Mais gehäckselt, luftdicht abgeschlossen in Silos verdichtet 
und dadurch haltbar gemacht. Vor allem Mais-, Gras- oder 
Getreidesilagen werden in Biogasanlagen vergoren. Beson-
ders ertragreich ist der Zwei-Kulturen-Anbau, bei dem die 
Ackerfläche sowohl ökologisch, als auch ökonomisch sinn-
voll genutzt wird. Dabei wird im Frühjahr z. B. der Klassiker 
Mais ausgesät und im Herbst geerntet. Danach wird die 
Zweitkultur – üblicherweise ein Wintergetreide – angebaut. 
Ein weiterer Vorteil kommt hinzu: In den Gärrückständen 
sind noch alle Nährstoffe und Spurenelemente erhalten, die 
dem Boden zuvor durch das Pflanzenwachstum entzogen 
wurden. Der Gärrückstand ist daher ein wertvoller Dünger 
für die Felder. Außerdem wird Gülle durch die Vergärung zu 
einem höherwertigen Pflanzennährstoff veredelt, als wenn 
sie direkt als Dünger aufs Feld ausgebracht wird.

Biogas ist klimafreundlich und CO2-neutral
Wird Biogas verstromt, wird genau so viel CO2 freigesetzt, 
wie die Pflanzen während ihres Wachstums aufgenommen 
haben. Biogas ist deshalb im Gegensatz zu fossilen Brenn-
stoffen CO2-neutral. Wird Biogas in Strom umgewandelt 
und die dabei entstehende Wärme vollständig genutzt, um 
Erdgas- oder Ölheizungen zu ersetzen, schneidet Biogas 
noch besser ab. Mit der gleichen Menge Biogas wird dann 
doppelt Energie gewonnen: Strom und Wärme. Biogas hilft 
so, Treibhausgas zu vermeiden. Laut Öko-Institut sinkt der 
Ausstoß von CO2 dabei um rund 400 Gramm pro Kilowatt-
stunde. Ein weiterer Aspekt: Wenn Gülle oder Stallmist mit-
vergoren werden, erspart dies zusätzlich Methanemissio-
nen aus der Viehhaltung. Das Methan wird dabei verbrannt 
statt in die Luft abgegeben. Schließlich weist Methan etwa 
den 23-fachen Treibhauseffekt von CO2 auf!

Perspektiven Energiesicherheit durch Biogas
Um diese Chancen zu nutzen, kann Biogas einen bedeu-
tenden Beitrag leisten. Der immer verfügbare Energieträger 
aus nachwachsenden Rohstoffen wird Wind und Sonnen-
energie in Zuverlässigkeit, Effizienz und Verfügbarkeit ideal 
ergänzen.

Potenzial bei Weitem nicht ausgeschöpft
20 % des deutschen Stromverbrauchs könnten kurzfristig 
mit klimafreundlichem Biogas gedeckt werden. Aktuell wird 
nur ein Zehntel des vorhandenen Potenzials genutzt. Noch 
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interessantere Perspektiven eröffnen sich, wenn die Aufbe-
reitung von Biogas zu Erdgasqualität günstiger und damit 
auch für kleinere Anlagen rentabel wird. Dann könnte Gas in 
großem Stil ins Erdgasnetz eingespeist werden. Dies würde 
unsere Gasversorgung weniger abhängig von russischen 
Gasimporten machen.

Chancen für die regionale Landwirtschaft
Die Biogasproduktion eröffnet Landwirten lohnende neue 
Arbeitsfelder und langfristige Planungssicherheit: Diese 
können Energiepflanzen anbauen und über langfristige Ver-
träge sicher verkaufen oder eine Biogasanlage auf eigenem 
Grund betreiben. Da für eine Biogasanlage eine regionale 
Rohstoffversorgung mit Energiepflanzen, Gülle und Mist am 
sinnvollsten ist, liegen hier Chancen für eine sichere und 
gute Einnahmequelle für Landwirte. Die NawaRos wer-
den aus der unmittelbaren Umgebung beschafft. Günstig 
ist dabei ein Radius von etwa 10 bis 20 Kilometern. Die 
Landwirte vor Ort erhalten durch langfristige Lieferverträge 
für die Biomasse eine neue wirtschaftliche Perspektive. 
Bei den drei hier vorgestellten Betrieben handelt es sich 
jeweils um sogenannte Mischbetriebe. Neben dem Anbau 
von Feldfrüchten werden hier ebenfalls Kühe gehalten und 
Milch produziert. Gerade angesichts der niedrigen Milch-
preise bietet die Biogasanlage den Landwirten eine neue 
Perspektive.

Die Biogas-Vorteile auf einen Blick

►► Nahezu wetter- und saisonunabhängiger Anlagenbetrieb

►► Grundlast- und spitzenlastfähig

►► Biogas ist speicherbar

►► Konkurrenzlos hohe Energieausbeute bei 
Kraft-Wärme-Kopplung

►► Komplett aus nachwachsenden Rohstoffen 
produzierbar

►► CO2-neutral

►► Umweltfreundlich durch Vermeidung von Methan- 
emissionen aus Gülle

►► Hoher technischer Standard der Anlagen

►► Hohe Planbarkeit der wirtschaftlichen Ergebnisse

►► Hohes Potenzial für technische und biochemische 
Fortschritte
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Wesentlicher Schlüssel zum Erfolg der Biogasanlagen ist 
die Verlässlichkeit der Technik und damit auch der zu erzie-
lenden Einnahmen. UDI hat daher bei der Auswahl des 
Technologiepartners großen Wert auf dessen umfangreiche 
Expertise gelegt und mit der UTS Biogastechnik GmbH ein 
sehr erfahrenes Unternehmen gefunden.

Bei der Auswahl der Standorte wurde konsequent darauf 
geachtet, dass sich die landwirtschaftlichen Flächen um 
die jeweilige Anlage zum Anbau von Energiepflanzen eig-
nen und so genügend Substrat aus der nahen Umgebung 
bezogen werden kann. Auf diese Weise profitieren auch die 
lokalen Landwirte als Betriebsführer der Biogasanlage und 
können die Anlage zuverlässig mit Energiepflanzen, Gülle 
und Mist beliefern.

UTS als Generalunternehmer
Mit der UTS Biogastechnik GmbH hat UDI einen innovati-
ven Komplettanbieter als Partner an seiner Seite, welcher zu 
Deutschlands führenden Biogas-Unternehmen zählt. Hervor-
gegangen aus dem 1992 gegründeten Unternehmen U.T.S. 
Umwelt-Technik-Süd GmbH, welches seinerzeit Pump- und 
Rührtechnik für Gülleanlagen baute, plant und realisiert die 
UTS Biogastechnik GmbH seit 2002 schlüsselfertige und qua-
litativ hochwertige Biogasanlagen – national wie international. 

Das Unternehmen mit Hauptsitz in Hallbergmoos bei Mün-
chen ist derzeit in Deutschland an drei Standorten sowie 

mit mehreren Servicestationen vertreten und betreibt Nie-
derlassungen in Italien, Spanien und Großbritannien sowie 
Joint Ventures in Ungarn und Tschechien. Inhaber von UTS 
ist Dr. Andrew Benedek, ehemaliger Inhaber und CEO 
der international agierenden ZENON Firmengruppe, der 
einem erfahrenen Team von Agrar-, Chemie-, Verfahrens-, 
Maschinenbau- und Umweltexperten mit umfassenden 
und interdisziplinären Erfahrungen in der Biogasbranche 
vorsteht. 

UTS hat sich seine herausragende Position durch konse-
quente Forschung und Entwicklung sowohl im Bereich der 
Komponenten und Technik als auch im Bereich der Bedien-
freundlichkeit der Anlagen erarbeitet. Die langjährige und 
umfangreiche Erfahrung des Unternehmens und seiner 
Mitarbeiter fließt von jeher konsequent in die Konzeption, 
Planung sowie den Bau und Betrieb eigener Biogasanlagen 
ein. Um dem eigenen Anspruch an optimale Biogaserzeug-
nisse in allen Teilbereichen gerecht zu werden, kooperiert 
UTS mit Laboren, Verbänden, Instituten und Experten 
und macht die Anlagen auf diese Weise noch effizienter 
und rentabler. UTS ist als Fachbetrieb nach § 19 l WHG 
vom TÜV Süd zertifiziert und hat dem Markt kürzlich mit 
der Filterschneckenpresse und dem neuen Serviceschacht 
hauseigene Innovationen vorgestellt, die sich in der Praxis 
bereits ausgiebig bewährt haben. Mittlerweile hat UTS über 
100 Biogasanlagen schlüsselfertig errichtet und in Betrieb 
genommen.
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Schlüsselfertige Anlagen zur Biogaserzeugung
Als Generalunternehmer projektiert, plant und baut UTS 
schlüsselfertige Biogasanlagen. Das Leistungsspektrum 
umfasst dabei alle Projektschritte bis zum Betrieb der 
Anlage und darüber hinaus:

►► Konzeption

►► Vorplanung

►► Genehmigungsphase

►► Anlagenbezogene Finanzierungs- und 
Versicherungskonzepte

►► Bau und Montage

►► Inbetriebnahme und Service

►► Biologische Prozessbetreuung

►► Anlagensteuerung mit Fernüberwachung

►► Optimierung der Prozessabläufe 
 
In diesem Rahmen erarbeiten die erfahrenen UTS-Exper-
ten individuelle Konzepte zum Energiepflanzenanbau und 
zur Versorgungslogistik, sie schließen Substratverträge 
mit den Landwirten ab und entwickeln Lösungen für die 
Verwertung der Gärreste und die sinnvolle Nutzung der 
anfallenden Wärme. Natürlich stellen sie für den Betreiber 
auch sicher, dass die Vergütung der Kraft-Wärme-Kopplung 

( KWK ) nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz ( EEG ) 
einschließlich KWK-Bonus gewährleistet ist. 

Maßgeschneiderte Anlagen mit
maximaler Energieausbeute
Dabei ist jede Biogasanlage aus dem Hause UTS individuell 
geplant und den jeweiligen örtlichen Begebenheiten exakt 
angepasst. Die für den perfekten Betrieb der Anlage erfor-
derlichen Schlüsselkomponenten fertigt UTS selbst, weitere 
Komponenten kauft UTS bei den jeweiligen Technologiefüh-
rern hinzu. Die UTS-Experten stehen dem Betreiber dabei 
in jeder Projektphase beratend und unterstützend zur Seite. 
Nach Fertigstellung der Anlage bietet UTS einen Inbetrieb-
nahme-Service an, um auf diese Weise schnellstmöglich die 
Nennleistung der Anlage zu erreichen. Dabei werden auch 
das Blockheizkraftwerk und die gesamte Anlagensteuerung 
exakt auf die individuellen Gegebenheiten abgestimmt und 
die Anlage unter steter Beobachtung angefahren. Auch die 
Einweisung und die Schulung des Betriebspersonals wer-
den von erfahrenen UTS-Fachleuten übernommen.

Technische und biologische Prozessbetreuung
Bei der Realisierung von Biogasanlagen kommt der kontinu-
ierlichen Prozessbetreuung eine wichtige Rolle zu. Denn nur 
wenn Störungen der Anlagentechnik und Biologie frühzeitig 
erkannt werden, können sie schnell behoben werden und 
die Effizienz der Anlage wird nicht oder kaum beeinträch-
tigt. Durch modernste Steuerungstechnik und die Aufstel-
lung deutschlandweiter Servicestützpunkte realisiert UTS 
eine effektive und anlagenoptimierende Prozessbetreuung. 
Zur detaillierten Bewertung des Biogasprozesses hat UTS 
ein System entwickelt, welches eine reproduzierbare und 
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gleichmäßige Probenanalyse ermöglicht. Dadurch lassen 
sich die Ergebnisse verschiedener Anlagen miteinander 
vergleichen, Optimierungspotenziale erkennen und Syner-
gieeffekte erzielen. 

Die UTS-Experten sind auch bei der biologischen Prozess-
führung immer an der Seite des Betreibers, um die mikro-
biologische Leistungsfähigkeit der Anlage zu optimieren. 
Damit der Gärungsvorgang optimal ist und möglichst viel 
Biogas produziert wird, gilt dem Bakterienmilieu sorgfäl-
tige Aufmerksamkeit. Die Hauptarbeit wird von Mikroben 
geleistet, die auf ideale Lebensbedingungen angewiesen 
sind. Nur wenn diese gasproduzierenden Bakterien mit aus-
reichend Nährstoffen und Spurenelementen versorgt sind, 
können höchste Gaserträge erzielt werden. Anhand von 
Laborwerten erkennen die UTS-Experten biochemische 
Veränderungen sofort und können entsprechende Maßnah-
men ergreifen. So sind eine erhöhte Gasausbeute sowie die 
Stabilisierung der Prozessabläufe gesichert.

Die UTS Helios®-Biogasanlage 
Die Helios®, die an allen drei Standorten errichtet werden soll, 
ist eine von UTS entwickelte und patentierte Biogasanlage, 
welche sich durch hohe Verarbeitungsqualität auszeichnet. 
Die Helios®-Anlage verfügt über eine von UTS entwickelte 
Pump- und Rührtechnik, ist robust, zuverlässig und war-
tungsfreundlich. Sie vereint hohe Gaserträge mit niedrigen 
Betriebskosten. Substrate wie Maissilage, Ganzpflanzensi-
lage, Rapssilage, Gras und Grassilage können mit oder ohne 
Mist und Gülle vergoren werden. Jede Anlage wird individuell 
geplant und optimal an die örtlichen Gegebenheiten ange-
passt. Die Biogasanlage Helios® zeichnet sich aus durch: 

►► Große Systemflexibilität

►► Variable Erweiterungsfähigkeit

►► Praxiserprobte Systembauweise

►► Standardisierte Systembaulösung

►► Hohe Betriebssicherheit und vollständige 
Restgasnutzung

►► Baumusterprüfung

UTS-Biogasanlagen haben generell einen geringen Eigen-
strombedarf, was die Wirtschaftlichkeit zusätzlich erhöht. 
Ferner verfügen sie über den patentierten UTS-Service-
schacht, welcher Rührwerkswartungen, die herstellerunab-
hängig einmal jährlich vorgenommen werden sollten, ohne 
Öffnen des Fermenterdachs und ohne vollständigen Verlust 
des erzeugten Biogases ermöglicht. Selbst der Austausch 
eines Rührwerks kann so in nur ca. 2 Stunden durchgeführt 
werden, so dass der Betrieb der Anlage binnen kurzer Zeit 
wieder aufgenommen werden kann.

Der Betreiber der Anlage erhält damit größtmögliche Flexi-
bilität bei der Auswahl der Einsatzstoffe. Zugleich kann er 
mit hohen Einnahmen für den in das öffentliche Netz ein-
gespeisten Strom rechnen, welcher über ein angeschlos-
senes Blockheizkraftwerk produziert wird. Neben den 
Nachwachsende-Rohstoffe ( NawaRo )- und den Gülle-Boni 
kann die Biogasanlage zusätzlich den Kraft-Wärme-Kopp-
lungs-Bonus für außerhalb der Anlage genutzte Abwärme 
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generiesren. Mit der erzeugten Wärme, die als nützliches 
Nebenprodukt bei der Stromerzeugung freigesetzt wird, 
können z. B. Gebäude am Standort beheizt oder Brauch-
wasser erwärmt werden.

Herzstück der UTS-Anlage ist die ZPS, die zentrale Pump-
station. Diese Pumpstation nimmt die Fördervorgänge 
innerhalb der Biogasanlage vor und zeichnet sich durch 
hohe Leistungsstärke und Zuverlässigkeit aus. Bei der ZPS 
4000 E bildet die von UTS entwickelte und praxisbewährte 
UTS-Kreiselpumpe das Kernstück. Zu- und Ableitungen 
für die ZPS sind mit pneumatischen Industriearmaturen 
ausgeführt. 

Die Technik der UTS-Biogasanlagen umfasst im 
Wesentlichen folgende Prozessschritte:

Die Beschickung der Anlage
Die Anlage kann sowohl mit festen als auch mit flüssigen 
Einsatzstoffen beschickt werden. Während Gülle direkt in 
den Fermenter gepumpt wird, werden feste Einsatzstoffe 
über einen von UTS entwickelten Kratzbodenbeschicker 
automatisch in den Fermenter gefördert. Der Beschicker 
fasst eine durchschnittliche Tagesmenge an Einsatzstoffen 
für die Biogasanlage. Höhenniveaus werden mit störungs
unanfälligen Förderbändern überwunden.

Der Hauptfermenter
Der Hauptfermenter ist ein runder Grubenspeicherfermenter 
mit Betondecke. Die zwei installierten hydraulischen, höhen-
verstellbaren Rührwerke können optimal auf die jeweiligen 

Anforderungen eingestellt werden. Dadurch lässt sich die 
gesamte Anlage während der Betriebszeit an nahezu alle 
Einsatzfälle anpassen. Da der hydraulische Antrieb des Rühr-
werks für eine besonders hohe Schubleistung sorgt, ist stets 
eine ausreichende Vermischung gewährleistet und Tempera-
tur und Mikroorganismen werden ideal im Behälter verteilt. 

Die Edelstahl-Heizleitungen im Fermenter haben einen 
Durchmesser von über 10 cm und transportieren die Wärme 
bei einer möglichst konstanten Temperatur zwischen 37 und 
43 °C so in den Behälter, dass die Mikroorganismen zu kei-
nem Zeitpunkt überhitzt werden. Auf diese Weise ist eine 
überdurchschnittlich hohe Gasausbeute gewährleistet. Das 
erzeugte Biogas sowie das vergorene Substrat werden in 
das Gärrestlager gepumpt. Die Rührwerke sind über Ser
viceschächte erreichbar und so hervorragend zu warten.

Das Gärrestlager
Das Gärrestlager ist ein Grubenspeicherfermenter mit Gas-
speicherdach. Er besitzt die gleiche rührtechnische Aus-
stattung wie der Fermenter, dient aber im Wesentlichen zur 
Speicherung des erzeugten Biogases und des vergorenen 
Substrates. Eine Beheizungsmöglichkeit zur weiteren Aus-
nutzung des Substrates ist vorgesehen. Das erzeugte Bio-
gas wird im Behälter durch die Zugabe von Luft biologisch 
entschwefelt. Dabei wandeln natürliche Mikroorganismen 
die gasförmigen Schwefelverbindungen mit der zugesetz-
ten Luft in elementaren Schwefel um. Dieser stellt ebenso 
wie die anderen im Gärsubstrat verbleibenden Rückstände 
einen idealen und nahezu geruchsfreien Dünger für land-
wirtschaftliche Flächen dar. 
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Das Blockheizkraftwerk ( BHKW )
Der Anlage ist ein Hochleistungs-Blockheizkraftwerk ange-
schlossen, in dem die im Biogas enthaltene Energie umge-
setzt wird. Die installierte elektrische Leistung ist auf den 
jeweiligen Standort abgestimmt. In der Regel ist dies ein 
Containermodul, das sich durch besondere Servicefreund-
lichkeit auszeichnet. Neben Strom wird hier durch Kraft-
Wärme-Kopplung auch Heizwärme erzeugt.

Der Technikraum
Der Technikraum befindet sich in einem Gebäude zwischen 
Fermenter und Gärrestlager, wodurch eine optimierte Lei-
tungsführung gewährleistet ist. Hier befindet sich die Schalt-
zentrale für die Anlage, von der aus alle Stoffströme und 
technischen Prozesse gesteuert werden. Dazu zählen auch 
der Substratnachschub sowie die Überwachung der gesam-
ten Prozessleittechnik. Die Anlage wird dabei über eine 
computergesteuerte Schaltanlage vollautomatisch betrie-
ben. Fernüberwachung und die Weiterleitung von Störmel-
dungen sind bei UTS Standard.

Die Vorteile der UTS-Biogasanlagen im Überblick:

►► UTS-Beschickungsanlage zur störungsarmen För-
derung verschiedenster Substrate und Förderband 
mit minimalem Eigenstrombedarf und geringen 
Wartungskosten

►► Hydraulische UTS-Rührwerke mit jeweils optimier-
ter Leistungskraft zur Vermischung verschiedener 
Substrate

►► Positionierung aller elektrischen Antriebe außerhalb der 
Fermenter und dadurch gute Wartung sowie erheblich 
kürzere Ausfallzeiten im Störfall

►► 	Patentierte UTS-Serviceschächte für optimierte War-
tungszeiten und zur Senkung der Methanemissionen

►► 	Geräumiger und gut zugänglicher Technikraum als 
Verbindungselement zwischen den Behältern

►► Zentrale Pumpstation zur Substratförderung inner-
halb der Anlage mit minimalem Eigenstrombedarf und 
höchster Zuverlässigkeit

►► Sicherheit für den Anwender durch jahrelange Erfah-
rung und bewährte Praxis aller Bauteile

►► Strenges Qualitätsmanagement zur kontinuierlichen 
Optimierung aller Bauteile
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An allen drei Standorten werden qualitativ hochwertige 
Biogasanlagen durch deren Hersteller UTS Biogastechnik 
GmbH errichtet. Die zwei Anlagen in Hesedorf und Spergau 
haben eine Nennleistung von 400 kW, die etwas größere 
Anlage in Pörsten eine von 600 kW. Die in die Blockheiz-
kraftwerke eingebauten Gas-Otto-Motoren stammen von 
der Firma MWM GmbH ( Motoren-Werke Mannheim, früher: 
DEUTZ Power Systems ).

Zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung liegen für alle drei 
Standorte langfristige Lieferverträge ( 21 Jahre ) für die 
benötigten Rohstoffe vor. Alle Grundstücke sind vertrag-
lich durch Pachtverträge mit einer Laufzeit von 21 Jahren 
gesichert. Die Bauverträge über die Biogasanlagen wur-
den für alle drei Standorte geschlossen. Zum Zeitpunkt der 
Prospektaufstellung liegen noch nicht alle erforderlichen 
behördlichen Genehmigungen vor. Am Standort Spergau 
wurden die erforderlichen behördlichen Genehmigungen 
bereits erteilt. Für Pörsten und Hesedorf liegen diese noch 
nicht vor, wurden aber bereits beantragt. Der Erteilung 

stehen nach Kenntnis der Anbieterin keine tatsächlichen 
oder rechtlichen Hindernisse entgegen. Die voraussichtli-
che Fertigstellung der  Biogasanlagen ist für den Standort 
Spergau im 4. Quartal 2010 und für die Standorte Hesedorf 
und Pörsten im 2. Quartal 2011 vorgesehen. Für alle Stand-
orte wurde ein kaufmännisch vorsichtiger Kalkulationsan-
satz gewählt:

►► geringe Volllaststundenzahl von 7.500 Stunden pro 
Jahr

►► Verkauf der Abwärme nur teilweise bei den Einnahmen 
berücksichtigt

Technisch möglich sind an allen Standorten Betriebszeiten von 
deutlich über 8.000 Volllaststunden. Das bedeutet eine reelle 
Chance auf eine deutlich höhere Biogasausbeute und mehr 
Einnahmen für Strom und Wärme, die aber aus Sicherheits-
gründen in die Prospektkalkulation nicht eingerechnet wurde. 
Zusätzliches Potenzial liegt im Ausbau der Wärmenutzung.

Hesedorf

Spergau

Pörsten
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„Willkommen in Spergau, wir verbinden Industrie und Tradi-
tion“ – so wird der Besucher der Homepage der Gemeinde 
Spergau in Sachsen-Anhalt begrüßt. Und in der Tat, so stellt 
man bei intensiverer Beschäftigung mit der Geschichte und 
Entwicklung von Spergau fest, trifft dieser Satz genau den 
Punkt. 

Spergau liegt idyllisch im Landkreis Saalekreis zwischen 
Merseburg und Weißenfels und wurde bereits vor über 
1.000 Jahren erstmals urkundlich erwähnt. Westlich des 
Gemeindegebietes verläuft die Bundesstraße 91 von Halle 
( Saale ) nach Zeitz. Spergau gehört heutzutage zur Verwal-
tungsgemeinschaft Bad Dürrenberg. 
 
Die kleine, selbstbewusste Gemeinde zählte 2009 etwas 
mehr als 1.100 Einwohner auf einer Fläche von 1.083 Hek-
tar und kann auf eine bewegte Geschichte zurückblicken.

Fakten, die für sich sprechen 
Das auffälligste Bauwerk in Spergau ist die Jahrhundert-
halle. Sie bietet Platz für knapp 2.000 Gäste und fasst somit 
beinahe doppelt so viele Menschen wie es in Spergau Ein-
wohner gibt. Und da der Spergauer an sich ein geselliger 
Mensch ist, wird diese Halle auch ausgiebig genutzt: Ein 
reges Vereinsleben, Konzerte, Theateraufführungen, Sport
events etc. sorgen dafür, dass Langeweile ein Fremdwort 
bleibt. Am ersten Sonntag im Februar findet alljährlich die 
„Spergauer Lichtmess“ statt, ein uralter Brauch, der aus vor-
christlicher Zeit herrührt und zahlreiche Touristen anlockt. 

In Spergau entwickelte sich im Laufe der Jahre eine überaus 
attraktive Wohnkultur und hohe Lebensqualität. Die konse-
quente Dorfsanierung, die Investitionen in die Schaffung 
von Parks, Grünflächen und Erholungszonen für Bewohner 

und Touristen wurden belohnt: Spergau wurde 1997 zum 
wiederholten Male Sieger beim Wettbewerb „Unser Dorf 
soll schöner werden“. Für die entstehende Biogasanlage 
bedeutet die hohe Wohnqualität in Spergau, dass sehr gute 
Chancen für eine langfristige Wärmeabnahme bestehen. 

Stabilität und Zukunft dank Biogas
Die Biogasanlage, die sich im Randgebiet der Spergauer 
Gemarkung erstrecken wird, hat eine elektrische Nennleis-
tung von 400 kW. Die Baugenehmigung für die Anlage ist 
bereits erteilt. Betreiber der Anlage ist die Ackerbau- und 
Rinderzucht GmbH in Spergau mit ihrem Geschäftsführer 
Siegfried Walther. Agrarexperte Walther bewirtschaftet ein 
Anwesen mit ca. 760 ha Fläche und hat neun Angestellte. 
Sein aktueller Viehbestand beläuft sich derzeit auf 110 Kühe 
und 116 Jungrinder.

Schon seit langer Zeit beschäftigt sich Walther mit dem 
Thema „Biogas“. Wie viele seiner Kollegen sieht der Land-
wirt die Chancen, die sich ihm, aber auch der Gemeinde 
Spergau durch Inbetriebnahme der Biogasanlage bieten 
werden: Spergau verfügt idealerweise bereits über ein teil-
weise ausgebautes Nahwärmenetz, in das die bei der Bio-
gasverstromung erzeugte Wärme eingespeist werden kann. 
Walthers gesamter landwirtschaftlicher Betrieb, aber auch 
ganz Spergau, könnte im Laufe der Zeit mit Biogaswärme 
versorgt werden, auch wenn diese Vision heute vielleicht 
noch Zukunftsmusik ist. Durch den Verkauf der Wärme wird 
die Anlage noch effizienter und für Betreiber und Fondsge-
sellschaft noch rentabler. Der hohe ökologische und ökono-
mische Nutzen liegt auf der Hand.

Siegfried Walther sieht die Biogasanlage auch als Exis-
tenzsicherung. Das Projekt Biogas ermöglicht ihm eine 

Spergau in Sachsen-Anhalt
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Blockheizkraftwerk ( BHKW ) Gas-Otto-Motor von MWM

Nennleistung 400 kW elektrisch / 398 kW thermisch

Wirkungsgrade lt. Hersteller 42,5 % elektrisch / 42,3 % thermisch

Kalkulierte Volllaststunden 7.500 h pro Jahr

Substratliefer- und 
Betriebsführungsvertrag

Liegt vor, Substratlieferant und Betriebsführer ist die 
Ackerbau und Rinder GmbH, Spergau

Laufzeit des Vertrages 21 Jahre 

Geplanter Substrateinsatz Maissilage: ca. 5.200 t pro Jahr
Rindermist: ca. 3.300 t pro Jahr

Abnahme der Gärreste Gesichert

Wärmenutzung Geplant ist, in ein bestehendes Nahwärmenetz eines Wohngebietes ein-
zuspeisen. Kalkulierte Mindestabnahmemenge: 1 Million kWh pro Jahr.

wirtschaftliche Stabilität seines Betriebes und langfristige 
Planungssicherheit, die ihm die Einspeisung von Biogas-
Strom nach dem EEG ( Erneuerbare-Energien-Gesetz ) für 
20 Jahre zuzüglich dem Inbetriebnahmejahr garantiert.

Der Landwirt sieht gelassen in die Zukunft. Im Anlagen-
hersteller UTS hat er einen überaus kompetenten Part-
ner gefunden, der ihn professionell in die Bedienung und 

Wartung der Anlage einarbeiten und der ihm gerade in der 
Anfangsphase kontinuierlich zur Seite stehen wird. 

Der Bau der Biogasanlage wird vom Bürgermeister der 
Gemeinde Spergau, aber auch von vielen Anwohnern 
unterstützt. Die Vision, dass die Spergauer Bevölkerung 
eines Tages zentral mit umweltfreundlicher Wärme versorgt 
wird, ist nun endlich in greifbare Nähe gerückt.

Die Leistung der Anlage im Überblick
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Pörsten – da, wo schon Goethe weilte
Pörsten zählt zur Gemeinde Rippach, die durchaus als 
geschichtsträchtiger Ort bezeichnet werden kann. Der Gast-
hof „Zum Weißen Schwan“ wurde schon in Goethes Faust 
erwähnt: „Ihr seid wohl spät von Rippach aufgebrochen? 
Habt ihr mit Herren Hans noch erst zu Nacht gespeist?“ 
( Frosch in Faust, Teil 1, Auerbachs Keller ). Der Gasthof war 
seinerzeit Poststation auf dem Weg nach Leipzig, Goethe 
selbst besuchte den Ort mehrfach.

Rippach ist eine Gemeinde im Burgenlandkreis in Sach-
sen-Anhalt und liegt zwischen Leipzig und Weißenfels. Sie 
gehört der Verwaltungsgemeinschaft Lützen-Wiesengrund 
an. Die Gemeinde umfasst in etwa 800 Einwohner.

Falko Buchal: Biogas bleibt
Domäne der Landwirtschaft
Falko Buchal ist 41 Jahre alt. Zusammen mit seiner Frau 
Anke, 39, Krankenschwester, und seinen Eltern, die beide 
noch aktiv am Hof mitarbeiten, bewirtschaftet er ein statt-
liches Anwesen in Pörsten. Der gelernte Landmaschinen- 
und Montageschlosser hat einen 12-jährigen Sohn, eine 
18-jährige Tochter und das Nesthäkchen Pauline im Alter 
von sechs Monaten.

Seit Buchal 17 Jahre alt ist, arbeitet er mit Leib und Seele 
als Landwirt im Familienbetrieb mit. Im Jahre 1991 über-
nahm er den Hof mit 280 Hektar landwirtschaftlicher Fläche, 
bestehend aus 240 Hektar Ackerland ( davon 120 Hektar im 
Familieneigentum ), sowie 40 Hektar langfristig gepachte-
tem Grünland. 

Die zu bewirtschaftenden Flächen befinden sich in unmit-
telbarer Nähe des Hofes, die weiteste Entfernung beträgt 
acht Kilometer. Buchal ist sich sicher, dass die meisten 
Biogasanlagen auch zukünftig fest in landwirtschaftlicher 
Hand sein werden. Dadurch müssen die Substrate nur 
über kurze Entfernungen transportiert werden, was einen 
erheblichen Kostenvorteil darstellt und zudem die Umwelt 
schont.

Auf 26 Hektar baut Landwirt Buchal rote Zuckerrüben an, 
auf weiteren 40 Futter für das Vieh. Hinzu kommen noch 
der Anbau von Weizen, Gerste und Raps. Gerade im Hin-
blick auf die Befütterung der Biogasanlage sieht sich Falko 
Buchal somit als „bestens gerüstet“. 

Festmist, Mais, Ganzpflanzen- und Anwelksilage werden 
die Biomasse in Zukunft sinnvoll ergänzen. 

Pörsten in Sachsen Anhalt
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Blockheizkraftwerk ( BHKW ) Gas-Otto-Motor von MWM

Nennleistung 600 kW elektrisch / 587 kW thermisch

Wirkungsgrade lt. Hersteller 42,5 % elektrisch / 41,6 % thermisch

Kalkulierte Volllaststunden 7.500 h pro Jahr

Substratliefer- und 
Betriebsführungsvertrag

Liegt vor, Substratlieferant und Betriebsführer ist der Landwirtschaftsbe-
trieb von Falko Buchal, die GbR Feldmühle, Pörsten

Vertragslaufzeit des Vertrages 21 Jahre 

Geplanter Substrateinsatz Maissilage:	 5.000 t pro Jahr
Rindermist:	 5.000 t pro Jahr
Rindergülle:	 1.000 t pro Jahr
Pferdekot:	 1.000 t pro Jahr
GPS Gerste:	1.000 t pro Jahr

Abnahme der Gärreste Gesichert

Wärmenutzung Über den Anschluss der Wirtschaftsgebäude hinaus ist bislang keine 
Wärmenutzung geplant

Die Leistung der Anlage im Überblick

Buchal besitzt rund 100 Milchkühe sowie 100 Kälber. Den 
anfallenden Mist ökologisch und gleichermaßen ökono-
misch zu verwerten, überzeugte Buchal von Anfang an. 

Falko Buchal ist „bereit“ für die Biogasanlage. Seine lang-
jährige Erfahrung, seine Passion für die Arbeit als Landwirt 

und sein erworbenes Know-how im Bereich Biogas machen 
ihn bereits jetzt sicher, dass durch den Bau der Anlage in 
Pörsten ein weiterer Meilenstein gesetzt wird.
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Öko-Dynamik zwischen den Metropolen
Hesedorf in Niedersachsen ist ein Stadtteil von Bremer-
vörde und hat ca. 2.300 Einwohner auf einer Fläche von 
14,17 km². Der Ort wurde erstmals als Hesethorpe im Jahr 
1100 in den Wilken’schen Aufzeichnungen erwähnt. 

Hesedorf ist beliebtes Ziel für Tagestouristen. Hier können 
sie den historischen Pulvermühlenbach sowie den Flusslauf 
der Hese besichtigen. In der Ortsmitte steht eine alte Hofan-
lage, bestehend aus einer Wagenremise und einem Back-
haus. In Hesedorf, dem größten Stadtteil der Stadt Bre-
mervörde, finden alljährlich zahlreiche Veranstaltungen der 
vielen örtlichen Vereine statt. Die Hafenstädte Bremen und 
Hamburg sind von Hesedorf aus in kurzer Zeit zu erreichen.

Hesedorf liegt ganz in der Nähe der Deutschen Fährstraße. 
Nirgendwo gibt es so viele historische und moderne Mög-
lichkeiten, ein Gewässer zu überqueren, wie auf der rund 
250 Kilometer langen Strecke an Nord-Ostsee-Kanal, Nie-
derelbe und Oste. Auf den 250 Kilometern von Bremervörde 
bis Kiel kann man mehr als 50 Fähren, Brücken, Schleusen 
und Sperrwerke erleben. Zudem gibt es viele hochinteres-
sante maritime Museen wie z. B. das Schifffahrtsmuseum in 
Kiel oder das Bachmann-Museum in Bremervörde. 

Die Biogasanlage, die sich am Rande der Gemarkung 
Hesedorf erstrecken wird, hat eine elektrische Nennleistung 
von 400 kW. Betriebsführer der Anlage ist der umweltbe-
wusste Landwirt Kurt Johann Buck.

Landwirt Kurt Johann Buck:
ein klares „Ja“ zu Biogas
Kurt Johann Buck ist ein Mann der Tat. Auf seinem land-
wirtschaftlichen Anwesen in Hesedorf gilt es, 250 Hektar 
Land zu bewirtschaften. Bucks Viehbestand beläuft sich auf 
150 Kühe und – rechnet man Bullen und die Nachzucht an 
Kälbern und Jungrindern dazu – auf insgesamt 500 Tiere.

Buck übernahm im Jahr 2000 den ursprünglich von seinem 
Großvater gegründeten Hof. Der Landwirt ist 47 Jahre alt, 
verheiratet und hat eine 21-jährige Tochter sowie einen 
16-jährigen Sohn. Bucks Sohn absolviert derzeit eine land-
wirtschaftliche Ausbildung und wird in die Fußstapfen seines 
Vaters treten. Die Nachfolge am Hof sei gesichert, versichert 
Buck zufrieden. Buck beschäftigt derzeit zwei Mitarbeiter.

In seiner knapp bemessenen Freizeit begeistert sich Kurt 
Johann Buck vor allem fürs Fahrradfahren und Kegeln. 
Schon seit längerer Zeit interessiert er sich für die Errich-
tung einer Biogasanlage auf seinem Hof. Der Landwirt ins-
pizierte in Betrieb genommene Anlagen und informierte sich 
bei diversen Anlagenherstellern, u. a. der renommierten 
Firma UTS Biogastechnik GmbH, ausführlich über Nutzen 
und Rentabilität einer solchen Anlage. Innerhalb kürzester 
Zeit war Kurt Johann Buck vollauf überzeugt. Seinen Vieh-
bestand kann er problemlos weiterlaufen lassen. Der schon 
von jeher betriebene Anbau von unterschiedlichsten Getrei-
dearten würde ihm ermöglichen, die Biogasanlage ohne 
Zukauf von Biomasse zu betreiben.

Hesedor f in Niedersachsen
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Blockheizkraftwerk ( BHKW ) Gas-Otto-Motor von MWM

Nennleistung 400 kW elektrisch / 398 kW thermisch

Wirkungsgrade lt. Hersteller 42,5 % elektrisch / 42,3 % thermisch

Kalkulierte Volllaststunden 7.500 h pro Jahr

Substratliefer- und 
Betriebsführungsvertrag

Liegt vor, Substratlieferant und Betriebsführer ist der
Landwirt Kurt Johann Buck, Hesedorf-Bremervörde

Vertragslaufzeit des Vertrages 21 Jahre 

Geplanter Substrateinsatz Rindergülle:	ca. 7.700 t pro Jahr
Festmist:	 ca.    165 t pro Jahr
Maissilage:	 ca. 5.300 t pro Jahr

Abnahme der Gärreste Gesichert

Wärmenutzung Über den Anschluss der Wirtschaftsgebäude hinaus ist bislang keine 
Wärmenutzung geplant

Die Leistung der Anlage im Überblick

Gülle und Mist sind ausreichend vorhanden. Und natürlich 
sichert die gesetzlich zugesicherte Einspeisevergütung von 
Strom laut EEG ( Erneuerbare-Energien-Gesetz ) über eine 
Dauer von 20 Jahren seine Einnahmen zusätzlich ab. Ide-
alerweise kann die Anlage direkt in der Nähe seines Hofes 
erbaut werden, womit die Voraussetzung für eine unkompli-
zierte Handhabung geschaffen ist.

Kurt Johann Buck ist zuversichtlich gestimmt. Von der Firma 
UTS wird er in Kürze umfassend hinsichtlich Befüllung, 
Wartung und regelmäßiger Checks an der Biogasanlage 
geschult. So wird er die Anlage problemlos führen können. 

Auch ansonsten stehe ihm UTS hilfreich zur Seite. Eine 
ortsnahe Servicestation zwischen Hamburg und Bremer-
vörde befinde sich bereits in Planung.

Nachbarn, aber auch diverse Firmen signalisierten großes 
Interesse hinsichtlich der entstehenden Nahwärme. Kurt 
Johann Buck freut sich darauf, wenn sie denn nun endlich 
kommt, „seine“ Biogasanlage in Hesedorf. Er sieht darin die 
Stabilisierung und Sicherung seiner Zukunft und der seiner 
Nachkommen, aber auch den positiven, ökologischen Nut-
zen, von dem sein Heimatdorf nach seiner Überzeugung 
enorm profitieren wird. 
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Mittelverwendung in Euro in %

1. Kosten für drei schlüsselfertige Biogasanlagen 6.547.450 77,53

2. Inbetriebnahme der Anlagen 120.000 1,42

3. Wärmekonzept 300.000 3,55

4. Bauzeitzinsen 175.000 2,07

5. Disagio Bankdarlehen und Gebühren 285.000 3,37

6. EK-Vermittlungsgebühr 247.500 2,93

7. Geschäftsbesorgung und Begleitung Bauphase 55.000 0,65

8. Kaufmännische Projektierung 175.000 2,07

9. Prospekterstellung und Marketing 55.000 0,65

10. Mittelverwendungskontrolle, Rechts- und Beratungskosten, Gutachten etc. 50.000 0,59

11. Reserve Nachforderungen Genehmigungsbehörde 90.000 1,07

12. Vorauszahlung Substrate 125.000 1,48

13. Liquiditätsreserve 220.000 2,61

Gesamt 8.444.950 100,00

14. Zzgl. Agio 123.750

Summe 8.568.700

Mittelherkunft in Euro in %

1. Eigenkapital 2.476.000 30,35

2. Fremdkapital / KfW-Darlehen 5.968.950 69,65

3. Agio 123.750

Gesamt 8.568.700

Finanz- und Investitionsplanung ( Prognose )

Erläuterungen zur Finanz- und Investitionsplanung

Mittelverwendung

1. Kosten für drei schlüsselfertige Biogasanlagen
Die Fondsgesellschaft hat mit der Firma UTS Biogastechnik 
GmbH für jeden der drei geplanten Standorte einen Gene-
ralunternehmervertrag geschlossen. Im Preis enthalten sind 
ferner Planungskosten, Genehmigungsgebühren sowie im 
Vorfeld erstellte Gutachten.

2. Inbetriebnahme der Biogasanlagen
Für alle drei Biogasstandorte wurde mit der Firma UTS Bio-
gastechnik GmbH ein Inbetriebnahmevertrag geschlossen, 
in dem sich diese verpflichtet, die Inbetriebnahmephase 
der Anlage zu begleiten, bis eine Anlagenauslastung von 
mindestens 85 % der Nennleistung erreicht wurde. Zudem 
sind hier die Kosten für den nötigen Impfschlamm, die Schu-
lung der Betriebsführer und die Überwachung und Optimie-
rung der biologischen Prozesse während der Anlaufphase 
enthalten.

3. Wärmekonzept
Für die geplante Umsetzung der Wärmekonzepte wurden 
die aufgeführten Kosten auf der Basis von vorliegenden 
Angeboten geschätzt.

4. Bauzeitzinsen
Bereits während der Bauphase fallen für das in Anspruch 
genommene Fremdkapital Zinsen an, die von der Fondsge-
sellschaft getragen werden müssen.

5. Disagio Bankdarlehen und Gebühren
Für die Bereitstellung der angesetzten KfW-Mittel wird ein 
Disagio in Höhe von 4 % auf den Darlehensbetrag fällig. 
Zudem erhebt die fremdfinanzierende Bank Bereitstellungs- 
und Bearbeitungsgebühren für die Kreditvergabe.

6. Einwerbung Eigenkapital
Für die Einwerbung des Eigenkapitals erhält die UmweltDi-
rektInvest-Beratungsgesellschaft mbH eine Vertriebsvergü-
tung, die um das Agio erweitert wird ( Punkt 14 ).
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7. Geschäftsbesorgung und Begleitung Bauphase
Für die Geschäftsführung bis zur Inbetriebnahme der 
Anlagen sowie für die Begleitung der drei Standorte wäh-
rend der Bauphase erhält die UDI Bioenergie GmbH eine 
Aufwandsentschädigung.

8. Kaufmännische Projektierung
Die UDI Bioenergie GmbH wurde im Rahmen eines Bera-
tervertrages mit der Beratung hinsichtlich der Konzeption, 
Projektentwicklung und kaufmännischen Betreuung des Pro-
jektes beauftragt und trat teilweise für die Vorlaufkosten der 
Planung in Vorleistung.

9. Prospekterstellung und Marketing
Kosten für die Erstellung, Layout und Druck des Verkaufs-
prospektes sowie weitere Marketingaufwendungen.

10. Mittelverwendungskontrolle, Rechts- und 
Beratungskosten, Gutachten etc.
Die ordnungsgemäße Verwendung des Eigenkapitals über-
wacht ein unabhängiger Wirtschaftsprüfer. Zudem wird die 
Fondsgesellschaft die Bauabschnitte von einem unabhängi-
gen Gutachter beurteilen lassen, um eine optimale Bauaus-
führung sicherzustellen. Ferner fallen hierunter alle von der 
öffentlichen Hand erhobenen Gebühren und Kosten sowie 
Rechts- und Beratungskosten und die Kosten für die nöti-
gen Grundbucheintragungen.

11. Reserve für behördliche Auflagen
Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass die Genehmi-
gungsbehörden im Rahmen der Endabnahme der Anlagen 
in gewissem Umfang Nachforderungen zum Genehmi-
gungsbescheid erheben. Hierfür wurde eine Kostenreserve 
eingestellt.

12. Vorauszahlung Substrate
An zwei der drei Standorte wird bereits vor Inbetriebnahme 
der Anlage ein Teil der Einsatzstoffe vorfinanziert. Diese 
Summe wird während des Anlagenbetriebs wieder mit den 
Zahlungen an die Landwirte verrechnet.

13. Liquiditätsreserve
Für alle drei Standorte sind die Genehmigungsverfahren 
bereits eingeleitet, in Spergau liegt die Baugenehmigung 
rechtskräftig vor. Alle Genehmigungsgebühren sind im 
Generalunternehmerpreis enthalten. Es kann jedoch nicht 
restlos ausgeschlossen werden, dass dennoch nicht vor-
hersehbare Mehrkosten entstehen. Für diese Fälle ist eine 
Liquiditätsreserve eingeplant.

14. Agio
Auf die Höhe der Zeichnungssumme wird ein Ausgabe-
aufschlag in Höhe von 5 % erhoben. Diese Summe erhält 
die UmweltDirektInvest-Beratungsgesellschaft mbH im 
Rahmen der Vertriebsvereinbarung zusätzlich zu Ziffer 6 
( Einwerbung Eigenkapital ) für ihre Dienstleistung bei der 
Eigenkapitalvermittlung.

Mittelherkunft

Allgemeine Hinweise
Da zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung noch keine rechtsver-
bindlichen Verträge über die Fremdfinanzierung geschlossen 
wurden, können noch keine Angaben zur Fälligkeit der Fremd-
mittel oder dazu gemacht werden, in welchem Umfang und von 
wem diese bereits verbindlich zugesagt sind. Für den Zweck der 
Finanz- und Investitionsplanung wurde hinsichtlich der Fremdfi-
nanzierung mit den unter 2. dargestellten Zahlen gerechnet. Auf 
der Basis der geführten Gespräche mit deutschen Geschäfts-
banken wurde die Prognose der Finanz- und Investitionspla-
nung mit der gebotenen kaufmännischen Vorsicht erstellt. 

1. Eigenkapital
Ein rechtsverbindlicher Vertrag über die Fremdfinanzierung 
wurde noch nicht abgeschlossen. Für den Zweck dieser Dar-
stellung soll von folgenden Annahmen ausgegangen werden. 
Es ist geplant, die im Prospekt vorgestellte Investition mit Mitteln 
aus dem KfW - Umweltprogramm zu realisieren. Es ist zudem 
geplant Kredite über insgesamt 5.969.950 Euro aufzunehmen. 
Die Tilgung der KfW-Mittel soll halbjährlich in gleichen Raten 
erfolgen, wobei mit folgenden Daten gerechnet wird: Auszah-
lung: 96 %, Disagio: 4 % , zwei Tilgungsfreijahre, Laufzeit des 
Darlehens: 15 Jahre, kalkulierter nominaler Zinssatz: 5,0 % p. a.

2. Fremdkapital / KfW-Darlehen
Ein rechtsverbindlicher Vertrag über die Fremdfinanzierung 
wurde noch nicht abgeschlossen. Für den Zweck dieser Dar-
stellung soll von folgenden Annahmen ausgegangen wer-
den. Es ist geplant, die im Prospekt vorgestellte Investition 
mit Mitteln aus dem KfW-Umweltprogramm zu realisieren. Es 
ist zudem geplant, Kredite über insgesamt 5.969.950 Euro 
aufzunehmen. Die Tilgung der KfW-Mittel soll halbjährlich in 
gleichen Raten erfolgen, wobei mit folgenden Daten gerech-
net wird: Auszahlung: 96 %, Disagio: 4 %, zwei Tilgungsfrei-
jahre, Laufzeit des Darlehens: 15 Jahre, kalkulierter nominaler 
Zinssatz: 5,0 % p. a. Darüber hinaus nimmt der Emittent keine 
Fremdmittel auf ( Zwischen- und Endfinanzierungsmittel ).

3. Agio
Auf die Höhe der Zeichnungssumme wird ein Ausgabeauf-
schlag in Höhe von 5 % erhoben.

Nettoeinnahmen
Die Nettoeinnahmen der Gesellschaft werden nur zur Errei-
chung der Anlageziele, der Errichtung und dem Betrieb der 
Biogasanlagen sowie zur Bildung einer Liquiditätsreserve 
verwendet. Für sonstige Mittel werden die Nettoeinnahmen 
nicht verwendet. Die UDI Biogas 3 GmbH & Co. KG wird 
das eingeworbene Eigenkapital und die hieraus resultieren-
den Nettoeinnahmen in die Biogasanlagen investieren. Da 
die Nettoeinnahmen alleine für die Realisierung der Anla-
geziele nicht ausreichend sind, wird die Gesellschaft zum 
Zweck der Finanzierung Fremdkapital aufnehmen. Ein indi-
katives Finanzierungsangebot einer Bank liegt im Zeitpunkt 
der Prospektaufstellung noch nicht vor.
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Ergebnis- und Liquiditätsprognose in Euro

2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 2028 2029 2030 2031 Gesamt

Erträge

1. Stromerlöse 57.656 1.558.242 1.938.192 1.938.192 1.938.192 1.938.192 1.938.192 1.938.192 1.938.192 1.938.192 1.938.192 1.938.192 1.938.192 1.938.192 1.938.192 1.938.192 1.938.192 1.938.192 1.938.192 1.938.192 1.938.192 1.794.051 40.235.589

2. KWK-Bonus 0 31.950 32.553 32.553 32.553 32.553 32.553 32.553 32.553 32.553 32.553 32.553 32.553 32.553 32.553 32.553 32.553 32.553 32.553 32.553 32.553 32.553 683.014

3. Erlöse aus Wärmeverkauf 0 32.400 33.660 34.333 35.020 35.720 36.435 37.163 37.907 38.665 39.438 40.227 41.031 41.852 42.689 43.543 44.414 45.302 46.208 47.132 48.075 49.036 850.249

4. Verzinsung Guthaben 0 4.972 10.842 14.287 14.056 13.604 13.337 13.082 13.032 13.188 9.339 10.050 10.583 11.310 11.525 11.964 14.697 15.428 10.953 10.841 10.637 10.336 248.063

Summe der Erträge 57.656 1.627.565 2.015.247 2.019.365 2.019.821 2.020.069 2.020.516 2.020.990 2.021.683 2.022.597 2.019.522 2.021.022 2.022.359 2.023.907 2.024.959 2.026.251 2.029.856 2.031.475 2.027.905 2.028.718 2.029.457 1.885.976 42.016.916

Aufwendungen

5. Einsatzstoffe 17.820 519.738 651.262 651.262 651.262 651.262 651.262 651.262 651.262 651.262 651.262 651.262 651.262 651.262 651.262 651.262 651.262 651.262 651.262 651.262 651.262 651.262 13.562.791

6. BHKW-Wartung inkl. Runderneuerung 3.000 81.660 103.428 105.497 107.606 109.759 111.954 114.193 116.477 418.806 121.182 123.606 126.078 128.600 131.172 133.795 136.471 489.200 141.984 144.824 147.721 150.675 3.247.688

7. Wartung Biogasanlagen 1.400 34.580 43.126 43.988 44.868 45.765 46.681 47.614 48.566 49.538 50.529 51.539 52.570 53.621 54.694 55.788 56.903 58.041 59.202 60.386 61.594 62.826 1.083.819

8. Biologische Betreuung 600 14.820 18.482 18.852 19.229 19.614 20.006 20.406 20.814 21.230 21.655 22.088 22.530 22.981 23.440 23.909 24.387 24.875 25.372 25.880 26.397 26.925 464.494

9. Eigenstrom 3.119 86.632 110.058 112.259 114.504 116.795 119.130 121.513 123.943 126.422 128.951 131.530 131.530 131.530 131.530 131.530 131.530 131.530 131.530 131.530 131.530 131.530 2.610.152

10. Technische Betriebsführung 1.500 54.000 63.000 63.000 63.000 63.000 63.000 63.000 63.000 63.000 63.000 63.000 63.000 63.000 63.000 63.000 63.000 63.000 63.000 63.000 63.000 63.000 1.315.500

11. Versicherung 450 15.590 15.902 16.220 16.544 16.875 17.213 17.557 17.908 18.266 18.631 19.004 19.384 19.772 20.167 20.571 20.982 21.402 21.830 22.266 22.712 23.166 402.412

12. Pachtkosten Flächen 2.000 4.950 6.000 6.000 6.000 6.000 6.000 6.000 6.000 6.000 6.000 6.000 6.000 6.000 6.000 6.000 6.000 6.000 6.000 6.000 6.000 6.000 126.950

13. Kosten Unvorhergesehenes/Reparaturen 0 25.000 25.000 50.000 51.000 52.020 53.060 54.122 55.204 56.308 57.434 58.583 59.755 60.950 62.169 63.412 64.680 65.974 67.293 68.639 70.012 71.412 1.192.028

14. Anlegerbetreuung 667 20.000 20.400 20.808 21.224 21.649 22.082 22.523 22.974 23.433 23.902 24.380 24.867 25.365 25.872 26.390 26.917 27.456 28.005 28.565 29.136 29.719 516.333

15. Geschäftsführung / Komplementärvergütung 5.000 15.000 15.300 15.606 15.918 16.236 16.561 16.892 17.230 17.575 17.926 18.285 18.651 19.024 19.404 19.792 20.188 20.592 21.004 21.424 21.852 22.289 391.750

16. Jahresabschluss 8.500 10.000 10.200 10.404 10.612 10.824 11.041 11.262 11.487 11.717 11.951 12.190 12.434 12.682 12.936 13.195 13.459 13.728 14.002 14.282 14.568 14.859 266.333

17. Fondsverwaltung / kaufm. Betriebsführung 667 20.000 20.400 20.808 21.224 21.649 22.082 22.523 22.974 23.433 23.902 24.380 24.867 25.365 25.872 26.390 26.917 27.456 28.005 28.565 29.136 29.719 516.333

18. Darlehenszinsen 172.833 298.500 293.900 272.704 249.742 226.781 203.819 180.858 157.896 134.935 111.973 89.012 66.050 43.088 20.127 1.766 2.523.983

19. Abschreibungen 450.007 430.597 516.963 516.963 516.963 516.963 516.963 516.963 516.963 516.963 513.630 409.463 386.963 386.963 386.963 375.947 359.424 77.616 15.000 15.000 14.167 1.250 7.532.450

20. Rückstellung für Rückbau 0 5.430 6.000 6.660 7.410 8.100 8.970 9.825 10.725 11.805 12.825 14.220 15.390 16.605 18.285 19.875 21.555 23.580 25.200 27.720 29.820 -300.000 0

Summe der Aufwendungen 667.562 1.636.497 1.919.421 1.931.031 1.917.108 1.903.291 1.889.823 1.876.513 1.863.424 2.150.694 1.834.753 1.718.541 1.681.331 1.666.807 1.652.893 1.632.619 1.623.676 1.701.711 1.298.689 1.309.343 1.318.906 984.632 36.179.266

21. Steuerliches Ergebnis -609.906 -8.932 95.826 88.333 102.713 116.778 130.693 144.477 158.260 -128.096 184.769 302.481 341.028 357.100 372.067 393.632 406.180 329.764 729.216 719.375 710.550 901.344 5.837.650

22. Gewerbesteuer 0 0 0 0 0 2.435 16.407 17.364 18.321 0 6.586 33.434 37.667 39.579 41.360 43.927 45.420 36.326 83.861 82.690 81.640 104.344 691.363

23. Ergebnis nach Steuer -609.906 -8.932 95.826 88.333 102.713 114.343 114.286 127.113 139.939 -128.096 178.182 269.047 303.361 317.520 330.706 349.705 360.760 293.437 645.355 636.685 628.910 797.000 5.146.287

24. Steuerliche Ergebniszuweisung in % des EK 0 % 0 % 0 % 0 % 0 % 0 % 0 % 2 % 6 % 0 % 2 % 12 % 14 % 14 % 15 % 16 % 16 % 13 % 29 % 29 % 29 % 36 % 236 %

Liquiditätsprognose

25. Ergebnis nach Steuer -609.906 -8.932 95.826 88.333 102.713 114.343 114.286 127.113 139.939 -128.096 178.182 269.047 303.361 317.520 330.706 349.705 360.760 293.437 645.355 636.685 628.910 797.000 5.146.287

26. Abschreibungen 23.757 430.597 516.963 516.963 516.963 516.963 516.963 516.963 516.963 516.963 513.630 409.463 386.963 386.963 386.963 375.947 359.424 77.616 15.000 15.000 14.167 1.250 7.532.450

27. Rückstellung f. Rückbau 0 5.430 6.000 6.660 7.410 8.100 8.970 9.825 10.725 11.805 12.825 14.220 15.390 16.605 18.285 19.875 21.555 23.580 25.200 27.720 29.820 -300.000 0

28. Tilgung Darlehen 0 0 -267.173 -459.231 -459.231 -459.231 -459.231 -459.231 -459.231 -459.231 -459.231 -459.231 -459.231 -459.231 -459.231 -192.058 0 0 -5.970.000

29. Einzahlung Eigenkapital inklusive Agio 2.598.750

30. Auszahlung Fremdkapital 5.685.000 5.685.000

31. Investitionsausgaben -7.247.450 -7.247.450

32. Substratvorfinanzierung / Rückzahlung -119.654 63.215 26.516 29.923 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

33. Liquidität lfd. Jahr 330.497 490.310 378.132 182.649 167.856 180.175 180.989 194.671 208.396 -58.559 245.407 233.499 246.484 261.858 276.724 553.469 741.739 394.634 685.555 679.405 672.897 498.250 7.745.037

34. Liquidität Vorjahr 1.000 331.497 722.807 952.439 937.088 906.944 889.119 872.108 868.779 879.175 622.616 670.023 705.523 754.007 768.365 797.589 979.808 1.028.547 730.181 722.736 709.141 689.037

35. Liquidität lfd. Jahr vor Ausschüttung 331.497 821.807 1.100.939 1.135.088 1.104.944 1.087.119 1.070.108 1.066.779 1.077.175 820.616 868.023 903.523 952.007 1.015.865 1.045.089 1.351.058 1.721.547 1.423.181 1.415.736 1.402.141 1.382.037 1.187.287

36. Entnahmebeschränkung Bank 267.162 459.227 459.227 459.227 459.227 459.227 459.227 459.227 459.227 459.227 459.227 459.227 459.227 459.227 459.227 459.227 0 0 0 0 0 0

37. Ansparung für Runderneuerung BHKW 0 47.000 47.940 48.899 49.877 50.874 51.892 0 0 -296.482 45.000 45.900 46.818 46.818 47.754 48.709 49.684 -330.683 50.000 51.000 52.020 -153.020

38. Ausschüttungen / Entnahmen in Euro 0 99.000 148.500 198.000 198.000 198.000 198.000 198.000 198.000 198.000 198.000 198.000 198.000 247.500 247.500 371.250 693.000 693.000 693.000 693.000 693.000 1.187.287 7.746.037

39. Ausschüttungen / Entnahmen in Prozent 0 % 4 % 6 % 8 % 8 % 8 % 8 % 8 % 8 % 8 % 8 % 8 % 8 % 10 % 10 % 15 % 28 % 28 % 28 % 28 % 28 % 48 % 313 %

40. Liquidität kumuliert 331.497 722.807 952.439 937.088 906.944 889.119 872.108 868.779 879.175 622.616 670.023 705.523 754.007 768.365 797.589 979.808 1.028.547 730.181 722.736 709.141 689.037 0



2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 2028 2029 2030 2031 Gesamt

Erträge

1. Stromerlöse 57.656 1.558.242 1.938.192 1.938.192 1.938.192 1.938.192 1.938.192 1.938.192 1.938.192 1.938.192 1.938.192 1.938.192 1.938.192 1.938.192 1.938.192 1.938.192 1.938.192 1.938.192 1.938.192 1.938.192 1.938.192 1.794.051 40.235.589

2. KWK-Bonus 0 31.950 32.553 32.553 32.553 32.553 32.553 32.553 32.553 32.553 32.553 32.553 32.553 32.553 32.553 32.553 32.553 32.553 32.553 32.553 32.553 32.553 683.014

3. Erlöse aus Wärmeverkauf 0 32.400 33.660 34.333 35.020 35.720 36.435 37.163 37.907 38.665 39.438 40.227 41.031 41.852 42.689 43.543 44.414 45.302 46.208 47.132 48.075 49.036 850.249

4. Verzinsung Guthaben 0 4.972 10.842 14.287 14.056 13.604 13.337 13.082 13.032 13.188 9.339 10.050 10.583 11.310 11.525 11.964 14.697 15.428 10.953 10.841 10.637 10.336 248.063

Summe der Erträge 57.656 1.627.565 2.015.247 2.019.365 2.019.821 2.020.069 2.020.516 2.020.990 2.021.683 2.022.597 2.019.522 2.021.022 2.022.359 2.023.907 2.024.959 2.026.251 2.029.856 2.031.475 2.027.905 2.028.718 2.029.457 1.885.976 42.016.916

Aufwendungen

5. Einsatzstoffe 17.820 519.738 651.262 651.262 651.262 651.262 651.262 651.262 651.262 651.262 651.262 651.262 651.262 651.262 651.262 651.262 651.262 651.262 651.262 651.262 651.262 651.262 13.562.791

6. BHKW-Wartung inkl. Runderneuerung 3.000 81.660 103.428 105.497 107.606 109.759 111.954 114.193 116.477 418.806 121.182 123.606 126.078 128.600 131.172 133.795 136.471 489.200 141.984 144.824 147.721 150.675 3.247.688

7. Wartung Biogasanlagen 1.400 34.580 43.126 43.988 44.868 45.765 46.681 47.614 48.566 49.538 50.529 51.539 52.570 53.621 54.694 55.788 56.903 58.041 59.202 60.386 61.594 62.826 1.083.819

8. Biologische Betreuung 600 14.820 18.482 18.852 19.229 19.614 20.006 20.406 20.814 21.230 21.655 22.088 22.530 22.981 23.440 23.909 24.387 24.875 25.372 25.880 26.397 26.925 464.494

9. Eigenstrom 3.119 86.632 110.058 112.259 114.504 116.795 119.130 121.513 123.943 126.422 128.951 131.530 131.530 131.530 131.530 131.530 131.530 131.530 131.530 131.530 131.530 131.530 2.610.152

10. Technische Betriebsführung 1.500 54.000 63.000 63.000 63.000 63.000 63.000 63.000 63.000 63.000 63.000 63.000 63.000 63.000 63.000 63.000 63.000 63.000 63.000 63.000 63.000 63.000 1.315.500

11. Versicherung 450 15.590 15.902 16.220 16.544 16.875 17.213 17.557 17.908 18.266 18.631 19.004 19.384 19.772 20.167 20.571 20.982 21.402 21.830 22.266 22.712 23.166 402.412

12. Pachtkosten Flächen 2.000 4.950 6.000 6.000 6.000 6.000 6.000 6.000 6.000 6.000 6.000 6.000 6.000 6.000 6.000 6.000 6.000 6.000 6.000 6.000 6.000 6.000 126.950

13. Kosten Unvorhergesehenes/Reparaturen 0 25.000 25.000 50.000 51.000 52.020 53.060 54.122 55.204 56.308 57.434 58.583 59.755 60.950 62.169 63.412 64.680 65.974 67.293 68.639 70.012 71.412 1.192.028

14. Anlegerbetreuung 667 20.000 20.400 20.808 21.224 21.649 22.082 22.523 22.974 23.433 23.902 24.380 24.867 25.365 25.872 26.390 26.917 27.456 28.005 28.565 29.136 29.719 516.333

15. Geschäftsführung / Komplementärvergütung 5.000 15.000 15.300 15.606 15.918 16.236 16.561 16.892 17.230 17.575 17.926 18.285 18.651 19.024 19.404 19.792 20.188 20.592 21.004 21.424 21.852 22.289 391.750

16. Jahresabschluss 8.500 10.000 10.200 10.404 10.612 10.824 11.041 11.262 11.487 11.717 11.951 12.190 12.434 12.682 12.936 13.195 13.459 13.728 14.002 14.282 14.568 14.859 266.333

17. Fondsverwaltung / kaufm. Betriebsführung 667 20.000 20.400 20.808 21.224 21.649 22.082 22.523 22.974 23.433 23.902 24.380 24.867 25.365 25.872 26.390 26.917 27.456 28.005 28.565 29.136 29.719 516.333

18. Darlehenszinsen 172.833 298.500 293.900 272.704 249.742 226.781 203.819 180.858 157.896 134.935 111.973 89.012 66.050 43.088 20.127 1.766 2.523.983

19. Abschreibungen 450.007 430.597 516.963 516.963 516.963 516.963 516.963 516.963 516.963 516.963 513.630 409.463 386.963 386.963 386.963 375.947 359.424 77.616 15.000 15.000 14.167 1.250 7.532.450

20. Rückstellung für Rückbau 0 5.430 6.000 6.660 7.410 8.100 8.970 9.825 10.725 11.805 12.825 14.220 15.390 16.605 18.285 19.875 21.555 23.580 25.200 27.720 29.820 -300.000 0

Summe der Aufwendungen 667.562 1.636.497 1.919.421 1.931.031 1.917.108 1.903.291 1.889.823 1.876.513 1.863.424 2.150.694 1.834.753 1.718.541 1.681.331 1.666.807 1.652.893 1.632.619 1.623.676 1.701.711 1.298.689 1.309.343 1.318.906 984.632 36.179.266

21. Steuerliches Ergebnis -609.906 -8.932 95.826 88.333 102.713 116.778 130.693 144.477 158.260 -128.096 184.769 302.481 341.028 357.100 372.067 393.632 406.180 329.764 729.216 719.375 710.550 901.344 5.837.650

22. Gewerbesteuer 0 0 0 0 0 2.435 16.407 17.364 18.321 0 6.586 33.434 37.667 39.579 41.360 43.927 45.420 36.326 83.861 82.690 81.640 104.344 691.363

23. Ergebnis nach Steuer -609.906 -8.932 95.826 88.333 102.713 114.343 114.286 127.113 139.939 -128.096 178.182 269.047 303.361 317.520 330.706 349.705 360.760 293.437 645.355 636.685 628.910 797.000 5.146.287

24. Steuerliche Ergebniszuweisung in % des EK 0 % 0 % 0 % 0 % 0 % 0 % 0 % 2 % 6 % 0 % 2 % 12 % 14 % 14 % 15 % 16 % 16 % 13 % 29 % 29 % 29 % 36 % 236 %

Liquiditätsprognose

25. Ergebnis nach Steuer -609.906 -8.932 95.826 88.333 102.713 114.343 114.286 127.113 139.939 -128.096 178.182 269.047 303.361 317.520 330.706 349.705 360.760 293.437 645.355 636.685 628.910 797.000 5.146.287

26. Abschreibungen 23.757 430.597 516.963 516.963 516.963 516.963 516.963 516.963 516.963 516.963 513.630 409.463 386.963 386.963 386.963 375.947 359.424 77.616 15.000 15.000 14.167 1.250 7.532.450

27. Rückstellung f. Rückbau 0 5.430 6.000 6.660 7.410 8.100 8.970 9.825 10.725 11.805 12.825 14.220 15.390 16.605 18.285 19.875 21.555 23.580 25.200 27.720 29.820 -300.000 0

28. Tilgung Darlehen 0 0 -267.173 -459.231 -459.231 -459.231 -459.231 -459.231 -459.231 -459.231 -459.231 -459.231 -459.231 -459.231 -459.231 -192.058 0 0 -5.970.000

29. Einzahlung Eigenkapital inklusive Agio 2.598.750

30. Auszahlung Fremdkapital 5.685.000 5.685.000

31. Investitionsausgaben -7.247.450 -7.247.450

32. Substratvorfinanzierung / Rückzahlung -119.654 63.215 26.516 29.923 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

33. Liquidität lfd. Jahr 330.497 490.310 378.132 182.649 167.856 180.175 180.989 194.671 208.396 -58.559 245.407 233.499 246.484 261.858 276.724 553.469 741.739 394.634 685.555 679.405 672.897 498.250 7.745.037

34. Liquidität Vorjahr 1.000 331.497 722.807 952.439 937.088 906.944 889.119 872.108 868.779 879.175 622.616 670.023 705.523 754.007 768.365 797.589 979.808 1.028.547 730.181 722.736 709.141 689.037

35. Liquidität lfd. Jahr vor Ausschüttung 331.497 821.807 1.100.939 1.135.088 1.104.944 1.087.119 1.070.108 1.066.779 1.077.175 820.616 868.023 903.523 952.007 1.015.865 1.045.089 1.351.058 1.721.547 1.423.181 1.415.736 1.402.141 1.382.037 1.187.287

36. Entnahmebeschränkung Bank 267.162 459.227 459.227 459.227 459.227 459.227 459.227 459.227 459.227 459.227 459.227 459.227 459.227 459.227 459.227 459.227 0 0 0 0 0 0

37. Ansparung für Runderneuerung BHKW 0 47.000 47.940 48.899 49.877 50.874 51.892 0 0 -296.482 45.000 45.900 46.818 46.818 47.754 48.709 49.684 -330.683 50.000 51.000 52.020 -153.020

38. Ausschüttungen / Entnahmen in Euro 0 99.000 148.500 198.000 198.000 198.000 198.000 198.000 198.000 198.000 198.000 198.000 198.000 247.500 247.500 371.250 693.000 693.000 693.000 693.000 693.000 1.187.287 7.746.037

39. Ausschüttungen / Entnahmen in Prozent 0 % 4 % 6 % 8 % 8 % 8 % 8 % 8 % 8 % 8 % 8 % 8 % 8 % 10 % 10 % 15 % 28 % 28 % 28 % 28 % 28 % 48 % 313 %

40. Liquidität kumuliert 331.497 722.807 952.439 937.088 906.944 889.119 872.108 868.779 879.175 622.616 670.023 705.523 754.007 768.365 797.589 979.808 1.028.547 730.181 722.736 709.141 689.037 0



44

Ergebnis- und Liquiditätsprognose in Euro

2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 2028 2029 2030 2031 Gesamt

Erträge

1. Stromerlöse 57.656 1.558.242 1.938.192 1.938.192 1.938.192 1.938.192 1.938.192 1.938.192 1.938.192 1.938.192 1.938.192 1.938.192 1.938.192 1.938.192 1.938.192 1.938.192 1.938.192 1.938.192 1.938.192 1.938.192 1.938.192 1.794.051 40.235.589

2. KWK-Bonus 0 31.950 32.553 32.553 32.553 32.553 32.553 32.553 32.553 32.553 32.553 32.553 32.553 32.553 32.553 32.553 32.553 32.553 32.553 32.553 32.553 32.553 683.014

3. Erlöse aus Wärmeverkauf 0 32.400 33.660 34.333 35.020 35.720 36.435 37.163 37.907 38.665 39.438 40.227 41.031 41.852 42.689 43.543 44.414 45.302 46.208 47.132 48.075 49.036 850.249

4. Verzinsung Guthaben 0 4.972 10.842 14.287 14.056 13.604 13.337 13.082 13.032 13.188 9.339 10.050 10.583 11.310 11.525 11.964 14.697 15.428 10.953 10.841 10.637 10.336 248.063

Summe der Erträge 57.656 1.627.565 2.015.247 2.019.365 2.019.821 2.020.069 2.020.516 2.020.990 2.021.683 2.022.597 2.019.522 2.021.022 2.022.359 2.023.907 2.024.959 2.026.251 2.029.856 2.031.475 2.027.905 2.028.718 2.029.457 1.885.976 42.016.916

Aufwendungen

5. Einsatzstoffe 17.820 519.738 651.262 651.262 651.262 651.262 651.262 651.262 651.262 651.262 651.262 651.262 651.262 651.262 651.262 651.262 651.262 651.262 651.262 651.262 651.262 651.262 13.562.791

6. BHKW-Wartung inkl. Runderneuerung 3.000 81.660 103.428 105.497 107.606 109.759 111.954 114.193 116.477 418.806 121.182 123.606 126.078 128.600 131.172 133.795 136.471 489.200 141.984 144.824 147.721 150.675 3.247.688

7. Wartung Biogasanlagen 1.400 34.580 43.126 43.988 44.868 45.765 46.681 47.614 48.566 49.538 50.529 51.539 52.570 53.621 54.694 55.788 56.903 58.041 59.202 60.386 61.594 62.826 1.083.819

8. Biologische Betreuung 600 14.820 18.482 18.852 19.229 19.614 20.006 20.406 20.814 21.230 21.655 22.088 22.530 22.981 23.440 23.909 24.387 24.875 25.372 25.880 26.397 26.925 464.494

9. Eigenstrom 3.119 86.632 110.058 112.259 114.504 116.795 119.130 121.513 123.943 126.422 128.951 131.530 131.530 131.530 131.530 131.530 131.530 131.530 131.530 131.530 131.530 131.530 2.610.152

10. Technische Betriebsführung 1.500 54.000 63.000 63.000 63.000 63.000 63.000 63.000 63.000 63.000 63.000 63.000 63.000 63.000 63.000 63.000 63.000 63.000 63.000 63.000 63.000 63.000 1.315.500

11. Versicherung 450 15.590 15.902 16.220 16.544 16.875 17.213 17.557 17.908 18.266 18.631 19.004 19.384 19.772 20.167 20.571 20.982 21.402 21.830 22.266 22.712 23.166 402.412

12. Pachtkosten Flächen 2.000 4.950 6.000 6.000 6.000 6.000 6.000 6.000 6.000 6.000 6.000 6.000 6.000 6.000 6.000 6.000 6.000 6.000 6.000 6.000 6.000 6.000 126.950

13. Kosten Unvorhergesehenes/Reparaturen 0 25.000 25.000 50.000 51.000 52.020 53.060 54.122 55.204 56.308 57.434 58.583 59.755 60.950 62.169 63.412 64.680 65.974 67.293 68.639 70.012 71.412 1.192.028

14. Anlegerbetreuung 667 20.000 20.400 20.808 21.224 21.649 22.082 22.523 22.974 23.433 23.902 24.380 24.867 25.365 25.872 26.390 26.917 27.456 28.005 28.565 29.136 29.719 516.333

15. Geschäftsführung / Komplementärvergütung 5.000 15.000 15.300 15.606 15.918 16.236 16.561 16.892 17.230 17.575 17.926 18.285 18.651 19.024 19.404 19.792 20.188 20.592 21.004 21.424 21.852 22.289 391.750

16. Jahresabschluss 8.500 10.000 10.200 10.404 10.612 10.824 11.041 11.262 11.487 11.717 11.951 12.190 12.434 12.682 12.936 13.195 13.459 13.728 14.002 14.282 14.568 14.859 266.333

17. Fondsverwaltung / kaufm. Betriebsführung 667 20.000 20.400 20.808 21.224 21.649 22.082 22.523 22.974 23.433 23.902 24.380 24.867 25.365 25.872 26.390 26.917 27.456 28.005 28.565 29.136 29.719 516.333

18. Darlehenszinsen 172.833 298.500 293.900 272.704 249.742 226.781 203.819 180.858 157.896 134.935 111.973 89.012 66.050 43.088 20.127 1.766 2.523.983

19. Abschreibungen 450.007 430.597 516.963 516.963 516.963 516.963 516.963 516.963 516.963 516.963 513.630 409.463 386.963 386.963 386.963 375.947 359.424 77.616 15.000 15.000 14.167 1.250 7.532.450

20. Rückstellung für Rückbau 0 5.430 6.000 6.660 7.410 8.100 8.970 9.825 10.725 11.805 12.825 14.220 15.390 16.605 18.285 19.875 21.555 23.580 25.200 27.720 29.820 -300.000 0

Summe der Aufwendungen 667.562 1.636.497 1.919.421 1.931.031 1.917.108 1.903.291 1.889.823 1.876.513 1.863.424 2.150.694 1.834.753 1.718.541 1.681.331 1.666.807 1.652.893 1.632.619 1.623.676 1.701.711 1.298.689 1.309.343 1.318.906 984.632 36.179.266

21. Steuerliches Ergebnis -609.906 -8.932 95.826 88.333 102.713 116.778 130.693 144.477 158.260 -128.096 184.769 302.481 341.028 357.100 372.067 393.632 406.180 329.764 729.216 719.375 710.550 901.344 5.837.650

22. Gewerbesteuer 0 0 0 0 0 2.435 16.407 17.364 18.321 0 6.586 33.434 37.667 39.579 41.360 43.927 45.420 36.326 83.861 82.690 81.640 104.344 691.363

23. Ergebnis nach Steuer -609.906 -8.932 95.826 88.333 102.713 114.343 114.286 127.113 139.939 -128.096 178.182 269.047 303.361 317.520 330.706 349.705 360.760 293.437 645.355 636.685 628.910 797.000 5.146.287

24. Steuerliche Ergebniszuweisung in % des EK 0 % 0 % 0 % 0 % 0 % 0 % 0 % 2 % 6 % 0 % 2 % 12 % 14 % 14 % 15 % 16 % 16 % 13 % 29 % 29 % 29 % 36 % 236 %

Liquiditätsprognose

25. Ergebnis nach Steuer -609.906 -8.932 95.826 88.333 102.713 114.343 114.286 127.113 139.939 -128.096 178.182 269.047 303.361 317.520 330.706 349.705 360.760 293.437 645.355 636.685 628.910 797.000 5.146.287

26. Abschreibungen 23.757 430.597 516.963 516.963 516.963 516.963 516.963 516.963 516.963 516.963 513.630 409.463 386.963 386.963 386.963 375.947 359.424 77.616 15.000 15.000 14.167 1.250 7.532.450

27. Rückstellung f. Rückbau 0 5.430 6.000 6.660 7.410 8.100 8.970 9.825 10.725 11.805 12.825 14.220 15.390 16.605 18.285 19.875 21.555 23.580 25.200 27.720 29.820 -300.000 0

28. Tilgung Darlehen 0 0 -267.173 -459.231 -459.231 -459.231 -459.231 -459.231 -459.231 -459.231 -459.231 -459.231 -459.231 -459.231 -459.231 -192.058 0 0 -5.970.000

29. Einzahlung Eigenkapital inklusive Agio 2.598.750

30. Auszahlung Fremdkapital 5.685.000 5.685.000

31. Investitionsausgaben -7.247.450 -7.247.450

32. Substratvorfinanzierung / Rückzahlung -119.654 63.215 26.516 29.923 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

33. Liquidität lfd. Jahr 330.497 490.310 378.132 182.649 167.856 180.175 180.989 194.671 208.396 -58.559 245.407 233.499 246.484 261.858 276.724 553.469 741.739 394.634 685.555 679.405 672.897 498.250 7.745.037

34. Liquidität Vorjahr 1.000 331.497 722.807 952.439 937.088 906.944 889.119 872.108 868.779 879.175 622.616 670.023 705.523 754.007 768.365 797.589 979.808 1.028.547 730.181 722.736 709.141 689.037

35. Liquidität lfd. Jahr vor Ausschüttung 331.497 821.807 1.100.939 1.135.088 1.104.944 1.087.119 1.070.108 1.066.779 1.077.175 820.616 868.023 903.523 952.007 1.015.865 1.045.089 1.351.058 1.721.547 1.423.181 1.415.736 1.402.141 1.382.037 1.187.287

36. Entnahmebeschränkung Bank 267.162 459.227 459.227 459.227 459.227 459.227 459.227 459.227 459.227 459.227 459.227 459.227 459.227 459.227 459.227 459.227 0 0 0 0 0 0

37. Ansparung für Runderneuerung BHKW 0 47.000 47.940 48.899 49.877 50.874 51.892 0 0 -296.482 45.000 45.900 46.818 46.818 47.754 48.709 49.684 -330.683 50.000 51.000 52.020 -153.020

38. Ausschüttungen / Entnahmen in Euro 0 99.000 148.500 198.000 198.000 198.000 198.000 198.000 198.000 198.000 198.000 198.000 198.000 247.500 247.500 371.250 693.000 693.000 693.000 693.000 693.000 1.187.287 7.746.037

39. Ausschüttungen / Entnahmen in Prozent 0 % 4 % 6 % 8 % 8 % 8 % 8 % 8 % 8 % 8 % 8 % 8 % 8 % 10 % 10 % 15 % 28 % 28 % 28 % 28 % 28 % 48 % 313 %

40. Liquidität kumuliert 331.497 722.807 952.439 937.088 906.944 889.119 872.108 868.779 879.175 622.616 670.023 705.523 754.007 768.365 797.589 979.808 1.028.547 730.181 722.736 709.141 689.037 0
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Die Prognoserechnung
Nach der Prognoserechnung kommen die Anleger ab 2011 
in den Genuss der ersten Ausschüttungen. Nach der Prog-
nose kann der Anleger bis zum Ende des Prognosezeitraums 
mit Rückflüssen von insgesamt ca. 313 % seines eingesetz-
ten Kapitals ( vor Steuern ) rechnen. Zusätzlich besteht eine 
Chance auf weitere Erlöse durch den möglichen Verkauf 
der Biogasanlagen nach Ende des betrachteten Zeitraums. 
Alternativ hierzu können die Anlagen voraussichtlich auch 
über den geplanten Zeitraum hinaus betrieben werden. Der 
Strom würde dann nicht zu den im EEG gesetzlich festge-
schriebenen Vergütungssätzen verkauft werden, sondern 
müsste zu den dann möglichen Marktpreisen angeboten 
werden. Da dann die Darlehen zurückgeführt sein sollten, 
entfallen auch die Zins- und Tilgungszahlungen, so dass 
ein wirtschaftlicher Betrieb der Anlagen auch bei deutlich 
niedrigeren Stromeinspeisesätzen gewährleistet wäre. Zum 
Vergleich: Bereits heute kostet der Strom für Privathaus-
halte mit 18–20 Cent/kWh ungefähr so viel, wie die EEG-
Vergütung für Biogasanlagen vorsieht. 

Bei beiden Szenarien – Verkauf der Anlagen nach 21 Jah-
ren oder Weiterbetrieb über diesen Zeitraum hinaus – wür-
den für die Gesellschaft entsprechende Mehreinnahmen 
erwirtschaftet. Diese Einnahmen sind jedoch aus Gründen 
der kaufmännischen Vorsicht nicht in die Planrechnung ein-
geflossen und sollten rein als Chance betrachtet werden. 

Die Prognoserechnung soll dem Anleger die Möglichkeit 
geben, das Beteiligungsangebot langfristig zu beurteilen. In 
der Kalkulation wurde ein Prognosezeitraum bis 31.12.2031 
angenommen. Damit wird neben der Bau- und Inbetrieb-
nahmephase der gesamte Zeitraum abgebildet, für den die 
Anlagen die gesetzlichen Einspeisevergütungen nach dem 
Erneuerbare-Energien-Gesetz erhalten. Ziel ist es, alle drei 
Standorte so schnell wie möglich und noch im Jahr 2010 
fertigzustellen. Aus Sicherheitsgründen wurde in der Plan-
rechnung jedoch davon ausgegangen, dass nur der Stand-
ort Spergau im Jahr 2010, Hesedorf und Pörsten jedoch erst 
im Jahr 2011 ans Netz gehen werden. Für Spergau würde 
dann bis 31.12.2030, für die beiden anderen Standorte bis 
31.12.2031 die gesetzliche Einspeisehöhe gelten. Um eine 
einheitliche Prognoserechnung für alle drei Standorte dar-
stellen zu können, wurde für das Jahr 2031 am Standort 
Spergau ein niedrigerer theoretischer Verkaufspreis von 
14,56 Cent/kWh Strom angesetzt.

Wärmenutzung
In Spergau ist ein sehr gutes Wärmekonzept geplant: Es 
existiert bereits ein Nahwärmenetz, das ein Wohngebiet 
versorgen soll, bei dem aber bislang die Wärmequelle fehlt. 
Das Wohngebiet liegt ca. 700 m von der Biogasanlage ent-
fernt und soll über eine Wärmeleitung an die BGA ange-
schlossen werden. In Hesedorf ist vorgesehen, einige in der 

Nähe stehende Häuser mit Wärme zu versorgen. In Pörsten 
gibt es ähnliche Überlegungen; über die Versorgung des 
Hofes hinaus ist jedoch bislang nichts Konkretes geplant. 
In der Planrechnung ist daher auch nur die Wärmenutzung 
in Spergau und teilweise in Hesedorf mit entsprechenden 
Sicherheitsabschlägen eingerechnet worden.

Die voraussichtliche Liquiditätsentwicklung sowie die steu-
erlichen Ergebnisse der Fondsgesellschaft für den dar-
gestellten Zeitraum basieren auf Annahmen, welche die 
zukünftige Entwicklung aus heutiger Sicht nur prognostizie-
ren können. Mit der Ergebnis- und Liquiditätsprognose wird 
dem Anleger ein beispielhafter Fondsverlauf dargestellt. 
Die einzelnen Positionen ergeben sich aus prognostizier-
ten Werten sowie aus vertraglich festgelegten Gebühren 
und Leistungen oder sind kalkulatorisch angesetzt.

Berücksichtigung von Preissteigerungen
Um der Inflation Rechnung zu tragen, wurden bei denje-
nigen Erträgen und Aufwendungen, die hiervon betroffen 
sein könnten, jeweils pauschalierte Preissteigerungen pro 
Jahr angenommen. 

1. Stromerlöse
Die Stromerlöse ergeben sich aus der Einspeisung des 
nach der Prognose erzeugten Stromes und der nach dem 
EEG vorgesehenen Vergütung für Strom aus Biomasse. 
Als Grundlage für die Berechnung wird von jeweils 7.500 
Volllaststunden p. a. an den drei Standorten Hesedorf, 
Spergau und Pörsten ausgegangen.

2. KWK-Bonus
Die Nutzung der Wärme, die bei der Stromerzeugung 
erzeugt wird ( sogenannte „Kraft-Wärme-Kopplung“ 
[ KWK ] ), wird gemäß EEG mit einem eigenen Bonus 
vergütet. 

3. Erlöse aus Wärmeverkauf
Die Erlöse aus Wärmeverkauf ergeben sich auf Grund-
lage von vorverhandelten Verträgen zum Zeitpunkt der 
Prospektaufstellung. 

4. Verzinsung Guthaben
Hier sind insbesondere die Zinserträge, die durch die 
Anlage von freien liquiden Mitteln erwirtschaftet wer-
den, angegeben. Es wurde mit einem Zinssatz von 1,5 % 
kalkuliert.

5. Einsatzstoffe
Für die Lieferung der für den Betrieb der Biogasanlagen 
erforderlichen Rohstoffe ( Maissilage, Rinderfestmist, 
Rindergülle ) und die Verwendung der Gärreste wurden lang-
fristige Verträge ( Dauer: 21 Jahre ) mit den landwirtschaft-
lichen Betrieben, bei denen die Biogasanlagen errichtet 
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werden, abgeschlossen. Hierbei erfolgt die Vergütung der 
Landwirte monatlich auf der Basis der jeweils eingespeisten 
Strommenge. Gleichzeitig erhalten die Landwirte die Gär-
reste, die über einen hohen Düngewert verfügen, zurück, um 
sie wieder auf ihren Feldern auszubringen. Auf diese Weise 
wird ein optimaler Nährstoffkreislauf geschaffen. Einen 
zusätzlichen Leistungsanreiz bietet die Mehrertragsklausel, 
die in die Substratlieferverträge eingebaut ist: Überschreitet 
der Anlagenbetrieb 7.500 Volllaststunden, erhalten die Land-
wirte je zusätzlich eingespeister Kilowattstunde Strom eine 
Zusatzvergütung. Selbstverständlich kommen ausschließ-
lich gentechnikfreie Rohstoffe zum Einsatz.

6. BHKW – Wartung inklusive Runderneuerung
Hier sind die Kosten angegeben, die für die Wartung und die 
Instandhaltung der Blockheizkraftwerke ( BHKW ) erwartet 
werden. Nach jeweils rund 70.000 Betriebsstunden müssen 
die BHKW runderneuert werden. Diese Kosten sind in den 
Jahren 2019 und 2027 berücksichtigt worden. 

7. Wartung Biogasanlagen
Für Wartungs- und Instandhaltungsarbeiten an den 
Biogasanlagen wird jährlich ein entsprechender Betrag fällig.

8. Biologische Betreuung
Damit der Betrieb der Biogasanlagen optimal gewährleis-
tet ist, muss die Biologie in den Fermentern regelmäßig 
überwacht werden. Hierzu werden regelmäßig Proben 
genommen und labortechnisch untersucht. Aufgrund der 
Auswertungen gibt UTS Biogastechnik GmbH dann die 
Füttermengen vor und weist auf Optimierungsmöglichkei-
ten bei den Einsatzstoffen hin. Die Kosten hierfür sind hier 
eingestellt.

9. Eigenstrom
Der Eigenstromverbrauch der Biogasanlage beträgt laut 
Angaben des Herstellers 7,5 % der produzierten Strom-
menge. Hierfür wird Strom vom örtlichen Energieversor-
gungsunternehmen bezogen. 

10. Technische Betriebsführung
Neben der Lieferung der Einsatzstoffe gehören die tägliche 
Fütterung der Anlage mit Substraten sowie Kontroll- und 
Wartungsarbeiten ebenfalls zu den Pflichten der jeweili-
gen landwirtschaftlichen Betriebe. Für die Betriebsführung 
erhalten die Landwirte eine Pauschalvergütung, die eben-
falls für 21 Jahre vertraglich geregelt ist.

11. Versicherung
Für die Anlagen werden auf Grundlage entsprechen-
der Angebote umfassende Versicherungsverträge abge-
schlossen, für die die kalkulierten Prämien gezahlt 
werden. Das Versicherungspaket umfasst u. a. eine Betrei-

berhaftpflicht-, eine Betriebsunterbrechungs- und eine 
Maschinenbruchversicherung für jeden der drei Standorte.

12. Pachtkosten Flächen
Für alle drei Standorte wurden langfristige Pachtverträge 
über die Flächen, auf denen die Biogasanlagen errichtet 
werden, abgeschlossen. Alle Pachtverträge beinhalten eine 
Verlängerungsoption nach 21 Jahren, so dass die Anlagen 
ggf. auch über den prognostizierten Zeitraum hinaus betrie-
ben werden können. 

13. Kosten Unvorhergesehenes/Reparaturen
Trotz vorsichtiger Planung lassen sich Unwägbarkeiten 
beim Betrieb einer Biogasanlage nicht ausschließen. Aus 
diesem Grund wurde hier eine entsprechende Reserveposi-
tion einkalkuliert. Um zusätzliche Sicherheiten zu schaffen, 
steigt diese Position in der Planrechnung jährlich an. Für 
die Anfangsjahre wurde die Kostenreserve etwas niedriger 
angesetzt, da diese noch innerhalb des Gewährleistungs-
zeitraums für alle Anlagenbauteile liegen. Ab dem dritten 
vollen Betriebsjahr wurden die angesetzten Reserven deut-
lich erhöht.

14. Anlegerbetreuung
Kosten für die Betreuung der Anleger. Hier zählen insbeson-
dere die Information über den wirtschaftlichen Verlauf des 
Fonds, Einladung und Durchführung von Gesellschaftsver-
sammlungen, Beantwortung individueller Korrespondenz 
und sonstiger Fragen sowie Beratung der Anleger etc.

15. Geschäftsführung / Komplementärvergütung
Die persönlich haftende Gesellschafterin/Komplementärin 
erhält für die Übernahme der persönlichen Haftung eine 
ergebnisunabhängige Haftungstantieme von 1.250 Euro 
pro Jahr, beginnend mit der Inbetriebnahme der Anlagen. 
Zudem ist hier die Vergütung für die Geschäftsführer der 
Komplementärin ausgewiesen.

16. Jahresabschluss
Der Jahresabschluss wird von einem Steuerberater erstellt, 
der dafür eine Vergütung erhält.

17. Fondsverwaltung / kaufmännische
Betriebsführung
Unter diesem Posten werden die Kosten für die Verwaltung 
der Fondsgesellschaft ( z. B. Steuererklärungen, Buchhal-
tung, Handelsregistereintragungen etc.) sowie für die kauf-
männische Betriebsführung ( Rechnungslegung, Controlling 
etc. ) zusammengefasst.

18. Darlehenszinsen
Für die Darlehen sind Zinsen auf die jeweils ausstehende, 
nicht getilgte Restschuld zu leisten. Da die Tilgung der Dar-
lehen die Darlehensstände sukzessive reduziert, sinkt der 
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für Darlehenszinsen zu entrichtende Betrag, bis im Jahre 
2026 die gesamten Darlehen getilgt sind.

19. Abschreibungen
Die Abschreibungen ergeben sich aus den prognostizierten, 
aktivierungsfähigen Investitionskosten und der vorgesehe-
nen kalkulatorischen Nutzungsdauer. Zudem sind hier die 
Abschreibungen auf das Disagio sowie die sonstigen akti-
vierungsfähigen Kosten enthalten.

20. Rückstellung für Rückbau
Für einen eventuellen Rückbau der Anlagen werden steuer-
liche Rückstellungen gebildet.

21. Steuerliches Ergebnis
Hier wird das jährliche steuerliche Ergebnis auf Gesell-
schaftsebene dargestellt.

22. Gewerbesteuer
Die Fondsgesellschaft erzielt gewerbliche Einkünfte und 
ist daher gewerbesteuerpflichtig. Die Zeile gibt auf Basis 
der Prognoserechnung die zu erwartende Gewerbesteuer-
schuld wieder.

23. Ergebnis nach Steuer
Hier wird das jährliche Nachsteuerergebnis auf Gesell-
schaftsebene dargestellt.

24. Steuerliche Ergebniszuweisung in % des 
Eigenkapitals
Hier wird die jährliche steuerliche Ergebniszuweisung 
aus Sicht des Anlegers, bezogen auf das Eigenkapital, 
dargestellt.

25. Ergebnis nach Steuer
Wiederholung des Ergebnisses nach Steuern aus Zeile 19.

26. Abschreibungen
Die unter Punkt 17. in Abzug gebrachten kalkulatorischen 
Abschreibungen werden hier wieder hinzugerechnet, da 
diese nicht liquiditätswirksam sind.

27. Rückstellungen für Rückbau
Die unter Punkt 18. in Abzug gebrachten Rückstellungen 
werden hier wieder hinzugerechnet.

28. Tilgung Darlehen
Die langfristigen Darlehen sollen nach zwei tilgungsfreien 
Jahren in gleichbleibenden Raten zurückgezahlt werden.

29. Einzahlung Eigenkapital inklusive Agio
Das Eigenkapital soll komplett im Jahr 2010 eingeworben 
werden.

30. Auszahlung Fremdkapital
Sobald das Eigenkapital vollständig eingeworben ist und die 
sonstigen Auszahlungsvoraussetzungen erfüllt sind, wer-
den die Fremdmittel abgerufen ( siehe Finanz- und Investiti-
onsplanung auf Seite 40 ).

31. Investitionsausgaben
Gemäß Bauvertrag erfolgt die Bezahlung des Generalunter-
nehmers in Teilzahlungen gemäß Baufortschritt. 

32. Substratvorfinanzierung / Rückzahlung
An zwei der drei Standorte wird ein Teil der Kosten für die 
Einsatzstoffe während der Bauphase vorfinanziert. Diese 
Vorfinanzierung wird in den folgenden Jahren mit der Ver-
gütung für die Landwirte verrechnet und auf diese Weise 
zurückgezahlt.

33. Liquidität lfd. Jahr
Hier ist der jährliche Liquiditätszufluss für die Gesellschaft 
nach Steuern dargestellt.

34. Liquidität Vorjahr
In dieser Zeile ist die kumulierte Restliquidität des Vorjahres 
nach den vorgenommenen Ausschüttungen dargestellt.

35. Liquidität lfd. Jahr vor Ausschüttungen
Der Liquiditätszuwachs aus dem laufenden Jahr zzgl. der 
Restliquidität aus dem Vorjahr ergibt die Liquidität der 
Gesellschaft vor Ausschüttungen.

36. Entnahmebeschränkung der Bank
Die fremdfinanzierende Bank schreibt zur Absicherung 
der Zins- und Tilgungsleistungen die Bildung einer Kapi-
taldienstreserve vor. Ausschüttungen dürfen erst erfolgen, 
wenn diese Reserve vollständig gebildet wurde.

37. Ansparung für Runderneuerung BHKW
Für die BHKW-Runderneuerungen nach 70.000 Betriebs-
stunden muss über die Entnahmebeschränkung der Bank 
hinaus eine Rücklage angespart werden.

38. Ausschüttungen / Entnahmen in Euro
Der in dieser Zeile aufgeführte Betrag wird bei planmä-
ßigem Verlauf an die Gesellschafter ( Kommanditisten ) 
ausgeschüttet.

39. Ausschüttungen / Entnahmen in Prozent
Der in Zeile 38. aufgeführte Betrag in Prozent des 
Eigenkapitals. 

40. Liquidität kumuliert
Die in dieser Zeile aufgeführten Beträge stellen die Liquidi-
tät der Gesellschaft nach Steuern und Ausschüttungen dar.
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Beispiel 1 in Euro
Zu versteuerndes Einkommen € 75.000 nach Splittingtabelle, Kommanditeinlage: € 20.000, Agio: € 1.000, Anwendung des § 15b EStG

Beispiel 2 in Euro
Zu versteuerndes Einkommen € 35.000 nach Grundtabelle, Kommanditeinlage: € 10.000, Agio: € 500, Anwendung des § 15 b EStG

2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 2028 2029 2030 2031 Gesamt

1. Einlage inkl. Agio -21.000 -21.000

2. Ausschüttung 0 800 1.200 1.600 1.600 1.600 1.600 1.600 1.600 1.600 1.600 1.600 1.600 2.000 2.000 3.000 5.600 5.600 5.600 5.600 5.600 9.594 62.594

3. Steuerwirkung 0 0 0 0 0 21 140 -33 -321 0 -115 -629 0 -743 -772 -818 -843 -686 -1.511 -1.489 -1.471 -1.872 -11.142

4. Geldfluss p. a. -21.000 800 1.200 1.600 1.600 1.621 1.740 1.567 1.279 1.600 1.485 971 1.600 1.257 1.228 2.182 4.757 4.914 4.089 4.111 4.129 7.722 30.452

5. Liquidität kumuliert -21.000 -20.200 -19.000 -17.400 -15.800 -14.179 -12.439 -10.873 -9.593 -7.993 -6.508 -5.537 -3.937 -2.680 -1.452 731 5.488 10.401 14.490 18.601 22.730 30.452

Prognose aus Sicht des Anlegers

2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 2028 2029 2030 2031 Gesamt

1. Einlage inkl. Agio -10.500 -10.500

2. Ausschüttung 0 400 600 800 800 800 800 800 800 800 800 800 800 1.000 1.000 1.500 2.800 2.800 2.800 2.800 2.800 4.797 31.297

3. Steuerwirkung 0 0 0 0 0 10 70 -12 -152 0 -54 -298 -337 -354 -368 -389 -400 -326 -719 -709 -701 -892 -5.631

4. Geldfluss p. a. -10.500 400 600 800 800 810 870 788 648 800 746 502 463 646 632 1.111 2.400 2.474 2.081 2.091 2.099 3.905 15.166

5. Liquidität kumuliert -10.500 -10.100 -9.500 -8.700 -7.900 -7.090 -6.220 -5.432 -4.784 -3.984 -3.238 -2.737 -2.274 -1.628 -996 115 2.515 4.989 7.070 9.161 11.261 15.166

Allgemeine Hinweise
Die steuerlichen Auswirkungen für den einzelnen Kom-
manditisten können mit den Beispielrechnungen nur 
ansatzweise dargestellt werden. Jede Abweichung bei 
den persönlichen Grundlagen führt automatisch zu einem 
abweichenden Ergebnis und ist daher von diesen abhän-
gig. Weitere Hinweise zur Besteuerung der Ergebnisse der 
Beteiligung finden Sie auch im Kapitel „Steuerliche Grund-
lagen“. Die oben dargestellten Berechnungen sollen dem 
Anleger als grober Richtwert für die Bewertung einer Betei-
ligung dienen. Sie ersetzen nicht die individuelle Beratung 
durch einen Steuerberater. 

Erläuterungen zu der Prognose aus Sicht des 
Anlegers

Einlage inkl. Agio
Die Kommanditeinlage ist zusammen mit dem Agio in Höhe 
von 5 % innerhalb von 14 Tagen nach Annahme der Bei-
trittserklärung zu leisten.

Ausschüttung
Die Ausschüttungen ( Entnahmen ) ergeben sich aus Zeile 
39 der Ergebnis- und Liquiditätsprognose bezogen auf die 
Höhe der Kommanditeinlagen.

Steuerwirkung 
Bei der Steuerwirkung wird die Versteuerung der jährlich 
prognostizierten Ergebnisse dargestellt. Berücksichtigt ist 
hierbei der Solidaritätszuschlag mit durchgehend 5,5 %. 
Eine gegebenenfalls anfallende Kirchensteuer ist nicht 
berücksichtigt. Die Berechnungen erfolgten auf Grundlage 
der bei Prospektaufstellung gültigen Steuertabellen. Eine 
Anrechnung der anteiligen Kapitalertragsteuer zzgl. des 
Solidaritätszuschlags sowie gegebenenfalls der Abgeltung-
steuer wurde aus Vereinfachungsgründen nicht berücksich-
tigt. Zur Betrachtung der individuellen steuerlichen Situation 
sollte in jedem Fall ein Steuerberater hinzugezogen werden.

Geldfluss p.a.
Der jährliche Geldfluss ergibt sich aus den Ausschüttungen 
( Entnahmen ) und der Steuerwirkung.

Liquidität kumuliert
Es wird der kumulierte Geldfluss für das jeweilige Jahr dar-
gestellt. Das ursprünglich eingesetzte Kapital inklusive Agio 
fließt im Verlauf der Beteiligung zurück.



2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 2028 2029 2030 2031 Gesamt

1. Einlage inkl. Agio -21.000 -21.000

2. Ausschüttung 0 800 1.200 1.600 1.600 1.600 1.600 1.600 1.600 1.600 1.600 1.600 1.600 2.000 2.000 3.000 5.600 5.600 5.600 5.600 5.600 9.594 62.594

3. Steuerwirkung 0 0 0 0 0 21 140 -33 -321 0 -115 -629 0 -743 -772 -818 -843 -686 -1.511 -1.489 -1.471 -1.872 -11.142

4. Geldfluss p. a. -21.000 800 1.200 1.600 1.600 1.621 1.740 1.567 1.279 1.600 1.485 971 1.600 1.257 1.228 2.182 4.757 4.914 4.089 4.111 4.129 7.722 30.452

5. Liquidität kumuliert -21.000 -20.200 -19.000 -17.400 -15.800 -14.179 -12.439 -10.873 -9.593 -7.993 -6.508 -5.537 -3.937 -2.680 -1.452 731 5.488 10.401 14.490 18.601 22.730 30.452

2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 2028 2029 2030 2031 Gesamt

1. Einlage inkl. Agio -10.500 -10.500

2. Ausschüttung 0 400 600 800 800 800 800 800 800 800 800 800 800 1.000 1.000 1.500 2.800 2.800 2.800 2.800 2.800 4.797 31.297

3. Steuerwirkung 0 0 0 0 0 10 70 -12 -152 0 -54 -298 -337 -354 -368 -389 -400 -326 -719 -709 -701 -892 -5.631

4. Geldfluss p. a. -10.500 400 600 800 800 810 870 788 648 800 746 502 463 646 632 1.111 2.400 2.474 2.081 2.091 2.099 3.905 15.166

5. Liquidität kumuliert -10.500 -10.100 -9.500 -8.700 -7.900 -7.090 -6.220 -5.432 -4.784 -3.984 -3.238 -2.737 -2.274 -1.628 -996 115 2.515 4.989 7.070 9.161 11.261 15.166
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Prognose  aus  S i ch t  des  A n l ege r s

2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 2028 2029 2030 2031 Gesamt

1. Einlage inkl. Agio -21.000 -21.000

2. Ausschüttung 0 800 1.200 1.600 1.600 1.600 1.600 1.600 1.600 1.600 1.600 1.600 1.600 2.000 2.000 3.000 5.600 5.600 5.600 5.600 5.600 9.594 62.594

3. Steuerwirkung 0 0 0 0 0 21 140 -33 -321 0 -115 -629 0 -743 -772 -818 -843 -686 -1.511 -1.489 -1.471 -1.872 -11.142

4. Geldfluss p. a. -21.000 800 1.200 1.600 1.600 1.621 1.740 1.567 1.279 1.600 1.485 971 1.600 1.257 1.228 2.182 4.757 4.914 4.089 4.111 4.129 7.722 30.452

5. Liquidität kumuliert -21.000 -20.200 -19.000 -17.400 -15.800 -14.179 -12.439 -10.873 -9.593 -7.993 -6.508 -5.537 -3.937 -2.680 -1.452 731 5.488 10.401 14.490 18.601 22.730 30.452

2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 2028 2029 2030 2031 Gesamt

1. Einlage inkl. Agio -10.500 -10.500

2. Ausschüttung 0 400 600 800 800 800 800 800 800 800 800 800 800 1.000 1.000 1.500 2.800 2.800 2.800 2.800 2.800 4.797 31.297

3. Steuerwirkung 0 0 0 0 0 10 70 -12 -152 0 -54 -298 -337 -354 -368 -389 -400 -326 -719 -709 -701 -892 -5.631

4. Geldfluss p. a. -10.500 400 600 800 800 810 870 788 648 800 746 502 463 646 632 1.111 2.400 2.474 2.081 2.091 2.099 3.905 15.166

5. Liquidität kumuliert -10.500 -10.100 -9.500 -8.700 -7.900 -7.090 -6.220 -5.432 -4.784 -3.984 -3.238 -2.737 -2.274 -1.628 -996 115 2.515 4.989 7.070 9.161 11.261 15.166





52

Die Emit tentin und die betei l igten Par tner

1. UDI Biogas 3 GmbH & Co. KG
Dies ist die Fondsgesellschaft, deren Kommanditist der 
Anleger wird und die das Kapital direkt in die drei Biogas-
projekte in Pörsten, Spergau und Hesedorf investiert.

2. UDI Biomasse Verwaltungs GmbH
Dies ist die Komplementärin und persönlich haftende 
Gesellschafterin der UDI Biogas 3 GmbH & Co. KG. Ihr wird 
die Geschäftsführung in der Fondsgesellschaft übertragen.

3. UDI Bioenergie GmbH
Innerhalb der UDI-Gruppe unterstützt die UDI Bioenergie 
GmbH im Rahmen von Beraterverträgen die Emittenten von 
geschlossenen Bioenergiefonds. In dieser Funktion reali-
siert sie Finanzierungsmodelle für den Bau von Bioenergie-
Projekten. Für die UDI Biogas 3 GmbH & Co. KG übernimmt 
die UDI Bioenergie GmbH die Beratung und Unterstützung 
hinsichtlich der Projektierung, der Projektleitung, der Pros-
pektaufstellung, der kaufmännischen Betriebsführung und 
der Beschaffung der Finanzierung. Zudem betreut sie die 
Kommanditisten über die gesamte Fondslaufzeit.

4. UmweltDirektInvest-Beratungsgesellschaft mbH
Die UmweltDirektInvest-Beratungsgesellschaft mbH 
( kurz: UDI ) wird die Einwerbung des Eigenkapitals über-
nehmen. Die UDI versteht sich als Finanzdienstleister 
für Menschen, die ökologisch sinnvolle Kapitalanlagen 
und gleichzeitig attraktive Renditen suchen. Anspruch 
der UDI sind Investitionen in qualitativ hochwertige 
Projekte. Diese bieten im Vergleich zu herkömmlichen 
Anlageformen eine langfristig rentable Alternative, die 

Gesellschaft, Umwelt und Anlegern nachhaltige Vorteile 
bringt. 1998 als Vertrieb für die Einwerbung von Eigenka-
pital für Windkraftprojekte gegründet, gehört UDI heute 
zur Spitzengruppe von Anbietern ökologischer Kapitalan-
lagen. 2002 hat UDI ihr Angebot auf Solarprojekte ausge-
weitet. Seit 2006 gehört auch Biogas zu den Geschäfts-
feldern. Qualität steht bei allen Produkten an oberster 
Stelle. Der Erfahrung und der Qualität ihrer Beteiligungs-
angebote vertrauen bereits über 9.000 Anleger. Insge-
samt wurde bisher Eigenkapital in Höhe von über 210,6 
Millionen Euro platziert. Durch das Kapital der Anleger 
konnten 355 Windkraftanlagen, 25 Photovoltaikanlagen 
und 28 Biogasanlagen mit Eigenkapital ausgestattet wer-
den. Mit diesen Anlagen werden jährlich ca. 1,234 Mrd. 
kWh Strom erzeugt. Damit können pro Jahr rund 1,4 Mil-
lionen Menschen mit umweltfreundlich erzeugter Energie 
versorgt werden. Pro Jahr werden so gut 1,3 Mio. Tonnen 
Kohlendioxid-Emissionen eingespart. Heute kann UDI in 
allen wichtigen Bereichen im Energiemix der Erneuerba-
ren Energien – Wind, Sonne und Biomasse – langjährige 
Erfahrung vorweisen.

5. Die Mitglieder der Geschäftsführung
Georg Hetz, 58 Jahre, Bankkaufmann, Mitglied der 
Geschäftsführung der Emittentin, Geschäftsanschrift: Lina-
Ammon-Str. 30, 90329 Nürnberg, war ca. 30 Jahre in unter-
schiedlichen Positionen bei verschiedenen Banken tätig, 
unter anderem in verantwortlicher Position bei der Grün-
dung einer großen deutschen Direktbank. Die zweite Bank-
gründung, in diesem Falle eine „grüne“ Direktbank mit Sitz 
in Nürnberg, gestaltete Georg Hetz als Vertriebsleiter aktiv 



53

Die Emittentin und die beteiligten Partner

mit und war für die erfolgreiche Einwerbung des gesamten 
Eigenkapitals von rund 50,5 Mio. DM verantwortlich. 1998 
gründete er mit Partnern aus der Windenergiebranche die 
UDI UmweltDirektInvest-Beratungsgesellschaft mbH, deren 
Tätigkeit im Einwerben von Eigenkapital an Wind-, Solar-
parks und Biogasanlagen besteht. Das Know-how aus der 
Platzierung von 80 Wind-, Solar- und Biogasfonds sowie die 
Erfahrungen aus dem Praxisbetrieb der Anlagen kommen 
der UDI Biogas 3 GmbH & Co. KG zugute.

Harald Felker, 37 Jahre, Mitglied der Geschäftsführung der 
Emittentin, Geschäftsanschrift: Lina-Ammon-Str. 30, 90329 
Nürnberg, ist seit über 10 Jahren in der Erneuerbare-Ener-
gien-Branche tätig. Als Geschäftsführer der UDI Bioenergie 
GmbH verantwortet er die Projektierung und kaufmänni-
sche Betreuung von Biogas-Projekten.

Nach dem Gesellschaftsvertrag ( Seite Seite 79 ff., § 7 Abs. 1 ) 
übernimmt die Komplementärin die Geschäftsfüh-
rung in der Fondsgesellschaft. Die Geschäftsführer der 
Komplementärin, Georg Hetz und Harald Felker, sind damit 
auch zur Geschäftsführung in der UDI Biogas 3 GmbH & 
Co. KG berechtigt.

Eine Funktionstrennung im Sinne einer konkreten Aufga-
benverteilung besteht in der Geschäftsführung der UDI Bio-
gas 3 GmbH & Co. KG nicht.

6. Verflechtungen
Georg Hetz, Mitglied der Geschäftsführung des Emitten-
ten, ist gleichzeitig geschäftsführender Gesellschafter 

der mit dem Vertrieb betrauten UmweltDirektInvest-Bera-
tungsgesellschaft mbH.Ansonsten sind die Mitglieder der 
Geschäftsführung des Emittenten nicht für Unternehmen 
tätig, die mit dem Vertrieb der angebotenen Vermögensan-
lage betraut sind. 

Zudem sind Georg Hetz und Harald Felker, die Mitglieder der 
Geschäftsführung des Emittenten sind, auch als Geschäfts-
führer für die mit der Projektierung, Projektleitung, Pros-
pektaufstellung, kaufmännischen Betreuung und Finan-
zierungsbeschaffung beauftragten UDI Bioenergie GmbH 
tätig. Ansonsten sind Mitglieder der Geschäftsführung des 
Emittenten nicht für Unternehmen tätig, die im Zusam-
menhang mit der Herstellung des Anlageobjekts nicht nur 
geringfügige Lieferungen oder Leistungen  erbringen. 

Die Prospektverantwortliche übernimmt die kaufmännische 
Betriebsführung. Von den Gründungsgesellschaftern führt 
die Komplementärin die Geschäfte des Fonds. Der Grün-
dungskommanditist Georg Hetz ist als Geschäftsführer der 
Komplementärin und der Emittentin tätig. Die Mitglieder der 
Geschäftsführung des Emittenten Georg Hetz und Harald 
Felker übernehmen jeweils die Geschäftsführung bei der 
Komplementärin und der Emittentin. Der Mittelverwen-
dungskontrolleur überwacht die bestimmungsgemäße Ver-
wendung der Anlegergelder und überprüft die Einhaltung 
der Auszahlungsvoraussetzungen. Ansonsten werden von 
dem Prospektverantwortlichen, den Gründungsgesellschaf-
tern, den Mitgliedern der Geschäftsführung des Emitten-
ten und dem Mittelverwendungskontrolleur keine nicht nur 
geringfügigen Leistungen und Lieferungen erbracht.
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Die Emittentin und ihr Kapital im Überblick

Firma der Emittentin UDI Biogas 3 GmbH & Co. KG

Sitz der Emittentin Kellerweg 12, 91154 Roth

Geschäftsanschrift Lina-Ammon-Str. 30, 90329 Nürnberg

Datum der Gründung 
der Emittentin

29.09.2008

Für die Emittentin maßgeb-
liche Rechtsordnung

Die Emittentin unterliegt der Rechtsordnung der Bundesrepublik 
Deutschland.

Rechtsform der Emittentin Die Emittentin ist eine Gesellschaft in der Rechtsform der 
Kommanditgesellschaft.

Angaben über die Struk-
tur des persönlich haften-
den Gesellschafters

Firma: 		  UDI Biomasse Verwaltungs GmbH
Geschäftsanschrift:	 Lina-Ammon-Str. 30, 90329 Nürnberg
Sitz: 		  Kellerweg 12, 91054 Roth
Eigenkapital:	 25.000 Euro ( vollständig eingezahlt )
Geschäftsführer:	 Georg Hetz, Roth, und Harald Felker, Nürnberg
Handelsregister:	 HRB 24053 ( AG Nürnberg )

Da die Haftung der Komplementärin gesetzlich ( § 13 Abs. 2 GmbHG ) auf 
ihr Gesellschaftsvermögen beschränkt ist, weicht die im Gesellschaftsver-
trag bestimmte gesellschaftsrechtliche Struktur von dem gesetzlichen Leit-
bilde des als natürliche Person unbeschränkt haftenden Komplementärs 
( § 161 Abs. 1 HGB ) ab. Die Komplementärin ist eine 100%ige Tochter der 
UmweltDirektInvest-Beratungsgesellschaft mbH ( kurz UDI ). Das Kapital 
und die Stimmrechte werden zu 100 % von der UDI gehalten bzw. ausge-
übt. DieUDI Biomasse Verwaltungs GmbH gehört somit zum UDI-Konzern. 

Von den gesetzlichen Regelun-
gen abweichende Bestimmun-
gen des Gesellschaftsvertrags

A. Im Gesellschaftsvertrag der UDI Biogas 3 GmbH & Co. KG
1.	 § 5 GV regelt die Beteiligung der Gesellschafter abweichend von 

§ 706 BGB.
2.	 § 7 Abs. 1 GV weicht von den gesetzlichen Regelungen der Vertre-

tungsbefugnis in §§ 114, 164 HGB ab.
3.	 Der Umfang des Stimmrechts in der Gesellschafterversammlung 

( § 8 Abs. 3 GV ) ist abweichend von § 119 Abs. 2 HGB vom finanziel-
len Umfang der Beteiligung abhängig.

4.	 Vom Einstimmigkeitserfordernis in der Gesellschafterversammlung 
( § 119 Abs. 1 HGB ) weicht § 8 Abs. 4 GV ab, indem es Abstimmun-
gen mit Mehrheit zulässt. 

5.	 Die Regelungen über das Abhalten von Gesellschaftsversammlungen 
in § 10 GV weichen von der gesetzlichen Regelung nach § 119 HGB ab.

6.	 Die Regelungen über die Verbuchung von Gewinnen und Verlusten 
über mehrere Kapitalkonten in § 12 GV und die Regelungen in §§ 13, 
14 GV regeln die Gewinn- und Verlustverteilung sowie die Entnahme-
rechte der Gesellschafter abweichend von der gesetzlichen Regelung 
nach §§ 120, 121, 122, 168, 169 HGB.

7.	 Bezüglich der Liquidation der Gesellschaft trifft § 20 GV abweichende 
Regelungen zu § 131 HGB.

8.	 § 17 GV weicht von den gesetzlichen Todesfallregelungen in §§ 131 
Abs. 3, 139 HGB ab.
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Fortsetzung
 
Von den gesetzlichen Regelun-
gen abweichende Bestimmun-
gen des Gesellschaftsvertrags

9.	 § 4 Abs. 3 GV weicht von der gesetzlichen Regelung eines jederzeiti-
gen Kündigungsrechts ab.

10.	 § 16 GV weicht von den gesetzlichen Regelungen über die Verfügung 
über Beteiligungsrechte in § 717 BGB ab.

11.	 § 18 GV weicht von den gesetzlichen Regelungen über das Ausschei-
den von Gesellschaftern in besonderen Fällen nach § 140 HGB ab.

12.	§ 19 GV weicht von den gesetzlichen Regelungen über die Abfindung 
bei Ausscheiden eines Gesellschafters in § 738 BGB ab. 

13.	§ 21 Abs. 1 GV weicht von den Haftungsregelungen in §§ 713, 664 ff 
BGB ab.

B. Im Gesellschaftsvertrag der Komplementärin UDI Biomasse Ver-
waltungs GmbH:
1.	 § 7 ( Verfügung über Geschäftsanteil ): Die Beschränkungen 1. und 

das Vorkaufsrecht weichen zulässigerweise von § 15 Abs. 1 GmbHG 
ab.

2.	 § 8 ( Einziehung von Geschäftsanteilen ): Die Regelungen über die 
Einziehung von Geschäftsanteilen weicht zulässigerweise von § 15 
Abs. 1 GmbHG ab ( vgl. § 34 Abs. 1 GmbHG ).

Zuständiges Registergericht Amtsgericht Nürnberg

Registernummer der Emittentin HRA 15024

Kurzbeschreibung des UDI-Kon-
zerns und der Einordnung der 
Emittentin in diesen 

Die Fondsgesellschaft ist im Zeitpunkt der Prospektaufstellung kein Kon-
zernunternehmen im Sinne von §§ 18 AktG, 290 HGB, da ein beherr-
schender Einfluss auf die Emittentin von der Konzernmutter nicht ausge-
übt werden kann.

Höhe des eingezahlten
Eigenkapitals und des
gezeichneten Kapitals

Zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung entspricht das gezeichnete Ka-
pital der Emittentin einem Kommanditkapital in Höhe von 1.000 Euro, 
das vollständig eingezahlt ist. Auf das gezeichnete Kapital der Emittentin 
waren somit zum Datum der Prospektaufstellung keine Kapitaleinlagen 
ausstehend. Die Gesellschaft beabsichtigt, durch Beitritt neuer Anleger 
das Eigenkapital auf 2.476.000 Euro zu erhöhen.

Art der Anteile, in die das Kapital 
zerlegt ist

Kommanditbeteiligung

Hauptmerkmale der Anteile Mit dem Anteil verbundene Hauptrechte:

►► Informations- und Kontrollrechte ( § 166 HGB, § 15 
Gesellschaftsvertrag )

►► Widerspruchsrecht ( § 164 S. 1 Hs. 2 HGB )
►► Recht auf Teilnahme an Gesellschafterversammlungen und Stimm-

recht entsprechend der gezeichneten Kapitaleinlage ( je volle 1.000 
Euro eine Stimme  gem.  § 8 Gesellschaftsvertrag )

►► Recht auf Ergebnisbeteiligung ( §§ 167 f., 120 f. HGB )
►► Ausschüttungsanspruch / Gewinnauszahlungsanspruch ( §§ 13, 14 

Gesellschaftsvertrag )
►► Kündigungsrecht ( § 4 Abs. 3 Gesellschaftsvertrag )
►► Recht zur Übertragung des Gesellschaftsanteils ( § 16 

Gesellschaftsvertrag )
►► Recht auf Abfindung bei Ausscheiden ( § 19 Gesellschaftsvertrag )
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Die Gründungsgesellschafter der Emittentin

Name, Anschrift und Sitz der 
Gründungsgesellschafter und 
Gesamtbetrag der von den Grün-
dungsgesellschaftern insgesamt 
gezeichneten und eingezahlten 
Einlagen

Komplementärin:
UDI Biomasse Verwaltungs GmbH
Sitz: Kellerweg 12, 91154 Roth
Geschäftsanschrift: Lina-Ammon-Str. 30, 90329 Nürnberg
Handelsregister AG Nürnberg, HRB 24053
Sie hat insgesamt keine Einlage gezeichnet und keine Einlage eingezahlt. 
Die Komplementärin haftet vollständig und unmittelbar, jedoch maximal in 
Höhe ihres Gesellschaftsvermögens.

Gründungskommanditist:
Georg Hetz
Geschäftsanschrift: Kellerweg 12a, 91154 Roth.
Der Gründungskommanditist hat eine Kapitaleinlage in einem Gesamtbe-
trag von insgesamt 1.000 Euro gezeichnet und diese Einlage ( Komman-
diteinlage ) durch Bareinzahlung zum Gesellschaftsvermögen eingezahlt.

Vergütungen der 
Gründungsgesellschafter

Die persönlich haftende Gesellschafterin erhält für die Übernahme der 
persönlichen Haftung als Komplementärin eine ergebnisunabhängige 
Haftungstantieme von 1.250 Euro pro Jahr, beginnend mit der Inbetrieb-
nahme der Anlage ( § 7 Abs. 4 Gesellschaftsvertrag ). Zudem sind der 
Gründungskommanditist und die Komplementärin, soweit diese eine Ka-
pitaleinlage leistet, am Gewinn und Verlust der Emittentin ( § 13 ) und an 
den Ausschüttungen ( § 14 ) im Verhältnis der gehaltenen Kapitaleinla-
ge zum Gesamtkapital beteiligt. Ansonsten bestehen keine Gewinnbe-
teiligungen, Entnahmerechte, sonstigen Gesamtbezüge, insbesondere 
Gehälter, Gewinnbeteiligungen, Aufwandsentschädigungen, Versiche-
rungsentgelte, Provisionen und Nebenleistungen jeglicher Art, die den 
Gründungsgesellschaftern außerhalb und innerhalb des Gesellschafts-
vertrages zustehen.

Unmittelbare und mittelbare 
Beteiligungen der Gründungsge-
sellschafter an Unternehmen, die 
mit dem Vertrieb der emittierten 
Vermögensanlage betraut sind

Der Gründungskommanditist ist alleiniger Gesellschafter der mit dem Ver-
trieb der emittierten Vermögensanlage betrauten UmweltDirektInvest Be-
ratungsgesellschaft mbH. Ansonsten bestehen keine unmittelbaren oder 
mittelbaren Beteiligungen der Gründungsgesellschafter, an Unterneh-
men, die mit dem Vertrieb der emittierten Vermögensanlage betraut sind. 

Beteiligungen der Gründungs-
gesellschafter an Unternehmen, 
die im Zusammenhang mit der 
Herstellung des Anlageobjekts 
Lieferungen oder Leistungen 
erbringen

Der Gründungsgesellschafter Georg Hetz ist an der mit der Projektierung, 
Projektleitung, Prospektaufstellung, kaufmännischen Betreuung und Fi-
nanzierungsbeschaffung beauftragten UDI Bioenergie GmbH beteiligt. 
Ansonsten bestehen keine unmittelbaren und mittelbaren Beteiligungen 
der Gründungsgesellschafter an Unternehmen, die im Zusammenhang 
mit der Herstellung des Anlageobjekts nicht nur geringfügige Lieferungen 
oder Leistungen erbringen.

Fortsetzung
Hauptmerkmale der Anteile

►► Abweichungen der Haftungssumme vom Betrag der Beteiligung beste-
hen nicht. Die persönlich haftende Gesellschafterin hat – ohne Leistung 
einer Kapitaleinlage – 618 Stimmen in der Gesellschafterversamm-
lung. Zudem ist die Zustimmung der persönlich haftenden Gesellschaf-
terin zur Übertragung eines Kommanditanteils notwendig. Ansonsten 
stimmen die Rechte der derzeitigen Gesellschafter vollständig mit den 
Rechten der später beitretenden Kommanditisten überein.

Die Emittentin und ihr Kapital im Überblick
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Die Emittentin UDI Biogas 3 GmbH & Co. KG wurde am 
29.09.2008 als UDI Biogas Döbeln I GmbH & Co. KG 
gegründet und unter der Nummer HRA 15024 beim Amts-
gericht Nürnberg ins Handelsregister eingetragen. Die 
Umbenennung der Gesellschaft in UDI Biogas 3 GmbH & 
Co. KG erfolgte am 30.11.2009. Zum 31.12.2009 wurde ein 
Jahresabschluss erstellt, der nachstehend abgebildet ist ( 
vgl. Seite 58 ). Eine Zwischenübersicht wurde nicht veröf-
fentlicht. Die Gesellschaft selbst übt seit ihrer Gründung 
keinerlei wirtschaftliche Tätigkeit aus. Die Umbenennung 
der Gesellschaft stellt daher keine wirtschaftliche Neu-
gründung, sondern nur eine Fortführung der bisherigen 
Gesellschaft dar.

Geschäftsentwicklung des Emittenten
Nach dem Schluss des Geschäftsjahres 2009 hat die UDI 
Biogas 3 GmbH & Co. KG die Wartungs- und Servicever-
träge und die Inbetriebnahmeverträge mit UTS sowie einen 
Vertrag über die Einwerbung des Eigenkapitals mit der UDI 
geschlossen.

Die Geschäftsaussichten des Emittenten
2010 soll das Eigenkapital eingeworben werden und nach 
dessen Abschluss mit der Errichtung der Biogasanlagen 
begonnen werden. Mit ersten Einnahmen der Emittentin aus 
dem Verkauf von erzeugtem Strom wird für das 4. Quartal 
2010 gerechnet.

Wesentliche Annahmen 
und Wirkungszusammenhänge
Nachfolgend dargestellte Prognosen zur künftigen Vermö-
gens,- Finanz- und Ertragslage der Emittentin beruhen auf 
den Annahmen, die im Kapitel „Finanz- und Investitionspla-
nung“ auf Seite 40 getroffen wurden, sowie auf der Ergebnis- 
und Liquiditätsprognose für die Gesellschaft auf Seite 42. Die 
Prognose hinsichtlich der Vermögenslage wird im Rahmen 
der dargestellten Planbilanz für die Jahre 2010 bis 2014 dar-
gestellt. Aus der Ergebnis- und Liquiditätsprognose wird die 
Prognose der Finanzlage für denselben Zeitraum in Kurzform 
wiedergegeben, die prognostizierte Ertragslage geht aus der 
prognostizierten Gewinn-und-Verlust-Rechnung hervor.

Über die für das Jahr 2010 dargestellten Investitionen hin-
aus sind im Planungszeitraum keine weiteren Investitionen 
geplant. Die Prognoserechnung beruht auf der Annahme, 
dass die Gesamtinvestition im Jahr 2010 vollständig erfolgt. 
Entsprechend entwickelt sich das Anlagevermögen in der 
Bilanz. Ferner wurde davon ausgegangen, dass die zu 
errichtenden Biogasanlagen in der UDI Biogas 3 GmbH & 
Co. KG planmäßig im 4. Quartal 2010 bzw. im 2. Quartal 2011 
ans Netz gehen und betrieben werden können, so dass der 
Gesellschaft ab dann entsprechende Mittel laufend zufließen. 
Die Liquiditätsprognose weist in den jeweiligen Jahren unab-
hängig vom handelsrechtlichen Erfolg den Zahlungsfluss der 
Gesellschaft sowie die jährlich gehaltene Liquidität aus.

Die Emittentin unterliegt als kleine Gesellschaft nicht der Verpflichtung, einen Lagebericht aufzustellen, und nicht der 
Verpflichtung, den Jahresabschluss und den Lagebericht nach Maßgabe des HGB prüfen zu lassen. Als Emittent macht 
sie von der Möglichkeit des § 8h VerkProspG Gebrauch, stattdessen auf die fehlende Prüfung des Jahresabschlusses 
und die fehlende Aufstellung und Prüfung des Lageberichtes hinzuweisen.

Hinweis nach § 8h Abs. 2 VerkProspG

GEWINN- UND VERLUSTRECHNUNG vom 01.01.2009 bis 31.12.2009

UDI Biogas 3 GmbH & Co. KG
Roth

Geschäftsjahr Vorjahr

1. sonstige betriebliche Aufwendungen Euro Euro Euro

a) ordentliche betriebliche Aufwendungen

aa) Versicherungen, Beiträge und Abgaben 196,00 125,00

ab) verschiedene betriebliche Kosten 252,10 448,10 300,00

2. Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit -448,10 -425,00

3. Jahresfehlbetrag 448,10 425,00
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Erläuterung zum Jahresabschluss ( Anhang )

Allgemeine Angaben zum Jahresabschluss
Der vorliegende Jahresabschluss wurde gemäß § 264a 
i.V.m. §§ 242 ff. und §§ 264 ff. HGB aufgestellt. Die Gesell-
schaft weist zum Abschlussstichtag die Größenmerkmale 
einer kleinen Personengesellschaft gemäß § 267 Absatz 1 
HGB i.V.m. § 264 ff. HGB auf. Die Form des Jahresab-
schlusses ist gegenüber dem Vorjahr unverändert. Die 
Gewinn-und-Verlust-Rechnung ist nach dem Gesamtkos-
tenverfahren aufgestellt.

Angaben zu Bilanzierungs- und Bewertungs- 
methoden
Für die Aufstellung des Jahresabschlusses waren unver-
ändert die nachfolgenden Bilanzierungs- und Bewertungs-
methoden maßgebend. Es wurde zu Fortführungswerten 
( going concern ) bewertet. Die liquiden Mittel werden zum 
Nominalwert angesetzt. Die Steuerrückstellungen und die 
sonstigen Rückstellungen berücksichtigen alle erkennbaren 
Risiken und ungewissen Verpflichtungen. Die Verbindlich-
keiten sind mit ihrem Rückzahlungsbetrag angesetzt. 

Angaben zur Bilanz
Die sonstigen Rückstellungen berücksichtigen alle erkenn-
baren Risiken und ungewissen Verpflichtungen. 

Haftungsverhältnisse 
Es bestehen laut Geschäftsführer keine Verbindlichkeiten 
aus der Begebung und Übertragung von Wechseln, Bürg-
schaften, Wechsel- und Scheckbürgschaften, Gewährleis-
tungsverträgen und auch keine Haftungsverhältnisse aus der 
Bestellung von Sicherheiten für fremde Verbindlichkeiten.

Sonstige Angaben
Persönlich haftender Gesellschafter ist die UDI Sonne 
Wind und Biomasse GmbH in Roth ( gezeichnetes Kapital  
25.000 Euro ). Geschäftsführer des persönlich haftenden 
Gesellschafters waren im Berichtszeitraum Herr Georg 
Hetz und Herr Dietmar Hoffmann.

Haftsumme der Kommanditisten
Die im Handelsregister eingetragene Haftsumme in Höhe 
von 500 Euro ist in voller Höhe an die Gesellschaft geleistet.

Gewinnverwendungsvorschlag
Der Gewinn wird gem. Gesellschaftsvertrag verteilt.

BILANZ

UDI Biogas 3 GmbH & Co. KG
Roth

zum

31. Dezember 2009 
AKTIVA	 PASSIVA

Geschäftsjahr Vorjahr

A. Eigenkapital Euro Euro

I. Kapitalanteile Kommanditisten 75,00 500,00

II. Rücklagen 500,00 0,00

III. Jahresfehlbetrag -448,10 -425,00

B. Rückstellungen

1. Sonstige Rückstellungen 550,00 425,00

C. Verbindlichkeiten

1. Sonstige Verbindlichkeiten 371,00 0,00

1.047,90 500,00

Geschäftsjahr Vorjahr

A. Umlaufvermögen Euro Euro

I. Forderungen und sonstige
Vermögensgegenstände

1. Sonstige Vermögensgegenstände 47,90 0,00

II. Kassenbestand, Bundesbankgut-
haben, Guthaben bei Kreditinsti-
tuten und Schecks 1.000,00 500,00

1.047,90 500,00
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Planbi lanz in Euro (  Prognose )

Erläuterung zur Planbilanz

Aktiva
A. Anlagevermögen | I. Sachanlagen
Buchwert der gemäß Investitionsplan vorgesehenen Inves-
titionen ( Investitionsplan Seite 40).

B. Umlaufvermögen | I. Vorräte | Geleistete Anzahlungen
Buchwert der Vorauszahlung auf Substrate gemäß 
Investitionsplan ( Seite 40 ).

II. Bank/Kasse
Guthaben bei Kreditinstituten und Schecks. Hier wird der 
jeweilige Kassenstand wiedergegeben ( Prognose ).

C. Rechnungsabgrenzungen
Hier sind die Rechnungsabgrenzungsposten ausgewiesen.

Passiva
A. Eigenkapital
I. Kapital persönlich haftender Gesellschafter
Die persönlich haftende Gesellschafterin ( UDI Biomasse 
Verwaltungs GmbH )  beteiligt sich nicht als Kommanditis-
tin an der UDI Biogas 3 GmbH & Co. KG und leistet keine 
Einlage.

II. Kapitalanteile Kommanditisten
Angegeben wird hier der Wert der von den Kommanditis-
ten gezeichneten und in die Fondsgesellschaft eingezahlten 
Kapitalanteile.

III. Kapitalrücklage ( Agio )
Hier wird das zusätzlich zu dem Eigenkapital eingeworbene 
Agio ausgewiesen.

IV. Verlustvortrag
Negative steuerliche Ergebniszuweisungen werden nach 
§ 15b EStG in der Gesellschaft vorgetragen und mit späte-
ren Gewinnen verrechnet.

B. Rückstellungen | I. Rückstellungen für Rückbau
Für einen möglichen Rückbau werden steuerlich Rückstel-
lungen gebildet.

C. Verbindlichkeiten
I. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten
Diese Position gibt die Verbindlichkeiten der UDI Biogas 3 
GmbH & Co. KG gegenüber der fremdfinanzierenden Bank in 
Höhe des noch nicht zurückgeführten Darlehensbetrags wieder.

2010 2011 2012 2013 2014

Aktiva

A. Anlagevermögen

I. Sachanlagen 7.234.742 6.823.142 6.325.177 5.827.211 5.329.246

B. Umlaufvermögen

I. Vorräte

Geleistete Anzahlungen 119.654 56.439 29.923 0 0

II. Bank / Kasse 331.497 722.807 952.439 937.088 906.944

C. Rechnungsabgrenzungen 273.951 254.953 235.955 216.957 197.959

Bilanzsumme 7.959.844 7.857.341 7.543.494 6.981.257 6.434.149

Passiva

A. Eigenkapital

I. Kapital persönlich haftender Gesellschafter 0 0 0 0 0

II. Kapitalanteile Kommanditisten 2.476.000 2.377.000 2.228.500 2.030.500 1.832.500

III. Kapitalrücklage ( Agio ) 123.750 123.750 123.750 123.750 123.750

IV. Verlustvortrag -609.906 -618.839 -523.013 -434.679 -331.966

B. Rückstellungen

I. Rückstellung für Rückbau 0 5.430 11.430 18.090 25.500

C. Verbindlichkeiten

I. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 5.970.000 5.970.000 5.702.827 5.243.596 4.784.365

Bilanzsumme 7.959.844 7.857.341 7.543.494 6.981.257 6.434.149
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2010 2011 2012 2013 2014

1. Umsatzerlöse 57.656 1.622.592 2.004.405 2.005.078 2.005.765

2. Materialaufwand 17.820 519.738 651.262 651.262 651.262

3. Personalaufwand 1.500 54.000 63.000 63.000 63.000

4. Abschreibungen 12.708 411.599 497.966 497.966 497.966

5. Sonstige betriebliche Aufwendungen 451.652 333.661 394.296 427.103 436.141

6. Zinserträge 0 4.972 10.842 14.287 14.056

7. Zinsaufwendungen 183.882 317.498 312.897 291.702 268.740

8. Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit -609.906 -8.932 95.826 88.333 102.713

9. Steuern vom Einkommen und Ertrag 0 0 0 0 0

10. Jahresüberschuss/-fehlbetrag -609.906 -8.932 95.826 88.333 102.713

11. Verlustvortrag aus der Vorperiode 0 -609.906 -618.838 -523.012 -434.679

12. Verlustvortrag -609.906 -618.838 -523.012 -434.679 -331.966

Gewinn-und-Verlust-Rechung (  Prognose )

Erläuterungen zur Gewinn-und-Verlust-Rechnung 
( Prognose )

1. Umsatzerlöse
Hier werden die geplanten jährlichen Umsätze gemäß der 
Ergebnis- und Liquiditätsprognose ausgewiesen.

2. Materialaufwand
Kosten der für den Betrieb der Biogasanlagen jährlich benö-
tigten Einsatzstoffe ( Substrate ).

3. Personalaufwand
Vergütung, die vertraglich mit den Landwirten vor Ort für die 
technische Betriebsführung der Biogasanlagen vereinbart 
wurde.

4. Abschreibungen
Hier sind die jährlichen steuerlichen Abschreibungen 
dargestellt.

5. Sonstige betriebliche Aufwendungen
Aufwendungen, die über die eingesetzten Substrate, den 
Personalaufwand und die jährlichen Abschreibungen hin-
aus anfallen.

6. Zinserträge
Einnahmen durch Zinserträge auf die liquiden Mittel der 
Gesellschaft.

7. Zinsaufwendungen
Zinszahlungen für die aufgenommenen Darlehen.

8. Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit 
Ergebnis der Fondsgesellschaft vor Steuern.

9. Steuern vom Einkommen und Ertrag
Im dargestellten Zeitraum fallen für die Gesellschaft keine 
Steuern an.

10. Jahresüberschuss/-fehlbetrag
Ergebnis der Fondsgesellschaft nach Steuern.

11. Verlustvortrag aus der Vorperiode
Diese Position gibt den steuerlichen Verlustvortrag aus dem 
vorangegangenen Geschäftsjahr wieder.

12. Verlustvortrag
Dieser Betrag gibt wieder, welche Summe die Fondsgesell-
schaft steuerlich in das nächste Jahr vortragen kann.
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Liquiditätsprognose

2010 2011 2012 2013 2014

Ergebnis nach Steuern -609.906 -8.932 95.826 88.333 102.713

Abschreibungen 23.757 430.597 516.963 516.963 516.963

Rückstellung f. Rückbau 0 5.430 6.000 6.660 7.410

Tilgung Darlehen 0 0 -267.173 -459.231 -459.231

Einzahlung Eigenkapital inklusive Agio 2.598.750

Auszahlung Fremdkapital 5.685.000

Investitionsausgaben -7.247.450

Substratvorfinanzierung / Rückzahlung -119.654 63.215 26.516 29.923 0

Liquidität lfd. Jahr 330.497 490.310 378.132 182.649 167.856

Liquidität Vorjahr 1.000 331.497 722.807 952.439 937.088

Liquidität lfd. Jahr vor Ausschüttung 331.497 821.807 1.100.939 1.135.088 1.104.944

Entnahmebeschränkung Bank 267.162 459.227 459.227 459.227 459.227

Entnahmebeschränkung f. Reparaturen BHKW 0 47.000 94.940 143.839 193.716

Ausschüttung 0 99.000 148.500 198.000 198.000

Ausschüttung in % der Einlage 0 % 4 % 6 % 8 % 8 %

Liquidität kumuliert 331.497 722.807 952.439 937.088 906.944

Die Prognose der Liquiditätsplanung ist der umfassenden 
Ergebnis- und Liquiditätsprognose für die UDI Biogas 3 
GmbH & Co. KG auf Seite 42 ( Zeile 22 – 38 ) entnommen. Für 

die Erläuterung zu den Prognosezahlen siehe die Ausfüh-
rungen hierzu auf Seite 45 bis 47.
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Erläuterung zu den Planzahlen

Investitionen ( € )
Hier wird die Mittelverwendung gemäß dem auf Seite 40 dar-
gestellten Finanz- und Investitionsplan abgebildet. In der 
Prognosebetrachtung werden sämtliche Investitionsausga-
ben im Jahr 2010 getätigt.

Produktion ( kWh )
Bei der UDI Biogas 3 GmbH & Co. KG handelt es sich um ein 
gewerblich tätiges Unternehmen, dessen Geschäftszweck 
in der Errichtung und dem Betrieb von drei Biogasanlagen 
zur Erzeugung Erneuerbarer Energie liegt. Die geplante 
jährliche Stromproduktion ist hier dargestellt.

Umsatz ( € )
Gemäß Erneuerbare-Energien-Gesetz ( EEG ) wird der in 
den Biogasanlagen produzierte Strom zu festen Konditio-
nen vergütet. Zudem ist geplant, einen Teil der anfallenden 
Wärme zu verkaufen. Aus der Veräußerung von Strom und 
Wärme entsteht für die Gesellschaft der dargestellte jährli-
che Umsatz.

Ergebnis ( € )
Das prognostizierte jährliche Ergebnis der UDI Biogas 3 
GmbH & Co. KG nach Steuern.

Planzahlen ( Prognose )

2010 2011 2012 2013 2014

Investitionen ( € )  8.083.700  -  -  -  - 

Produktion ( kWh )  340.560  8.343.720  10.216.800  10.216.800  10.216.800 

Produktion ( € )  57.656  1.622.592  2.004.405  2.005.078  2.005.765 

Umsatz ( € )  57.656  1.622.592  2.004.405  2.005.078  2.005.765 

Ergebnis ( € ) -609.906 -8.932  95.826  88.333  102.713 
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Vertrag Vertragspartner Vertragsdatum Vertragsgegenstand

3 x Wartungs- und Ser-
vicevereinbarung

UTS Biogastechnik GmbH 12.03.2010 Übernahme der Wartung 
und des Kundenservice für 
die drei Biogasanlagen

3 x Vertriebsvereinbarung 
für die Eigenkapital-Ein-
werbung

UmweltDirektInvest-Bera-
tungsgesellschaft mbH

01.03.2010 Einwerbung des Eigenka-
pitals durch Kommanditbe-
teiligungen

Vertrag über die Anleger-
betreuung und Fondsver-
waltung

UDI Bioenergie GmbH 04.03.2010 Anleger- und Fondsver-
waltung

3 x Biomasselieferverein-
barung und Anlagenbe-
treuungsvertrag

Die drei landwirtschaft-
lichen Betriebe ( siehe 
Beschreibung ab Seite 33 )

Mai / Juni 2009 Lieferung der Einsatzstoffe 
für die Anlagen, Abnahme 
des Gärrestes, Anlagenbe-
treuung durch Landwirte

3 x Pachtvertrag Die drei landwirtschaft-
lichen Betriebe ( siehe 
Beschreibung ab Seite 33 )

Mai / Juni 2009 Pachtvertrag über die 
Grundstücke, auf denen 
die Anlagen errichtet wer-
den sollen

Die Emittentin hat folgende Verträge mit den angegebenen Vertragspartnern über die Anschaffung und Herstellung des Anla-
geobjekts oder wesentlicher Teile davon geschlossen:

Vertrag Vertragspartner Vertragsdatum Vertragsgegenstand

3 x Anlagenbauvertrag UTS Biogastechnik GmbH 30.07.2009 Schlüsselfertige Errichtung 
von je einer Biogasanlage 
in Spergau, Hesedorf und 
Pörsten

3 x Inbetriebnahmevertrag UTS Biogastechnik GmbH 12.03.2010 Betreuung der Inbetrieb-
nahme der Biogasanlage

Beratervertrag über die 
kaufmännische Projektent-
wicklung und Prospektauf-
stellung

UDI Bioenergie GmbH 25.06.2009 Beratung bei Konzeption, 
Planung, Projektentwick-
lung, kaufmännischer 
Betreuung und Prospekt
aufstellung

Die sonstigen wichtigen Verträge
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Firma und Sitz des 
Mittelverwendungs- 
kontrolleurs

Aufgaben und Rechts-
grundlage der Tätigkeit 
des Mittelverwendungs-
kontrolleurs

Die wesentlichen Rechte 
und Pflichten des Mit-
telverwendungskontrol-
leurs

Vergütung des Mittelver-
wendungskontrolleurs

Lorenz & Herzog GmbH
Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft
Zunftstraße 3
91154 Roth

Gemäß Mittelverwen-
dungskontrollvertrag vom 
12.03.2010, der im Pro-
spekt auf Seite 86 und 87 
abgebildet ist, achtet der 
Mittelverwendungskontrol-
leur auf die bestimmungs-
gemäße Verwendung der 
Anlegergelder und über-
prüft die ordnungsgemäße 
Einhaltung der Auszah-
lungsvoraussetzungen bei 
der Mittelverwendung.

►► Recht / Pflicht, eine 
von der Geschäfts-
führung der Fondsge-
sellschaft schriftlich 
angeforderte Auszah-
lung auf Übereinstim-
mung mit den Freiga-
bevoraussetzungen zu 
prüfen

►► Recht, bei Nichtvor-
liegen der Freigabe
voraussetzungen 
eine Auszahlung 
abzulehnen

►► Recht zur Herbeifüh-
rung eines Beschlus-
ses der Gesellschafter-
versammlung über eine 
abgelehnte Auszahlung

►► Recht zur Einforderung 
der zur Prüfung erfor-
derlichen Nachweise 
und Unterlagen

Der Gesamtbetrag der 
Vergütung, die der Mittel-
verwendungskontrolleur 
für die Wahrnehmung der 
Aufgaben erhält, beträgt 
5.500 Euro.

Firma Gesellschaftsform Funktion Sitz / Geschäftsanschrift Handelsregister Geschäftsführung

UTS Biogastechnik GmbH Gesellschaft mit beschränkter Haf-
tung

Generalunternehmer
Inbetriebnahme
Wartung

Zeppelinstraße 8
D-85399 Hallbergmoos

AG München 
HRB 172222

Dr. Thomas Buer
Dr. Diana Mourato
Dr. Andrew Benedek

UmweltDirektInvest- 
Beratungsgesellschaft mbH

Gesellschaft mit beschränkter Haf-
tung

Einwerbung des Eigenkapitals Lina-Ammon-Str. 30
90329 Nürnberg

AG Nürnberg
HRB 16352

Georg Hetz

UDI Bioenergie GmbH Gesellschaft mit beschränkter Haf-
tung

Beratung bei der Projektierung, 
Projektleitung, Prospekterstellung, 
kaufmännische Betreuung und 
Besorgung der Fremdfinanzierung

Lina-Ammon-Str. 30
90329 Nürnberg

AG Nürnberg
HRB 23304

Georg Hetz
Harald Felker

Umstände oder Beziehungen, die Interessenkonflikte des Mittelverwendungskontrolleurs begründen können, bestehen nicht.

Angaben zum Mittelverwendungskontrolleur
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Firma Gesellschaftsform Funktion Sitz / Geschäftsanschrift Handelsregister Geschäftsführung

UTS Biogastechnik GmbH Gesellschaft mit beschränkter Haf-
tung

Generalunternehmer
Inbetriebnahme
Wartung

Zeppelinstraße 8
D-85399 Hallbergmoos

AG München 
HRB 172222

Dr. Thomas Buer
Dr. Diana Mourato
Dr. Andrew Benedek

UmweltDirektInvest- 
Beratungsgesellschaft mbH

Gesellschaft mit beschränkter Haf-
tung

Einwerbung des Eigenkapitals Lina-Ammon-Str. 30
90329 Nürnberg

AG Nürnberg
HRB 16352

Georg Hetz

UDI Bioenergie GmbH Gesellschaft mit beschränkter Haf-
tung

Beratung bei der Projektierung, 
Projektleitung, Prospekterstellung, 
kaufmännische Betreuung und 
Besorgung der Fremdfinanzierung

Lina-Ammon-Str. 30
90329 Nürnberg

AG Nürnberg
HRB 23304

Georg Hetz
Harald Felker
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Rechtl iche Grundlagen

Vorbemerkung
Die folgenden Ausführungen beschreiben die rechtlichen 
Grundlagen einer Beteiligung an der Fondsgesellschaft 
UDI Biogas 3 GmbH & Co. KG. Erklärt wird unter ande-
rem, welche Rechte mit einer Beteiligung verbunden sind, 
wie sich der Beitritt zur Gesellschaft vollzieht und wie der 
Anleger von seinen Mitwirkungsrechten in der Gesellschaft 
Gebrauch machen kann.

1. Die Rechte des Anlegers
Der Anleger beteiligt sich als Kommanditist an der UDI 
Biogas 3 GmbH & Co. KG. Als Kommanditist stehen dem 
Anleger eine ganze Reihe von Rechten zu, die es ihm 
ermöglichen, sich über die Tätigkeit seiner Gesellschaft zu 
informieren, deren Geschäftsführung zu kontrollieren sowie 
an wichtigen Entscheidungen im Rahmen der Gesellschaf-
terversammlungen mitzuwirken. Diese Rechte haben ihre 
Grundlage vor allem im Handelsgesetzbuch ( HGB ) und im 
Gesellschaftsvertrag ( GV ). Diese sind:

►► Informations- und Kontrollrechte ( § 166 HGB, § 15 
Gesellschaftsvertrag )

►► Widerspruchsrecht ( § 164 S. 1 Hs. 2 HGB )

►► Recht auf Teilnahme an Gesellschafterversammlungen 
und Stimmrecht entsprechend der gezeichneten Kapi-
taleinlage ( je volle 1.000 Euro eine Stimme gemäß 
§ 8 Gesellschaftsvertrag )

►► Recht auf Ergebnisbeteiligung ( §§ 167 f., 120 f. HGB )

►► Ausschüttungsanspruch / Gewinnauszahlungsanspruch 
( §§ 13, 14 Gesellschaftsvertrag )

►► Kündigungsrecht ( § 4 Abs. 3 Gesellschaftsvertrag )

►► Recht zur Übertragung des Gesellschaftsanteils ( § 16 
Gesellschaftsvertrag )

►► Recht auf Abfindung bei Ausscheiden ( § 19 
Gesellschaftsvertrag )

2. Gesellschaftsvertrag: Rechtsform, Gegenstand 
und Satzung der Beteiligungsgesellschaft
Gegenstand des Unternehmens in der Rechtsform der Kom-
manditgesellschaft ist die Errichtung und der Betrieb von 
drei Biogasproduktionsstätten sowie die Verstromung des 
erzeugten Biogases und die Einspeisung und der Verkauf des 
so gewonnenen Stroms in das allgemeine Stromnetz. Zudem 
gehört zu ihrem Gegenstand der Verkauf von bei der Strom-
erzeugung entstehender Wärme bzw. die Aufbereitung und 
Direkteinspeisung des Biogases in das allgemeine Gasnetz. 
Die Gesellschaft ist befugt, Tochterunternehmen zu gründen 
und diesen die Aufgaben nach Abs. 1 zu übertragen sowie 
gleichartige oder ähnliche Unternehmen zu erwerben, sich 
an solchen zu beteiligen, deren Vertretung zu übernehmen, 
Zweigniederlassungen im In- und Ausland zu errichten sowie 
alle Geschäfte zu betreiben, die geeignet sind, die Unterneh-
mungen der Gesellschaft zu fördern. Die Gesellschaft kann 
die zur Erreichung ihres Zwecks erforderlichen oder zweck-
mäßigen Handlungen selbst vornehmen oder durch Dritte 
vornehmen lassen. Der Gesellschaftsvertrag der Beteili-
gungsgesellschaft ist ab Seite 79 abgedruckt. Die vorstehend 
zum Gesellschaftszweck genannten Geschäftsfelder sind 
auch die wichtigsten Tätigkeitsbereiche der Emittentin.

3. Gesellschafter zum Zeitpunkt der Prospektauf-
stellung und deren Einlagen
Persönlich haftende Gesellschafterin ist die UDI Biomasse 
Verwaltungs GmbH. Sie ist zu einer Kapitaleinlage in die 
UDI Biogas 3 GmbH & Co. KG nicht verpflichtet. Leistet sie 
eine Einlage, ist sie am Vermögen sowie am Ergebnis der 
Fondsgesellschaft anteilig beteiligt. Die persönlich haftende 
Gesellschafterin erhält für die Übernahme der persönlichen 
Haftung eine ergebnisunabhängige Haftungstantieme von 
1.250 Euro pro Jahr, beginnend mit der Inbetriebnahme der 
Anlage. Gründungskommanditist ist Georg Hetz, Roth, mit 
einer Kommanditeinlage von 1.000 Euro. Die Einlage ist voll 
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erbracht. Ausstehende Einlagen auf das bisher gezeichnete 
Kapital bestehen nicht.

4. Aufnahme weiterer Gesellschafter –
der Beitritt des Anlegers
Der Gesamtbetrag der angebotenen Vermögensanlage beträgt 
2.475.000 Euro. Aufgrund der Mindestzeichnungssumme von 
5.000 Euro können daher maximal 495 Kommanditanteile 
angeboten werden. Der Erwerbspreis beträgt mindestens 
5.000 Euro. Höhere Beteiligungen müssen durch 1.000 ohne 
Rest teilbar sein. Die beitretenden Gesellschafter überneh-
men eine in das Handelsregister einzutragende Komman-
diteinlage nach Maßgabe des Zeichnungsscheins. 

a )	 Empfangsberechtigte für den Zeichnungsschein
Die unterschriebene Beitrittserklärung ist an die von der 
persönlich haftenden Gesellschafterin zum Empfang 
bevollmächtigte

UmweltDirektInvest-Beratungsgesellschaft mbH
Lina-Ammon-Str. 30
90329 Nürnberg

zu senden. Sie ist diejenige Stelle, die Willenserklä-
rungen des Publikums auf Erwerb von Beteiligungen 
entgegennimmt.

b )	 Zeichnungsfrist
Das öffentliche Angebot der Kommanditanteile beginnt in 
Anlehnung an § 9 Abs. 1 Verkaufsprospektgesetz einen Tag 
nach Veröffentlichung des Verkaufsprospekts und endet mit 
der Vollplatzierung des Angebots. Möglichkeiten, die Zeich-
nung vorzeitig zu schließen oder Zeichnungen, Anteile oder 
Beteiligungen zu kürzen, bestehen nicht.

c )	 Zahlung des Zeichnungs- oder Erwerbspreises
Die Kapitaleinlage zuzüglich Agio wird zwei Wochen nach 
Annahme der Beitrittserklärung fällig. Einzahlungen erfol-
gen auf folgendes Bankkonto der Gesellschaft:

UDI Biogas 3 GmbH & Co. KG
Lina-Ammon-Str. 30
90329 Nürnberg
Konto-Nr.:	231 140 351 
BLZ:	 764 500 00
Sparkasse Mittelfranken-Süd

Verspätet geleistete Einlagen sind mit 12 % p. a. zu verzin-
sen, wobei eine gesonderte Mahnung entbehrlich ist. Die 
persönlich haftende Gesellschafterin ist berechtigt, einen 
Kommanditisten aus der Gesellschaft auszuschließen, 
wenn dieser trotz Mahnung unter Setzung einer Nachfrist 
von 30 Tagen seine Kommanditeinlage inklusive des Agios 
nicht oder nicht vollständig leistet oder dieser keine Han-
delsregistervollmacht in der geforderten Form ausstellt. Die 
persönlich haftende Gesellschafterin wird danach die Kom-
manditisten in das Handelsregister eintragen. 

d )	 Zahlstelle
Darunter versteht man diejenige Stelle, die bestimmungsge-
mäß Zahlungen an den Anleger ausführt. Hier wird auch der 
Verkaufsprospekt für den Anleger zur kostenlosen Ausgabe 
bereitgehalten. Zahlstelle ist hier die von der persönlich haf-
tenden Gesellschafterin bevollmächtigte

UmweltDirektInvest-Beratungsgesellschaft mbH
Lina-Ammon-Str. 30
90329 Nürnberg

e )	 Weitere Kosten
Der Anleger hat ein Agio in Höhe von 5 % zu leisten. Zudem 
trägt er die Notargebühr für die Unterschriftsbeglaubigung 
auf der Vollmacht zur Eintragung ins Handelsregister. Sie 
beträgt z. B. bei einer Zeichnungssumme von 20.000 Euro 
ca. 25 Euro. Eventuelle Gebühren, die durch die  Überwei-
sung des Anlagebetrages bei der Bank des Zeichners ent-
stehen, übernimmt der Anleger. Zudem hat der Anleger im 
Falle einer verspäteten Leistung seiner Einlagen Verzugs-
zinsen in Höhe von 12 % des Anlagebetrages zu zahlen. 
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Die Fondsgesellschaft UDI Biogas 3 GmbH & Co. KG trägt 
anschließend die Kosten der Eintragung des Kommanditis-
ten ins Handelsregister sowie der Verwaltung des Fonds. 
Darüber hinaus entstehen keine weiteren mit dem Erwerb, 
der Verwaltung und der Veräußerung der Vermögensanlage 
verbundenen Kosten.

5. Geschäftsführung
Die Geschäftsführung und Vertretung der Gesellschaft ist 
der UDI Biomasse Verwaltungs GmbH als persönlich haf-
tender Gesellschafterin übertragen. Die Geschäftsführung 
ist berechtigt, sämtliche für das Investitionsvorhaben und 
dessen Finanzierung erforderlichen Verträge abzuschlie-
ßen und durchzuführen. Sie ist berechtigt, die Geschäfte 
der Gesellschaft ganz oder teilweise von Dritten besorgen 
zu lassen und die dazu erforderlichen Vollmachten zu ertei-
len. Die Geschäftsführung ist vor Beginn des Anlagenbaus 
am jeweiligen Standort befugt, diesen, wenn die rechtlichen 
oder wirtschaftlichen Voraussetzungen für einen Anlagenbe-
trieb nicht oder nicht in absehbarer Zeit geschaffen werden 
können, aus dem Investitionsplan zu streichen und einen 
anderen, gleichwertigen oder besseren Anlagenstandort in 
den Investitionsplan aufzunehmen, bei dem die genannten 
Voraussetzungen vorliegen oder zeitnah herzustellen sind. 
Die Geschäftsführung ist zudem berechtigt, die Errichtung 
und den Betrieb einzelner Biogasanlagen auf Tochtergesell-
schaften zu übertragen, soweit die UDI Biogas 3 GmbH & 
Co. KG bei diesen Gesellschaften einziger Gesellschafter ist.

Die Geschäftsführung bedarf zu Rechtshandlungen und 
Maßnahmen, die nach Art, Umfang oder Risiko über den 
gewöhnlichen Geschäftsbetrieb der Gesellschaft in erheb-
lichem Maße hinausgehen und für die Gesellschaft von 
besonderer Bedeutung sind, grundsätzlich der vorherigen 
Zustimmung der Gesellschafterversammlung. Ausgenom-
men hiervon sind der Austausch eines Anlagenstand-
ortes oder die Ausgliederung eines Standortes in eine 
Tochtergesellschaft.

6. Gesellschafterversammlung
Die Gesellschafter fassen ihre Beschlüsse in den ersten 
drei Jahren in der Gesellschafterversammlung. Danach ist 

vorgesehen, Beschlüsse im schriftlichen Umlaufverfahren 
zu treffen.

a )	 Abstimmung in der Gesellschafterversammlung
Die Geschäftsführung lädt mit einer Frist von vier Wochen 
schriftlich und unter Angabe der Tagesordnung zu den 
Gesellschafterversammlungen ein. Eine Gesellschafter-
versammlung ist beschlussfähig, wenn alle Gesellschafter 
ordnungsgemäß geladen wurden und die anwesenden oder 
vertretenen Gesellschafter zusammen über mindestens 
50 % der vorhandenen Stimmen verfügen. Ist eine Gesell-
schafterversammlung nicht beschlussfähig, so ist gemäß 
Absatz 1 unverzüglich eine weitere Gesellschafterver-
sammlung mit derselben Tagesordnung einzuberufen, 
die unabhängig von der Anzahl der anwesenden oder 
vertretenen Stimmen beschlussfähig ist. Der wesentliche 
Verlauf der Gesellschafterversammlung und die gefass-
ten Gesellschafterbeschlüsse sind in einem von der 
Geschäftsführung zu unterzeichnenden Protokoll festzu-
halten und den Kommanditisten zu übersenden. Einsprü-
che gegen das Protokoll sind innerhalb von vier Wochen 
nach Absendung schriftlich mit Begründung gegenüber 
der Geschäftsführung geltend zu machen. Über die Ein-
sprüche entscheidet die nächste Gesellschafterversamm-
lung. Eine außerordentliche Gesellschafterversammlung 
ist einzuberufen, wenn dies nach Auffassung der persön-
lich haftenden Gesellschafterin im Interesse der Gesell-
schaft liegt oder Kommanditisten, die mindestens 20 % 
des Kommanditkapitals halten, schriftlich unter Angabe 
der Tagesordnung die Einberufung einer außerordentli-
chen Gesellschafterversammlung verlangen. Kommt die 
persönlich haftende Gesellschafterin dieser Aufforderung 
nicht innerhalb von vier Wochen nach, so sind die Kom-
manditisten, welche die Einberufung ordnungsgemäß ver-
langt haben, berechtigt, diese Gesellschafterversammlung 
selbst einzuberufen. Jeder Kommanditist kann sich in der 
Gesellschafterversammlung durch einen Mitgesellschafter, 
seinen Ehegatten, die persönlich haftende Gesellschafte-
rin, eine zur Berufsverschwiegenheit verpflichtete Person 
oder durch die UmweltDirektInvest-Beratungsgesellschaft 
mbH aufgrund einer schriftlichen Vollmacht vertreten 
lassen.
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b )	 Abstimmung im schriftlichen Umlaufverfahren
Bei der schriftlichen Beschlussfassung sind die Kom-
manditisten mittels einfachen Briefes unter Mitteilung des 
Beschlussgegenstandes zur Stimmabgabe aufzufordern. 
Die schriftlichen Stimmabgaben müssen innerhalb von vier 
Wochen ab Postabgabedatum der Aufforderung bei der 
Komplementärin eingehen. Eine nicht fristgerechte Stimm-
abgabe gilt als Stimmenthaltung. Über die Art der Beschluss-
fassung entscheidet die Gesellschafterversammlung.

c )	 Gesellschafterbeschlüsse
Die Gesellschafter beschließen über alle Angelegenheiten 
der Gesellschaft, insbesondere über die Feststellung des 
Jahresabschlusses, die Entlastung der Geschäftsführung, 
die Verwendung des Jahresergebnisses und der Entnah-
men ( Ausschüttungen ), den Ausschluss eines Gesellschaf-
ters, die Änderungen des Gesellschaftsvertrages und über 
die Auflösung der Gesellschaft. Die Gesellschafter haben 
je 1.000 Euro ihrer Kommanditeinlage eine Stimme. Die 
persönlich haftende Gesellschafterin hat unabhängig von 
einer etwaigen Einlage 618 Stimmen. Die Gesellschafter-
versammlung fasst ihre Beschlüsse grundsätzlich mit ein-
facher Mehrheit der abgegebenen Stimmen, soweit nicht 
zwingende gesetzliche Regelungen oder der Gesellschafts-
vertrag ausdrücklich andere Mehrheitserfordernisse vorse-
hen. Stimmenthaltungen gelten als nicht abgegebene Stim-
men. Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt.

7. Kontrollrechte/Jahresabschluss
Die Geschäftsführung hat innerhalb von sechs Mona-
ten nach Ende des Geschäftsjahres die Jahresbilanz mit 
Gewinn-und-Verlust-Rechnung nach den gesetzlichen Vor-
schriften aufzustellen. Den Kommanditisten stehen Kont-
roll- und Widerspruchsrechte nach §§ 164, 166 HGB zu. Die 
Kontrollrechte werden insbesondere durch Einsichtnahme 
in die Jahresabschlüsse wahrgenommen. Im Übrigen kön-
nen Kommanditisten ihr Kontrollrecht mit angemessener 
Frist der Vorankündigung am Sitz der Gesellschaft per-
sönlich ausüben oder auf ihre Kosten durch einen zur Ver-
schwiegenheit verpflichteten Rechtsanwalt, Steuerberater 
oder Wirtschaftsprüfer geltend machen, wenn dieser durch 
beglaubigte Vollmacht dazu ermächtigt wurde.

8. Anlegerbeirat
Die Gesellschaft kann die Bildung eines Anlegerbeirats 
beschließen. Der Beirat hat für die Geschäftsführung bera-
tende Funktion.

9. Haftung
Bis zur Eintragung in das Handelsregister wird der Anleger 
als atypischer stiller Gesellschafter behandelt und haftet in 
Höhe seiner Einlage. Nach Eintragung ins Handelsregister 
beschränkt sich seine Haftung ebenfalls auf die eingetra-
gene Hafteinlage. Eine weiter gehende Haftung ist aus-
geschlossen, soweit die Einlage geleistet ist. Wenn die 
Kapitalanteile durch Entnahmen ( Ausschüttungen ) unter 
den Wert der ursprünglichen Einlage gemindert werden, 
lebt die Haftung nach § 172 Abs. 4 HGB bis maximal zur 
Höhe der eingetragenen Einlage wieder auf. Das Gleiche 
gilt, soweit Entnahmen erfolgen, während der Kapitalanteil 
des Kommanditisten zuvor durch steuerliche Verluste unter 
den Betrag der Kommanditeinlage gemindert ist. Darüber 
hinaus sind die Kommanditisten nicht verpflichtet, weitere 
Leistungen zu erbringen, insbesondere weitere Zahlungen 
zu leisten.

10. Vermögens- und Ergebnisbeteiligung
Die Gesellschafter sind im Verhältnis ihrer festen Kapi-
talkonten zum 31.12. des betreffenden Geschäftsjah-
res am Vermögen und am Ergebnis der Gesellschaft 
beteiligt. Bis zum 31.12.2010 gilt folgende Sonderrege-
lung: Unabhängig vom Zeitpunkt seines Beitritts wird 
dem einzelnen Kommanditisten, soweit rechtlich zuläs-
sig, im Geschäftsjahr 2010 das Ergebnis der Gesell-
schaft so zugerechnet, dass alle Kommanditisten zum 
31.12.2010 gleichmäßig und entsprechend dem Verhält-
nis ihrer Beteiligung ( gemäß den festen Kapitalkonten 
zum gesamten Kommanditkapital ) am Gesamtergebnis 
beteiligt sind. Für das Geschäftsjahr 2011 erfolgt die 
Ergebnisverteilung gegebenenfalls analog der vorste-
henden Regelung. Durch diese Sonderregelung soll 
sichergestellt werden, dass alle Kommanditisten ent-
sprechend ihrer Beteiligung an der Gesellschaft an den 
steuerlichen Verlusten der Investitionsphase gleichmä-
ßig teilnehmen.
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11. Ausschüttungen/Entnahmen
Nach Begleichung der laufenden Aufwendungen und Rück-
stellung einer Liquiditätsreserve kann die Gesellschaft nach 
Feststellung des Jahresabschlusses einen verbleibenden 
freien Liquiditätsüberschuss an die Kommanditisten aus-
schütten. Dies gilt in dem Umfang, wie vertragliche Ver-
pflichtungen gegenüber Dritten, vertragsgleiche Rechte 
und/oder das Gebot der kaufmännischen Vorsicht dem nicht 
entgegenstehen. 

12. Anteilsabtretung und -verpfändung/Fungibilität
Jeder Kommanditist kann seine Beteiligung mit Zustimmung 
der persönlich haftenden Gesellschafterin, die nur aus wich-
tigem Grund versagt werden darf, durch Abtretung übertra-
gen oder in sonstiger Weise darüber verfügen ( z. B. durch 
Verpfändung des Anteils ). Eine solche Verfügung ist jedoch 
nur zum Ende des jeweils laufenden Geschäftsjahres und 
nur dann möglich, wenn sich der abgetretene Betrag ohne 
Rest durch 1.000 teilen lässt ( § 16 Gesellschaftsvertrag ). 
Voraussetzung eines Verkaufs des Anteils ist es, dass der 
neue Gesellschafter der Geschäftsführung eine Handelsre-
gistervollmacht erteilt. Einen relevanten öffentlichen Han-
delsplatz für Kommanditanteile ( z. B. Börse ) gibt es der-
zeit nicht. Die Emittentin wird sich aber bei Bedarf um die 
Vermittlung möglicher Verkaufswünsche aus dem Gesell-
schafterkreis an andere Anleger bemühen. Für den Erfolg 
einer Vermittlung kann jedoch keine Gewähr übernommen 
werden.

Die Handelbarkeit der Vermögensanlage ist deshalb durch 
die Erteilung der Zustimmung durch die persönlich haftende 
Gesellschafterin, durch die Möglichkeit der Abtretung nur 
zum Jahresende, durch das Erfordernis der Teilbarkeit des 
Betrages durch 1.000, durch das Erfordernis der Erteilung 
einer Handelsregistervollmacht und durch die Tatsache ein-
geschränkt, dass es keinen relevanten öffentlichen Markt 
für Kommanditanteile gibt.

13. Ausscheiden aus der Gesellschaft /
Abfindungsguthaben
Ein Kommanditist scheidet aus der Gesellschaft aus, wenn:
 
a )	 er die Kommanditbeteiligung wirksam kündigt,

b )	 in seine Kommanditbeteiligung die Zwangsvollstreckung 
betrieben wird und diese nicht innerhalb von drei Mona-
ten oder spätestens bis zur Verwertung aufgehoben 
wird,

c )	 über das Vermögen des Kommanditisten das Insolvenz-
verfahren eröffnet oder das Insolvenzverfahren mangels 
Masse abgelehnt wurde oder wenn

d )	 er nach den Regelungen des Gesellschaftsvertrages 
( § 18 Abs. 2 und 3 ) aus der Gesellschaft ausgeschlos-
sen wird.

Soweit kein Fall der oben genannten Ziffern b ), c ) oder 
d ) gegeben ist ( hier gelten § 19 Abs. 2 und 3 des Gesell-
schaftsvertrages ), erhält der ausscheidende Gesellschaf-
ter eine Abfindung, die sich nach dem wirklichen Wert 
seiner Gesellschaftsbeteiligung richtet. Dieser Wert wird 
anhand einer nach handelsrechtlichen Grundsätzen zu 
erstellenden Auseinandersetzungsbilanz ermittelt, welche 
die vorhandenen stillen Reserven sowie notwendige Rück-
stellungen und Risiken berücksichtigt. Weitere Details zum 
Abfindungsguthaben sind in § 19 des Gesellschaftsvertra-
ges enthalten.

14. Dauer der Gesellschaft
Gemäß Gesellschaftsvertrag ist die Beteiligung an 
der Gesellschaft unbefristet und kann erstmals zum 
31.12.2031 gekündigt werden. Die Gesellschaft endet erst 
mit dem Beschluss der Gesellschafterversammlung, die 
Gesellschaft aufzulösen. Dieser Beschluss bedarf einer 
Dreiviertelmehrheit.

15. Verkauf oder Weiterbetrieb der Biogasanlagen
Geplant ist, die Biogasanlage mindestens bis zum 31.12. 
2031 zu betreiben. Eine Möglichkeit ist danach grundsätz-
lich der Verkauf der Anlage zu einem guten Preis. Eine 
Alternative zum Verkauf der Gesellschaft ist der Weiterbe-
trieb der Anlage. Ob sich die Gesellschaft für einen Verkauf 
oder einen Weiterbetrieb der Biogasanlagen entscheidet, 
wird maßgeblich von der wirtschaftlichen Situation im Jahre 
2031 abhängen. 

16. Erbfall
Für den Fall des Ablebens eines Kommanditisten wird die 
Gesellschaft mit seinen Erben bzw. Vermächtnisnehmern 
fortgeführt. Die Rechtsnachfolger des verstorbenen Kom-
manditisten haben sich durch Vorlage eines Erbscheins zu 
legitimieren. Sofern im Erbfall eine Kommanditbeteiligung 
auf mehrere Personen übergeht, sind die Rechtsnachfolger 
verpflichtet, einen gemeinsamen Bevollmächtigten für die 
Ausübung ihrer Rechte aus der Beteiligung zu bestellen und 
sich durch ihn vertreten zu lassen. In diesem Fall ruhen bis 
dahin alle Rechte ( z. B. Stimmrechte ) mit Ausnahme des 
Rechtes auf Ergebnisbeteiligung. Sämtliche Zahlungen aus 
der Gesellschaft sind an den gemeinsamen Bevollmächtig-
ten vorzunehmen.

17. Provisionen oder vergleichbare Vergütungen
Für die Vermittlung des Eigenkapitals wird an die UDI 
UmweltDirektInvest-Beratungsgesellschaft mbH eine Ver-
mittlungsprovision in Höhe von 247.500 Euro sowie das 
Agio geleistet, das bei vollständiger Platzierung einen 
Betrag von 123.750 Euro ausmacht. Es werden also Pro-
visionen, insbesondere Vermittlungsprovisionen oder ver-
gleichbare Vergütungen in einer Gesamthöhe von 371.250 
Euro geleistet. Weitere Provisionen, insbesondere Vermitt-
lungsprovisionen oder vergleichbare Vergütungen, werden 
nicht geleistet.
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Steuer l iche Grundlagen

Vorbemerkungen
Folgende Erläuterungen der wesentlichen Grundlagen der 
steuerlichen Konzeption der Vermögensanlage beziehen 
sich ausschließlich auf natürliche, in der Bundesrepublik 
Deutschland unbeschränkt steuerpflichtige Personen.

Über diese Informationen hinaus empfehlen wir jedoch 
jedem Anleger in Bezug auf seine individuelle steuerliche 
Situation den Rat eines Angehörigen der steuerberatenden 
Berufe einzuholen.

Steuerliche Grundlagen für die Beteiligungsge-
sellschaft Besteuerungsverfahren
Die Beteiligungsgesellschaft ist als gewerblich tätige Per-
sonengesellschaft nicht selbst einkommensteuerpflichtig. 
Auf Ebene der Gesellschaft wird ein handelsrechtlicher 
Jahresabschluss erstellt sowie eine darauf basierende steu-
erliche Gewinnermittlung vorgenommen. Hieraus wird eine 
Erklärung zur einheitlichen und gesonderten Feststellung 
der Einkünfte der Beteiligungsgesellschaft gefertigt. In die-
ser werden die durch die Beteiligungsgesellschaft erzielten 
Gewinne und Verluste insgesamt festgestellt und den ein-
zelnen Kommanditisten anteilig zugerechnet.

Gewerbesteuer
Die Beteiligungsgesellschaft unterliegt als Gewerbebetrieb 
den Vorschriften des Gewerbesteuergesetzes ( GewStG ). 
Bei der Ermittlung des Gewerbeertrags wird der einkom-
mensteuerrechtliche Gewinn bzw. Verlust aus Gewerbe-
betrieb um bestimmte Beträge vermehrt ( Hinzurechnung 
gemäß § 8 GewStG ) bzw. vermindert ( § 9 GewStG ). Die 
gewerbesteuerlichen Verluste können nach derzeitiger 
Rechtslage unbegrenzt vorgetragen werden, während ein 
Verlustrücktrag nicht vorgesehen ist. Der Verlustvortrag 
erfolgt im Rahmen der Maximalbeträge des § 10a GewStG.

Die Gewerbesteuer kann auf die persönliche Einkom-
mensteuer angerechnet werden und zwar in Höhe 
des 3,8-Fachen des Gewerbesteuermessbetrages auf 

Gesellschaftsebene. Die Anrechnung der Gewerbesteuer 
auf die Einkommensteuer ist auf die tatsächlich gezahlte 
Gewerbesteuer beschränkt.

Umsatzsteuer
Die Fondsgesellschaft übt eine nachhaltige und selbststän-
dige Tätigkeit zur Erzielung von Einnahmen aus und ist 
daher Unternehmer im Sinne des Umsatzsteuergesetzes 
( UStG ). Die in diesem Prospekt dargestellten Prognosen 
und Berechnungen beruhen darauf, dass die Einkünfte aus 
der Lieferung von Strom und Wärme umsatzsteuerbare 
Umsätze sind und die Voraussetzungen für die Berechti-
gung zum Vorsteuerabzug für die Fondsgesellschaft damit 
gegeben sind.

Steuerliche Grundlagen für den Kommanditisten
Besteuerungsverfahren
Nach Feststellung des Jahresabschlusses der Beteiligungs-
gesellschaft durch die Gesellschafterversammlung wird 
dieser an das Betriebsstättenfinanzamt weitergeleitet. Die 
Einkünfte werden hier gesondert und einheitlich festgestellt. 
Die Kommanditisten geben davon unabhängig ihre persönli-
che Einkommensteuererklärung bei dem für sie zuständigen 
Wohnsitzfinanzamt ab. Vom Betriebsstättenfinanzamt erhal-
ten die Wohnsitzfinanzämter über eine Kontrollmitteilung die 
erforderlichen Daten zur Feststellung der gewerblichen Ein-
künfte aus der Fondsgesellschaft. Wenn diese Einkünfte nicht 
in der persönlichen Einkommensteuererklärung angegeben 
werden, ist eine Festsetzung von Amts wegen die Folge.

Mitunternehmerschaft
Gemäß den Bestimmungen des Gesellschaftsvertrags sind 
die Kommanditisten an positiven wie negativen steuerlichen 
Ergebnissen sowie an den stillen Reserven der Gesellschaft 
beteiligt. Das jeweilige Beteiligungsverhältnis eines Kom-
manditisten errechnet sich aus dem Verhältnis seines festen 
Kapitalkontos zum gesamten Kommanditkapital. Durch die 
im Gesellschaftsvertrag verankerten Stimm,- Kontroll- und 
Widerspruchsrechte, die den Bestimmungen der §§ 164 
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und 166 des Handelsgesetzbuches entsprechen, sind die 
Kommanditisten Mitunternehmer der Gesellschaft.

Einkunftsart
Die Fondsgesellschaft wird die Biogasanlagen betreiben. 
Hierdurch erzielt sie Einkünfte aus der Lieferung von Strom 
und Wärme und wird gewerblich tätig. Aufgrund der damit 
bestehenden Mitunternehmerschaft sind die Einkünfte der 
Gesellschaft den Anlegern grundsätzlich als gewerbliche 
Einkünfte zuzurechnen und von diesen im Rahmen der pri-
vaten Einkommensteuer zu erfassen.

Gewinnerzielungsabsicht
Die Anerkennung der steuerlichen Ergebnisse durch die 
Finanzverwaltung setzt eine Gewinnerzielungsabsicht 
sowohl auf Ebene der Fondsgesellschaft, als auch auf 
Ebene des einzelnen Kommanditisten voraus. Nach der 
Rechtsprechung liegt eine Gewinnerzielungsabsicht vor, 
wenn eine Betriebsvermögensmehrung in Form eines 
Totalgewinnes angestrebt wird. Ein Totalgewinn ist gege-
ben, wenn das steuerliche Ergebnis der Totalperiode 
positiv ist.

Gewinnerzielungsabsicht der
UDI Biogas 3 GmbH & Co. KG
Da die Gesellschaft nach den Prognosen und bei planmäßi-
gem Betriebsverlauf einen steuerlichen Totalgewinn erzie-
len wird, liegt bei ihr eine Gewinnerzielungsabsicht vor. Bei 
der Gesellschaft handelt es sich insbesondere nicht um 
eine Verlustzuweisungsgesellschaft. 

Gewinnerzielungsabsicht des Kommanditisten
Da auf Ebene der Fondsgesellschaft eine Gewinnerzie-
lungsabsicht vorliegt, kann in aller Regel auch auf Ebene 
des einzelnen Kommanditisten von einer solchen Absicht 
ausgegangen werden. Für die Anerkennung der steuerli-
chen Verluste beim Kommanditisten sind die individuellen 
Sonderbetriebsausgaben und -einnahmen zusätzlich zu 
berücksichtigen. Sonderbetriebsausgaben können zum 
Beispiel entstehen, wenn der Kommanditist seine Kom-
manditeinlage fremdfinanziert. Der zu erwartende steu-
erliche Totalgewinn beim Kommanditisten könnte durch 
die Geltendmachung der Zinsaufwendungen für eine 
derartige Fremdfinanzierung oder etwaige andere Son-
derbetriebsausgaben erst zu einem späteren Zeitpunkt 
entstehen oder vollständig aufgezehrt werden. Die Finanz-
verwaltung könnte deshalb die Gewinnerzielungsabsicht 
dieses Kommanditisten infrage stellen und die steuerli-
chen Verluste nicht anerkennen. Wenn ein Kommanditist 
seine Anteile entgeltlich veräußert, ohne dass ein steuer-
licher Totalgewinn erzielt wird, also zum Beispiel bei einer 
Veräußerung nach wenigen Jahren, so könnte die Finanz-
verwaltung vermuten, dass die Veräußerung von vornhe-
rein geplant oder beabsichtigt war. Wegen sogenannter 
„Liebhaberei“ könnte die Finanzverwaltung die Gewinn-
erzielungsabsicht beim Kommanditisten verneinen und 
die steuerlichen Verluste nicht anerkennen. Veräußert 
ein Kommanditist seine Anteile jedoch vollständig unent-
geltlich ( Schenkung ), so kann davon ausgegangen wer-
den, dass die Anerkennung der Gewinnerzielungsabsicht 
durch die Finanzverwaltung sowohl beim Kommanditisten 
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als auch bei dessen Rechtsnachfolger nicht gefährdet ist. 
Insbesondere für den Fall jeglicher Fremdfinanzierung der 
Kommanditeinlage oder Veräußerungsabsicht der Beteili-
gung wird jedem Gesellschafter dringend empfohlen, das 
Vorliegen und den Zeitpunkt des Eintrittes seines Totalge-
winnes und das Bestehen einer persönlichen Gewinner-
zielungsabsicht von seinem steuerlichen Berater ermitteln 
zu lassen.

Veräußerung des Kommanditanteils
Im Fall der Veräußerung des Kommanditanteils, der Liqui-
dation oder des Ausscheidens eines Gesellschafters kann 
bei dem einzelnen Kommanditisten ein Veräußerungs- bzw. 
Aufgabegewinn entstehen, der der Versteuerung unterliegt. 
Ein Veräußerungsgewinn liegt vor, wenn der Veräuße-
rungserlös höher ist als der Betrag des Kapitalkontos des 
Kommanditisten abzüglich etwaiger Veräußerungskosten. 
Ist das Kapitalkonto des Kommanditisten im Zeitpunkt der 
Veräußerung negativ und wird er von einer Ausgleichsver-
pflichtung freigestellt, gilt dieser negative Betrag als zusätz-
licher Veräußerungserlös und erhöht somit den Veräuße-
rungs- bzw. Aufgabegewinn. Gemäß § 34 EStG könnte die 
Versteuerung nach der sogenannten Fünftelregelung oder 
mit 56 % des durchschnittlichen Steuersatzes des betreffen-
den Kommanditisten ( mindestens aber 15 % ) infrage kom-
men. Die Inanspruchnahme des ermäßigten Steuersatzes 
( = 56 % des durchschnittlichen Steuersatzes ) wird neben 
anderen Voraussetzungen auf Antrag einmal im Leben und 
nur dann gewährt, wenn der Betroffene das 55. Lebensjahr 
vollendet hat oder dauernd berufsunfähig ist.

Gewinn- und Verlustverteilung
Zum Ende des jeweiligen Geschäftsjahres sind die Kom-
manditisten im Verhältnis ihrer festen Kapitalkonten am 
Vermögen, Gewinn und Verlust der Gesellschaft beteiligt. 
Die Ergebniszuteilung des jeweiligen Geschäftsjahres soll 
so erfolgen, dass alle Kommanditisten, die bis zum 31.12. 
eines betreffenden Jahres beigetreten und ihrer Einzah-
lungsaufforderung nachgekommen sind, gleichmäßig und 
entsprechend ihrer oben benannten Beteiligungsquoten 
berücksichtigt werden.

Abschreibungen
Die Biogasanlage, die Blockheizkraftwerke sowie die weite-
ren baulichen und technischen Einrichtungen und Betriebs-
vorrichtungen sind die wesentlichen Wirtschaftsgüter der 
UDI Biogas 3 GmbH & Co. KG. Laut den allgemeinen AfA-
Tabellen der Land- und Forstwirtschaft sind Biogasanlagen 
als bewegliche Wirtschaftsgüter erfasst. 

Beschränkung der Verlustverrechnung aus
Steuerstundungsmodellen § 15b EStG
Die Verlustverrechnung im Zusammenhang mit Steuerstun-
dungsmodellen ist gesetzlich beschränkt. Aufgrund des  
§ 15b EStG können Verluste aus einem Steuerstundungs-
modell weder mit Einkünften aus Gewerbebetrieb noch mit 
Einkünften aus anderen Einkunftsarten ausgeglichen wer-
den; sie dürfen auch nicht nach § 10d EStG abgezogen 
werden. Die Verluste mindern jedoch die Gewinne, die der 
Steuerpflichtige in den folgenden Wirtschaftsjahren aus der-
selben Einkunftsquelle erzielt. Ein Steuerstundungsmodell 
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in diesem Sinne liegt vor, wenn aufgrund einer modellhaften 
Gestaltung steuerliche Vorteile in Form negativer Einkünfte 
erzielt werden. Dies gilt jedoch nur, wenn das Verhältnis der 
Summe der prognostizierten Verluste in der Verlustphase 
zur Höhe des gezeichneten und nach dem Konzept auch 
aufzubringenden Kapitals 10 % übersteigt. Auf Basis der 
Prognoserechnung wird das Verhältnis der Summe der Ver-
luste in der Verlustphase die 10 %-Grenze übersteigen. Die 
etwaigen Verluste aus dieser Beteiligung können damit in 
der Anfangsphase nicht mit anderen Einkünften verrechnet 
werden.

Beschränkung der Verlustvor- und Verlustrück-
träge, Mindestbesteuerung nach § 10d EStG:
Steuerpflichtige können nach § 10d EStG, wenn nach Sal-
dierung sämtlicher Einkünfte ein Saldo von negativen Ein-
künften verbleibt, diese bis zu 511.500 Euro ( bei zusammen 
veranlagten Ehegatten bis zu 1.023.000 Euro ) in das vor-
angegangene Jahr zurücktragen. Für negative Einkünfte, 
die weder mit anderen positiven Einkünften verrechnet noch 
zurückgetragen werden können, besteht das Recht eines 
zeitlich unbeschränkten Vortrags. Verlustvorträge sind bis 
zu 1.000.000 Euro ( bei Zusammenveranlagung von Ehe-
gatten bis zu 2.000.000 Euro ) pro Jahr ohne Einschrän-
kung mit anderen positiven Einkünften verrechenbar. Dar-
über hinausgehende Verlustvorträge können maximal bis 
zu 60 % mit den dann verbleibenden positiven Einkünften 
verrechnet werden, so dass die verbleibenden 40 % des 
die 1.000.000 Euro ( bzw. 2.000.000 Euro ) übersteigenden 
Betrags zu versteuern sind. Die Emittentin empfiehlt dem 
Anleger, wegen der individuellen steuerlichen Auswirkun-
gen seinen steuerlichen Berater zu konsultieren.

Pauschale Gewerbesteueranrechnung
nach § 35 EStG
Nach § 35 EStG soll die gewerbesteuerliche Belastung 
durch eine Steuerermäßigung bei der Einkommensteuer 

beseitigt werden. Handelt es sich um Einkünfte aus Gewer-
bebetrieb, wie dies bei der Beteiligung als Kommanditist an 
dieser Gesellschaft der Fall ist, ermäßigt sich die tarifliche 
Einkommensteuer. Die Steuerermäßigung beträgt das 3,8-
Fache des jeweils für den Veranlagungszeitraum festge-
setzten anteiligen Gewerbesteuermessbetrags, höchstens 
jedoch die anteilig tatsächlich zu zahlende Gewerbesteuer. 
Der jeweils zugrunde liegende Anteil eines Kommanditis-
ten am Gewerbesteuermessbetrag richtet sich nach dem 
Anteil des Kommanditisten am Gewinn der Gesellschaft. 
Maßgebend dafür ist der allgemeingültige Gewinnvertei-
lungsschlüssel, der im Gesellschaftsvertrag geregelt ist 
( § 13 Gesellschaftsvertrag ). Erforderlich ist, dass auf der 
Ebene des Kommanditisten auf die gewerblichen Einkünfte 
überhaupt Einkommensteuer entfällt. Zu einer vollständigen 
Entlastung von der anteiligen Gewerbesteuer kommt es nur 
unter bestimmten Konstellationen aus Hebesatz und per-
sönlichem Einkommensteuersatz. Auch wirken sich andere 
einkommensteuerliche Vergünstigungen wie zum Beispiel 
der horizontale Verlustausgleich, Sonderbetriebsausgaben 
und andere Steuerermäßigungen, die § 35 EStG im Range 
vorgehen, mindernd auf das Anrechnungspotenzial aus. Da 
Anrechnungsüberhänge nicht erstattungsfähig sind und es 
unter gewissen Voraussetzungen zum vollständigen Weg-
fall der Gewerbesteueranrechnung kommen kann, sollte 
jeder Anleger mit seinem steuerlichen Berater klären, ob 
eine Gewerbesteueranrechnung nach § 35 EStG zum Tra-
gen kommt.

Sonderbetriebsausgaben 
Sonderbetriebsausgaben ( z. B. Darlehenszinsen zur 
Anteilsfinanzierung ) der Kommanditisten können nur im 
Rahmen der Steuererklärung der Fondsgesellschaft geltend 
gemacht werden. Daher haben die Kommanditisten gemäß 
den Bestimmungen des Gesellschaftsvertrags ( § 11 Abs. 3 
Gesellschaftsvertrag ) die Möglichkeit, eine Aufstellung über 
die ihnen entstandenen Kosten für das vorangegangene 
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Jahr unter Beifügung der Originalbelege bis zum 15. März 
des Folgejahres der Fondsgesellschaft zuzuleiten. Nach 
diesem Termin können die Sonderbetriebsausgaben nur 
noch im Rahmen der Einspruchsfristen bzw. über Ände-
rungsanträge bei Steuerbescheiden unter dem Vorbehalt 
der Nachprüfung nach § 164 Abgabenordnung berücksich-
tigt werden.

Kapitalertragsteuer
Erzielt die Gesellschaft Zinserträge ( z. B. Verzinsung von 
Liquiditätsreserven ), so werden diese mit einer Kapitaler-
tragsteuer von 25 % besteuert. Auf diesen Betrag ist noch 
der Solidaritätszuschlag von derzeit 5,5 % aufzurechnen. 
Damit werden 26,375 % der Zinserträge vorab an das 
Finanzamt abgeführt. Dieser Betrag fließt der Gesell-
schaft nicht zu. Die abgeführte Kapitalertragsteuer und der 
dazugehörige Solidaritätszuschlag werden beim einzel-
nen Kommanditisten auf die spätere persönliche Einkom-
mensteuerschuld bzw. den geschuldeten Solidaritätszu-
schlag über die einheitliche und gesonderte Feststellung 
angerechnet.

Reichensteuer
Im Rahmen der Unternehmenssteuerreform 2008 wurde 
beschlossen, dass Steuerpflichtige, deren zu versteuern-
des Einkommen mindestens 250.000 Euro für Ledige und 
500.000 Euro für Verheiratete beträgt, einen um drei Pro-
zent erhöhten Spitzensteuersatz von 45 % zahlen. Der 
erhöhte Einkommensteuersatz gilt für jeden über die Ein-
kommensgrenzen von 250.000 Euro bzw. 500.000 Euro 
hinaus verdienten Euro. 

Erbschaft- und Schenkungsteuer
Die ab 1. Januar 2009 geltende Neuregelung des Erbschaft-
und Schenkungsteuergesetzes sieht vor, dass Unterneh-
men und damit auch Anteile an Unternehmen künftig mit 
dem gemeinen Wert zu bewerten sind. Der gemeine Wert 

ist – soweit eine Wertermittlung aus Verkäufen unter frem-
den Dritten oder andere anerkannte Bewertungsmethoden 
nicht vorhanden sind – durch ein vereinfachtes Ertrags-
wertverfahren zu ermitteln. Der sich ergebende Wert kann 
gegebenenfalls durch Abzug eines Verschonungsabschla-
ges von der Erbschaftsteuer freigestellt werden. Aufgrund 
der Komplexität der Erbschaft- und Schenkungsteuer wird 
jedem Anleger empfohlen, sich zu den Sachverhalten steu-
erlich beraten zu lassen.

Steuerliche Vorbehalte
Die Darstellung der steuerlichen Grundlagen beruht auf der 
aktuellen Rechtslage unter Berücksichtigung der derzeit 
geltenden Steuergesetze sowie der Auffassung der Finanz-
verwaltung und der Rechtsprechung zum Zeitpunkt der Pro-
spektaufstellung. Zukünftige Änderungen der Gesetze, ihrer 
Auslegung durch Gerichte und Finanzverwaltung sowie 
Änderungen der Verwaltungsauffassungen können abwei-
chende Auswirkungen auf die dargestellten steuerlichen 
Grundlagen entfalten ( hinsichtlich der möglichen Risiken 
solcher Änderungen sei auf den Abschnitt „Steuerrecht“ auf  
Seite 12 verwiesen ).

Die vorstehenden Ausführungen enthalten die wesentlichen 
Grundlagen der steuerlichen Konzeption der Vermögensan-
lage. Sie erfolgen nach bestem Wissen zum Zeitpunkt der
Prospektaufstellung.

Letztlich sollten aber nicht die steuerlichen Folgen für das 
angestrebte Investment ausschlaggebend sein, sondern die 
langfristigen wirtschaftlichen Erfolgsaussichten.

Empfehlung
Wir empfehlen jedem Interessenten, sich über unsere 
Informationen hinaus zu steuerlichen Fragen der Betei-
ligung bei Fachleuten der steuerberatenden Berufe zu 
informieren.
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§ 2 Abs. 1 Satz 5 VermVerkProspV Der Verkaufsprospekt ist weder ganz noch teilweise in einer anderen in 
Finanzkreisen gebräuchlichen Sprache abgefasst.

§ 3 Hs. 1 VermVerkProspV Die UDI Biogas 3 GmbH & Co. KG übernimmt die Verantwortung für die-
sen Prospekt. Natürliche Personen, die diese Verantwortung überneh-
men, existieren nicht.

§ 4 S. 1 Nr. 2 VermVerkProspV Der Anbieter übernimmt für den Anleger in keiner Weise die Zahlung von 
Steuern. 

§ 4 S. 1 Nr. 8 VermVerkProspV Das Angebot erfolgt nicht in unterschiedlichen Staaten mit bestimmten 
Teilbeträgen.

§ 4 S. 2 Var. 2 VermVerkProspV Bei den angebotenen Anteilen handelt es sich nicht um ein Treuhandver-
mögen im Sinne des § 8f Abs. 1 S. 1 Verkaufsprospektgesetz.

§ 5 Nr. 2 VermVerkProspV Die Emittentin ist nicht nur für eine bestimmte Zeit gegründet worden, § 4 
Abs. 2 Gesellschaftsvertrag.

§ 6 Satz 1 Nr. 2 VermVerkProspV Wertpapiere oder Vermögensanlagen im Sinne des § 8f Abs. 1 des Ver-
kaufsprospektgesetzes sind bisher nicht ausgegeben worden.

§ 6 Satz 2 VermVerkProspV Die Emittentin ist weder eine Aktiengesellschaft noch eine Kommanditge-
sellschaft auf Aktien.

§ 6 Satz 3 VermVerkProspV Die Emittentin ist weder eine Aktiengesellschaft noch eine Kommanditge-
sellschaft auf Aktien.

§ 7 Abs. 2 Nr. 2 VermVerkProspV Unmittelbare oder mittelbare Beteiligungen der Gründungsgesellschafter 
an Unternehmen, die der Emittentin Fremdkapital zur Verfügung stellen, 
bestehen nicht.

§ 8 Abs. 1 Nr. 2 VermVerkProspV Es besteht keine Abhängigkeit der Emittentin von Patenten, Lizenzen, 
Verträgen oder neuen Herstellungsverfahren, die von wesentlicher Be-
deutung für die Geschäftstätigkeit oder Ertragslage sind.

§ 8 Abs. 1 Nr. 3 VermVerkProspV Zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung bestehen keine Gerichts- oder 
Schiedsverfahren, die einen wesentlichen Einfluss auf die wirtschaftliche 
Lage der Emittentin haben können.

§ 8 Abs. 1 Nr. 4 VermVerkProspV Mit Ausnahme der Finanzanlagen werden keine laufenden Investitionen 
getätigt.

§ 8 Abs. 2 VermVerkProspV Die Tätigkeit der Emittentin ist nicht durch außergewöhnliche Ereignisse 
beeinflusst worden.

§ 9 Abs. 1 VermVerkProspV Die Nettoeinnahmen werden zu keinen sonstigen Zwecken genutzt.

§ 9 Abs. 2 Nr. 2 VermVerkProspV Dem Prospektverantwortlichen, den Gründungsgesellschaftern, den Mit-
gliedern der Geschäftsführung des Emittenten und dem Mittelverwen-
dungskontrolleur standen oder stehen das Eigentum am Anlageobjekt 
oder wesentlichen Teilen desselben nicht zu, und es steht diesen Perso-
nen auch aus anderen Gründen eine dingliche Berechtigung am Anlage-
objekt nicht zu.
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§ 9 Abs. 2 Nr. 3 VermVerkProspV Es besteht keine nicht nur unerhebliche dingliche Belastung des 
Anlageobjekts.

§ 9 Abs. 2 Nr. 4 VermVerkProspV Rechtliche Beschränkungen der Verwendungsmöglichkeiten des An-
lageobjekts, insbesondere im Hinblick auf das Anlageziel, bestehen 
nicht.

§ 9 Abs. 2 Nr. 4 VermVerkProspV Tatsächliche Beschränkungen der Verwendungsmöglichkeiten des An-
lageobjekts, insbesondere im Hinblick auf das Anlageziel, bestehen 
nicht.

§ 9 Abs. 2 Nr. 7 VermVerkProspV Ein Bewertungsgutachten für das Anlageobjekt wurde nicht erstellt.

§ 10 Abs. 2 VermVerkProspV Die Emittentin ist nicht zur Aufstellung eines Konzernabschlusses 
verpflichtet.

§ 10 Abs. 3 VermVerkProspV Wesentliche Änderungen der Angaben nach Abs. 1 Nr. 1 oder Nr. 2 oder 
der Zwischenübersicht, die nach dem Stichtag eingetreten sind, existie-
ren nicht.

§ 11 VermVerkProspV Der Jahresabschluss der Emittentin wurde nicht nach den gesetzlichen 
Vorschriften geprüft. Es erfolgte eine prüferische Durchsicht, die nicht die 
durch eine Abschlussprüfung erreichbare Sicherheit bietet.

§ 12 Abs. 1 Nr. 1 VermVerkProspV Die Emittentin besitzt keinen Vorstand, kein Aufsichtsgremium und kei-
nen Beirat.

§ 12 Abs. 1 Nr. 2 VermVerkProspV Für das letzte abgeschlossene Geschäftsjahr wurden Mitgliedern der 
Geschäftsführung des Emittenten insgesamt keine Gesamtbezüge, ins-
besondere Gehälter, Gewinnbeteiligungen, Aufwandsentschädigungen, 
Versicherungsentgelte, Provisionen oder Nebenleistungen jeder Art 
gewährt.

§ 12 Abs. 2 Nr. 2 VermVerkProspV Mitglieder der Geschäftsführung der Emittentin sind nicht für Unterneh-
men tätig, die der Emittentin Fremdkapital geben.

§ 12 Abs. 3 VermVerkProspV Es gibt keinen Treuhänder.

§ 12 Abs. 4 i. V. m. § 12
Abs. 1 und Abs. 2 VermVerk-
ProspV 

Es gibt keine solchen Personen, die nicht in den Kreis der nach der Ver-
mögensanlagen- Verkaufsprospektverordnung angabepflichtigen Perso-
nen fallen, die die Herausgabe oder den Inhalt des Prospektes oder die 
Abgabe oder den Inhalt des Angebots der Vermögensanlage aber we-
sentlich beeinflusst haben.

§ 14 VermVerkProspV Für die Verzinsung oder Rückzahlung der angebotenen Vermögensan-
lage hat keine juristische Person oder Gesellschaft die Gewährleistung 
übernommen. 
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Gesel lschaf tsver trag
der UDI Biogas 3 GmbH & Co. KG

§ 1 Firma und Sitz
( 1 ) Die Firma der Kommanditgesellschaft ( KG ) lautet
„UDI Biogas 3 GmbH & Co. KG .ˮ

( 2 ) Sitz der Gesellschaft ist Kellerweg 12, 91154 Roth.

§ 2 Gegenstand des Unternehmens
( 1 ) Gegenstand des Unternehmens ist die Errichtung und 
der Betrieb von drei Biogasproduktionsstätten sowie die 
Verstromung des erzeugten Biogases und die Einspeisung 
und der Verkauf des so gewonnenen Stroms in das allge-
meine Stromnetz. Zudem gehört zu ihrem Gegenstand der 
Verkauf von bei der Stromerzeugung entstehender Wärme 
bzw. die Aufbereitung und Direkteinspeisung des Biogases 
in das allgemeine Gasnetz. 

( 2 ) Die Gesellschaft ist befugt, Tochterunternehmen zu 
gründen und diesen die Aufgaben nach Abs. 1 zu über-
tragen sowie gleichartige oder ähnliche Unternehmen zu 
erwerben, sich an solchen zu beteiligen, deren Vertretung 
zu übernehmen, Zweigniederlassungen im In- und Ausland 
zu errichten sowie alle Geschäfte zu betreiben, die geeignet 
sind, die Unternehmungen der Gesellschaft zu fördern. Die 
Gesellschaft kann die zur Erreichung ihres Zwecks erforder-
lichen oder zweckmäßigen Handlungen selbst vornehmen 
oder durch Dritte vornehmen lassen.

§ 3 Geschäftsjahr
Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

§ 4 Beginn, Dauer, Kündigung
( 1 ) Die Gesellschaft beginnt am 29.09.2008.

( 2 ) Ihre Dauer ist nicht begrenzt.

( 3 ) Die Gesellschafter können ihr Gesellschaftsverhält-
nis mit einer Frist von sechs Monaten zum Ende eines 
Geschäftsjahres, erstmals jedoch zum 31.12.2031 sowie 
zum Ende jedes nachfolgenden Geschäftsjahres, durch ein 
an die persönlich haftende Gesellschafterin gerichtetes Ein-
schreiben kündigen. Für die Rechtzeitigkeit der Kündigung 
kommt es auf den Zugang bei der persönlich haftenden 
Gesellschafterin an. Die Kündigung eines Gesellschafters 
hat nicht die Auflösung der Gesellschaft zur Folge, son-
dern führt lediglich mit Wirksamwerden der Kündigung zum 
Ausscheiden des kündigenden Gesellschafters aus der 
Gesellschaft. 

§ 5 Kommanditkapital, Gesellschafter, Kapitalanteile
( 1 ) Persönlich haftende Gesellschafterin ist die UDI Bio-
masse Verwaltungs GmbH.

( 2 ) Sie ist nicht verpflichtet, aber berechtigt, eine Kapi-
taleinlage zu leisten. Leistet sie keine Kapitaleinlage, ist 
sie nicht am Vermögen und am Ergebnis der Gesellschaft 
beteiligt.

( 3 ) Gründungskommanditist ist Georg Hetz, Roth, mit einer
Kommanditeinlage von 1.000 Euro.

( 4 ) Das Kommanditkapital der Gesellschaft soll auf 
2.476.000 Euro durch Aufnahme weiterer Gesellschafter 
erhöht werden. Die persönlich haftende Gesellschafterin ist 
zur Annahme der Beitrittserklärungen namens aller Gesell-
schafter unter Befreiung von den Beschränkungen des  
§ 181 BGB bevollmächtigt.

( 5 ) Die Kommanditeinlage der beitretenden Kommanditis-
ten beträgt mindestens 5.000 Euro und muss durch 1.000 
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ohne Rest teilbar sein. Das Kommanditkapital haben die 
Kommanditisten grundsätzlich in voller Höhe einzuzahlen.

( 6 ) Die beitretenden Kommanditisten zeichnen grundsätz-
lich eine Einlage, die aus einer Kapitaleinlage und einem 
Agio ( Aufgeld ) in Höhe von 5 % der Kapitaleinlage besteht.

( 7 ) Die Kapitaleinlage inklusive Agio wird zwei Wochen 
nach Annahme der Beitrittserklärung fällig. Einzahlungen 
erfolgen durch Banküberweisung auf folgendes Bankkonto 
der Gesellschaft:

Konto-Nr.:	231 140 351 
BLZ:	 764 500 00
Sparkasse Mittelfranken-Süd

( 8 ) Verspätet geleistete Einlagen sind mit 12 % p. a. zu ver-
zinsen; einer Mahnung bedarf es dafür nicht. Die Geltend-
machung weiterer Schadensersatzansprüche durch die 
Gesellschaft bleibt davon unberührt.

( 9 ) Im Außenverhältnis wird die Beteiligung eines weiteren 
Kommanditisten erst mit seiner Eintragung ins Handels-
register wirksam. Bis dahin wird seine Beteiligung als aty-
pisch stille Gesellschaftsbeteiligung in Höhe seiner Einlage 
behandelt, die sich nach den Vorschriften dieses Gesell-
schaftsvertrags richtet. Der Kommanditist haftet den Gläu-
bigern der Gesellschaft bis zur Eintragung in das Handels-
register in Höhe seiner Einlage.

( 10 ) Die Kommanditisten sind verpflichtet, der persönlich 
haftenden Gesellschafterin in notariell beglaubigter Form 
eine Registervollmacht zu erteilen. Das entsprechende 
Formular wird dem beitretenden Kommanditisten mit der 
Annahmebestätigung zugesandt.

( 11 ) Sobald die Kommanditeinlage voll geleistet ist, sind 
die Gesellschafter nicht zum Nachschuss verpflichtet. Eine 
Nachschussverpflichtung über die gesetzlichen Bestim-
mungen hinaus kann ohne Zustimmung aller Gesellschafter 
auch nicht durch einen den Gesellschaftsvertrag ändernden 
Beschluss begründet werden.

( 12 ) Die Gesellschafter unterliegen keinem Wettbewerbs- 
verbot.

§ 6 Zeichnungsfrist
Das öffentliche Angebot der Kommanditanteile beginnt in 
Anlehnung an § 9 Abs. 1 Wertpapier-Verkaufsprospektge-
setz einen Werktag nach Veröffentlichung des Verkaufspro-
spekts und endet mit der Vollplatzierung. Die Möglichkeit, 
die Zeichnung vorzeitig zu schließen oder Zeichnungen, 
Anteile oder Beteiligungen zu kürzen, besteht nicht.

§ 7 Geschäftsführung und Vertretung
( 1 ) Zur Geschäftsführung und Vertretung der Gesellschaft 
ist die persönlich haftende Gesellschafterin berechtigt und 

verpflichtet. Die Geschäftsführer bzw. deren Organe sind 
für alle Rechtsgeschäfte zwischen ihr und der Gesellschaft 
sowie den Kommanditisten von den Beschränkungen des  
§ 181 BGB befreit.

( 2 ) Die Geschäftsführung ist berechtigt, sämtliche für das 
Investitionsvorhaben und dessen Finanzierung erforder-
lichen Verträge abzuschließen und durchzuführen. Sie ist 
berechtigt, die Geschäfte der Gesellschaft ganz oder teil-
weise von Dritten besorgen zu lassen und die dazu erfor-
derlichen Vollmachten zu erteilen. Die Geschäftsführung 
ist vor Beginn des Anlagenbaus am jeweiligen Standort 
befugt, diesen, wenn die rechtlichen oder wirtschaftlichen 
Voraussetzungen für einen Anlagenbetrieb nicht oder nicht 
in absehbarer Zeit geschaffen werden können, aus dem 
Investitionsplan zu streichen und einen anderen, gleichwer-
tigen oder besseren Anlagenstandort in den Investitionsplan 
aufzunehmen, bei dem die genannten Voraussetzungen 
vorliegen oder zeitnah herzustellen sind. Die Geschäftsfüh-
rung ist zudem berechtigt, die Errichtung und den Betrieb 
einzelner Biogasanlagen auf Tochtergesellschaften zu 
übertragen, soweit die UDI Biogas 3 GmbH & Co. KG bei 
diesen Gesellschaften einziger Gesellschafter ist.

( 3 ) Die Geschäftsführung bedarf – mit Ausnahme von 
Abs. 2 Satz 3 und 4 – zu Rechtshandlungen und Maßnah-
men, die nach Art, Umfang oder Risiko über den gewöhn-
lichen Geschäftsbetrieb der Gesellschaft in erheblichem 
Maße hinausgehen und für die Gesellschaft von beson-
derer Bedeutung sind, der vorherigen Zustimmung der 
Gesellschafterversammlung.

( 4 ) Die persönlich haftende Gesellschafterin erhält für die 
Übernahme der persönlichen Haftung eine ergebnisun-
abhängige Haftungstantieme von 1.250 Euro pro Jahr, 
beginnend mit der Inbetriebnahme der Anlage. Ab dem 
Geschäftsjahr 2011 erhöht sich dieser Betrag jährlich um 
1 %. Zusätzlich werden der persönlich haftenden Gesell-
schafterin ihre Aufwendungen erstattet.

( 5 ) Die Investitionen der Gesellschaft richten sich – vorbe-
haltlich des § 7 Abs. 2 S. 3 und 4 – nach dem Investitions- 
und Finanzierungsplan.

( 6 ) Während der Investitionsphase wird ein unabhängiger 
Mittelverwendungskontrolleur die zweckgerechte Verwen-
dung der Kommanditeinlagen sicherstellen.

§ 8 Gesellschafterbeschlüsse
( 1 ) Die Gesellschafter fassen ihre Beschlüsse in den ersten 
drei Jahren in der Gesellschafterversammlung, danach ist 
ein schriftliches Umlaufverfahren vorgesehen. Die Gesell-
schafter fassen ihre Beschlüsse weiter in der Gesellschaf-
terversammlung, wenn dies nach Auffassung der persönlich 
haftenden Gesellschafterin im Interesse der Gesellschaft 
liegt oder Kommanditisten, die mindestens 20 % des 
Kommanditkapitals halten, dies schriftlich unter Angabe der 
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Tagesordnung verlangen. Die Regelungen des § 8 gelten 
sowohl für das schriftliche Umlaufverfahren ( § 9 ) als auch 
für die Gesellschafterversammlung ( § 10 )

( 2 ) Die Gesellschafter beschließen nach Maßgabe dieses 
Vertrages über alle Angelegenheiten der Gesellschaft. Sie 
beschließen insbesondere über:

a )	 die Feststellung des Jahresabschlusses;

b )	 die Entlastung der persönlich haftenden Gesellschafterin;

c )	 Maßnahmen der Geschäftsführung gemäß § 7 Abs. 3;

d )	 die Verwendung des Jahresergebnisses und Entnahmen/  
Liquiditätsausschüttungen;

e )	 den Ausschluss eines Gesellschafters gemäß § 18 Abs. 3;

f )	 Änderungen des Gesellschaftsvertrages;

g )	 die Auflösung der Gesellschaft.

( 3 ) Die Gesellschafter haben je 1.000 Euro ihrer Komman-
diteinlage eine Stimme. Die persönlich haftende Gesell-
schafterin hat – ohne Leistung einer Kapitaleinlage – 618 
Stimmen. Kommanditisten, die ihr Gesellschaftsverhältnis 
gekündigt haben, besitzen kein Stimmrecht mehr.

( 4 ) Die Gesellschafterversammlung fasst ihre Beschlüsse 
mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen, sofern 
dem nicht zwingende gesetzliche Regelungen entgegenste-
hen oder dieser Gesellschaftsvertrag andere Mehrheitser-
fordernisse vorsieht. Änderungen des Gesellschaftsvertra-
ges bedürfen einer Dreiviertelmehrheit. Stimmenthaltungen 
gelten als nicht abgegebene Stimmen. Bei Stimmengleich-
heit gilt ein Antrag als abgelehnt.

( 5 ) Fehlerhafte Beschlüsse der Gesellschafter können nur 
innerhalb von zwei Monaten nach der Beschlussfassung 
durch Klage gegen alle Gesellschafter angefochten werden.

§ 9 Schriftliches Umlaufverfahren
Die Beschlüsse im schriftlichen Umlaufverfahren sind von 
der persönlich haftenden Gesellschafterin herbeizuführen. 
Jeder Gesellschafter ist berechtigt, bis zum 28. Februar 
einen Antrag auf Beschlussfassung über einen bestimm-
ten Beschlussgegenstand schriftlich bei der persönlich 
haftenden Gesellschafterin zu stellen. Die persönlich haf-
tende Gesellschafterin ist verpflichtet, diesen Beschluss-
gegenstand als Abstimmungspunkt in die Aufforderung zur 
Beschlussfassung aufzunehmen.

( 2 ) Die persönlich haftende Gesellschafterin bestimmt den 
Abgabetermin, der mit Ausnahme von § 9 Abs. 6 mindes-
tens vier Wochen nach Absendung der Beschlussfassungs-
unterlagen an die Gesellschafter liegen muss.

( 3 ) Für die Beschlussfassung im schriftlichen Umlaufver-
fahren sind die Kommanditisten schriftlich mittels ein-
fachen Briefs, per Telefax oder E-Mail unter Mitteilung 
sämtlicher Abstimmungspunkte, der Mitteilung des Verfah-
rens, der Mitteilung des letzten Abstimmungstags und der 
Zahl der Stimmen des Gesellschafters zur Stimmabgabe 
aufzufordern.

( 4 ) Die Versendung der Beschlussfassungsunterlagen ist 
ordnungsgemäß erfolgt, wenn sie an die der Gesellschaft 
zuletzt genannte Adresse, Faxnummer oder E-Mail-Adresse 
des Gesellschafters gerichtet wurde. Ist der Aufenthalt eines 
Gesellschafters unbekannt oder können ihm aus anderen 
Gründen die Beschlussfassungsunterlagen nicht zugestellt 
werden, so ruht sein Stimmrecht bis zur Beseitigung dieses 
Zustandes.

( 5 ) Die persönlich haftende Gesellschafterin ist zur 
Annahme der Stimmabgaben berechtigt.

( 6 ) Die Stimmabgabe hat innerhalb kürzerer Zeit zu erfol-
gen, wenn dies nach Auffassung der persönlich haftenden 
Gesellschafterin im Interesse der Gesellschaft liegt. In die-
sem Fall hat die Aufforderung zur Stimmabgabe mittels 
eingeschriebenen Briefs zu erfolgen. Die Frist zur Stimm-
abgabe muss in diesem Fall mindestens 17 Tage ab Postab-
gabedatum betragen. Eine nicht fristgerechte Stimmabgabe 
gilt als Stimmenthaltung. Eine Stimmenthaltung gilt als nicht 
abgegebene Stimme.

( 7 ) Die Beschlüsse im Umlaufverfahren sind mit Eingang 
der erforderlichen Mehrheit gemäß § 8 Abs. 4 bei der per-
sönlich haftenden Gesellschafterin mit Ablauf des letzten 
Abstimmungstags wirksam gefasst. Für die Wahrung der 
Frist ist der Zugang maßgebend.

( 8 ) Die Ergebnisse einer schriftlichen Abstimmung werden 
von der persönlich haftenden Gesellschafterin festgestellt, 
schriftlich festgehalten und den Kommanditisten durch 
Übersendung einer einfachen Ablichtung der schriftlichen 
Feststellung mitgeteilt.

( 9 ) Ein Beschluss im Umlaufverfahren bedarf neben 
der erforderlichen Mehrheit einer Stimmabgabe von 
Gesellschaftern, die zusammen mindestens 50 % des 
Kommanditkapitals halten. Die Ergebnisse einer schriftli-
chen Abstimmung werden von der persönlich haftenden 
Gesellschafterin festgestellt, schriftlich festgehalten und 
den Kommanditisten durch Übersendung einer Ablichtung 
der schriftlichen Feststellung mitgeteilt.

( 10 ) Ab dem dritten Jahr soll einmal im Jahr bis spätes-
tens zum 30. September eine schriftliche Beschlussfas-
sung erfolgen, die insbesondere die Genehmigung des 
geprüften Jahresabschlusses, die Entlastung der per-
sönlich haftenden Gesellschafterin und die Ausschüt-
tungen gemäß § 13 und § 14 zum Gegenstand hat. Der 
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Aufforderung zur Stimmabgabe muss in diesem Fall der 
Jahresabschluss und der Geschäftsbericht der Gesell-
schaft beigefügt sein.

§ 10 Gesellschafterversammlung
( 1 ) Gesellschafterversammlungen werden von der persön-
lich haftenden Gesellschafterin mit einer Frist von mindes-
tens vier Wochen unter Angabe der Tagesordnung schrift-
lich einberufen. Die Einladung hat an die der Gesellschaft 
zuletzt bekannt gegebene Anschrift des Gesellschafters 
mittels einfachen Briefes zu erfolgen, der mit Aufgabe zur 
Post als zugestellt gilt. 

( 2 ) Eine Gesellschafterversammlung ist beschlussfähig, wenn 
alle Gesellschafter ordnungsgemäß geladen wurden und die 
anwesenden oder vertretenen Gesellschafter zusammen 
über mindestens 50 % der vorhandenen Stimmen verfügen. 
Ist eine Gesellschafterversammlung nicht beschlussfähig, so 
ist gemäß Absatz 1 unverzüglich eine weitere Gesellschafter-
versammlung mit derselben Tagesordnung einzuberufen, die 
unabhängig von der Anzahl der anwesenden oder vertrete-
nen Stimmen beschlussfähig ist. Hierauf ist in der Einladung 
zur Gesellschafterversammlung hinzuweisen.

( 3 ) Die Gesellschafterversammlung wird von der persön-
lich haftenden Gesellschafterin oder durch einen von dieser 
benannten Vertreter geleitet.

( 4 ) Eine ordentliche Gesellschafterversammlung, in der ins-
besondere über die Genehmigung des Jahresabschlusses, 
die Entlastung der persönlich haftenden Gesellschafterin 
und über Ausschüttungen gemäß § 13 und § 14 zu beschlie-
ßen ist, soll einmal im Jahr bis zum 30. September statt-
finden. Davor ist den Kommanditisten der Jahresabschluss 
und der Geschäftsbericht der Gesellschaft zuzusenden.

( 5 ) Eine außerordentliche Gesellschafterversammlung ist 
einzuberufen, wenn dies nach Auffassung der persönlich 
haftenden Gesellschafterin im Interesse der Gesellschaft 
liegt oder Kommanditisten, die zusammen mindestens 
20 % des Kommanditkapitals halten, schriftlich unter Angabe 
der Tagesordnung die Einberufung einer außerordentlichen 
Gesellschafterversammlung verlangen. Kommt die persön-
lich haftende Gesellschafterin dieser Aufforderung nicht 
innerhalb von vier Wochen nach, so sind die Kommanditis-
ten, die deren Einberufung ordnungsgemäß verlangt haben, 
berechtigt, diese selbst einzuberufen.

( 6 ) Jeder Kommanditist kann sich in der Gesellschafter-
versammlung durch einen Mitgesellschafter, seinen Ehe-
gatten, die persönlich haftende Gesellschafterin, eine zur 
Berufsverschwiegenheit verpflichtete Person oder durch die 
UmweltDirektInvest-Beratungsgesellschaft mbH aufgrund 
einer schriftlichen Vollmacht vertreten lassen.

( 7 ) Der wesentliche Verlauf der Gesellschafterversamm-
lung nebst den gefassten Gesellschafterbeschlüssen sind 

in einem von der persönlich haftenden Gesellschafterin zu 
unterzeichnenden Protokoll festzuhalten und den Komman-
ditisten zu übersenden. Hinsichtlich der Übersendung gilt 
Abs. 1 Satz 2 sinngemäß. Einsprüche gegen das Protokoll 
sind innerhalb von vier Wochen nach Absendung schrift-
lich mit Begründung gegenüber der persönlich haftenden 
Gesellschafterin geltend zu machen. Über die Einsprüche 
entscheidet die nächste Gesellschafterversammlung.

§ 11 Jahresabschluss, Berichte
( 1 ) Die persönlich haftende Gesellschafterin hat innerhalb 
von sechs Monaten nach Schluss des Geschäftsjahrs den 
Jahresabschluss mit Bilanz sowie Gewinn-und-Verlust- 
Rechnung nach den gesetzlichen Vorschriften aufzustellen. 
Sondervergütungen im Sinne von § 15 Abs. 1 Nr. 2 EStG, 
insbesondere die Vergütungen der persönlich haftenden 
Gesellschafterin und Zinsgutschriften, sind als Aufwand der 
Gesellschaft zu behandeln.

( 2 ) Die persönlich haftende Gesellschafterin wird den Kom-
manditisten alljährlich einen Geschäftsbericht erstatten und 
sie über außergewöhnliche Geschäftsvorfälle unverzüglich 
unterrichten.

( 3 ) Sonderbetriebsausgaben der Gesellschafter ( z. B. Zin-
sen auf die Finanzierung der Kommanditeinlage ) sind der 
persönlich haftenden Gesellschafterin bis zum 15. März des 
Folgejahres nachzuweisen. Später nachgewiesene Sonder-
betriebsausgaben können nur berücksichtigt werden, wenn 
dies verfahrensrechtlich noch möglich ist, und nur gegen 
Erstattung der entstehenden Aufwendungen.

§ 12 Gesellschafterkonten
( 1 ) Für die Gesellschafter werden folgende Konten geführt:

a )	 Gesellschafterkonten ( Kapitalkonten I ),

b )	 Verlustvortragskonten ( Kapitalkonten II ),

c )	 Agiokonten ( Kapitalkonten III ),

d )	 Verrechnungskonten.

( 2 ) Auf den Gesellschafterkonten, die Festkonten sind, sind 
die Kommanditeinlagen ( einschließlich Kapitalerhöhungen ) 
der Gesellschafter zu buchen.

( 3 ) Auf den Verlustvortragskonten, die Unterkonten der Gesell-
schafterkonten sind, werden die Verlustanteile der Gesell-
schafter verbucht. Gewinnanteile sind den Verlustvortragskon-
ten so lange gutzuschreiben, bis diese ausgeglichen sind.

( 4 ) Auf den Agiokonten, die Unterkonten der Gesellschaf-
terkonten sind, werden die Agiozahlungen verbucht.

( 5 ) Auf den Verrechnungskonten werden alle Gutschrif-
ten und Belastungen verbucht, die nach den vorstehenden 
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Bestimmungen nicht auf einem der anderen Konten zu ver-
buchen sind. Die Verrechnungskonten sind weder im Soll 
noch im Haben zu verzinsen. 

§ 13 Ergebnis- und Vermögensbeteiligung
( 1 ) Am Vermögen sowie am Gewinn und Verlust sind die 
Gesellschafter grundsätzlich in dem zum 31. Dezember des 
betreffenden Geschäftsjahres gegebenen Verhältnis ihrer 
festen Gesellschafterkonten beteiligt.

( 2 ) Für das Geschäftsjahr 2010 wird das Ergebnis auf die 
Kommanditisten – unabhängig vom Zeitpunkt des Beitritts oder 
der Erhöhung der Einlagen – so verteilt, dass die Verlustvor-
tragskonten zum 31. Dezember im selben Verhältnis zueinan-
der stehen wie die festen Gesellschafterkonten. Die Verteilung 
erfolgt dabei in der Weise, dass das Ergebnis der Gesellschaft 
vom Zeitpunkt des Beitritts eines Kommanditisten oder der 
Erhöhung der Einlage an zunächst dem beitretenden oder 
die Einlage erhöhenden Gesellschafter bis zu der Höhe allein 
zugewiesen wird, in der vorher beigetretene Kommanditisten 
entsprechend ihrer festen Gesellschafterkonten am Ergebnis 
beteiligt waren. Das nach Abzug dieser Vorabverteilung ver-
bleibende Ergebnis wird auf alle Kommanditisten im Verhältnis 
ihrer festen Gesellschafterkonten verteilt. Für das Geschäfts-
jahr 2011 erfolgt die Ergebnisverteilung gegebenenfalls analog 
den vorstehenden Regelungen. Durch diese Sonderregelung 
soll sichergestellt werden, dass alle Kommanditisten entspre-
chend ihrer Beteiligung an der Gesellschaft an den steuerli-
chen Verlusten der Investitionsphase gleichmäßig teilnehmen.

( 3 ) Einem Kommanditisten werden Verlustanteile auch 
dann zugerechnet, wenn diese die Kommanditeinlage über-
steigen. Zum Ausgleich eines Verlustvortragskontos sind 
die Kommanditisten weder gegenüber der Gesellschaft 
noch untereinander verpflichtet.

§ 14 Verwendung von Liquiditätsüberschüssen, 
Ausschüttungen
( 1 ) Aus dem Liquiditätsüberschuss der Gesellschaft ist 
nach Ermessen der persönlich haftenden Gesellschafterin 
zur Sicherstellung einer ordnungsgemäßen Geschäftsfüh-
rung eine angemessene Liquiditätsreserve zu halten. Diese 
Reserve ist mindestens in der Höhe zu halten, wie sie in 
der Liquiditätsprognose des Beteiligungsprospektes ange-
geben ist.

( 2 ) Der nach Bildung der Liquiditätsreserve gemäß Abs.1 
verbleibende Liquiditätsüberschuss kann nach Feststellung 
des Jahresabschlusses an die Kommanditisten im Verhält-
nis ihrer festen Gesellschafterkonten ausgeschüttet werden.

( 3 ) Soweit die Ausschüttungen nach den handelsrechtli-
chen Vorschriften als Rückzahlung der Kommanditeinlagen 
anzusehen sind, entsteht bis zur Höhe der jeweils übernom-
menen Hafteinlage eine persönliche Haftung der Komman-
ditisten für die Verbindlichkeiten der Gesellschaft ( § 172 
Abs. 4 HGB ).

§ 15 Kontrollrechte der Kommanditisten
( 1 ) Die Kommanditisten sind berechtigt, selbst oder auf ihre 
Kosten durch eine zur Berufsverschwiegenheit verpflichtete 
Person die Bücher und Papiere der Gesellschaft am Sitz 
der Gesellschaft nach Ankündigung mit angemessener Frist 
einzusehen bzw. einsehen zu lassen.

( 2 ) Die Informationsrechte aus § 166 HGB bleiben unberührt.

§ 16 Verfügungen über Beteiligungsrechte
( 1 ) Jeder Kommanditist kann nach vollständiger Einzah-
lung der Einlage samt Agio seinen Gesellschaftsanteil oder 
Teile davon mit Wirkung zum Jahresende übertragen oder 
in sonstiger Weise darüber verfügen, soweit dadurch nicht 
Kommanditanteile unter dem Betrag der Mindestbeteiligung 
gemäß § 5 Abs. 5 entstehen. Weiterhin hat der Erwerber 
zugunsten der persönlich haftenden Gesellschafterin eine 
Handelsregistervollmacht in der dem Anleger von dieser zur 
Verfügung gestellten Form zu erteilen.

( 2 ) Voraussetzung für die Abtretung ist die Zustimmung 
der persönlich haftenden Gesellschafterin, die nur bei 
Vorliegen eines wichtigen Grundes verweigert werden 
darf. Als wichtiger Grund gilt hierbei auch die Nichter-
teilung der Handelsregistervollmacht in der als Anlage 
beigefügten Form zugunsten der persönlich haftenden 
Gesellschafterin.

( 3 ) Für die Verpfändung von Gesellschaftsanteilen ist ledig-
lich die Zustimmung der persönlich haftenden Gesellschaf-
terin erforderlich. Die Zustimmung kann nur aus wichtigem 
Grund verweigert werden. 

§ 17 Ableben eines Kommanditisten
( 1 ) Verstirbt ein Kommanditist, so geht seine Kommandit-
beteiligung auf seine Erben über. Abtretungen von Erben 
an Vermächtnisnehmer bedürfen weder der Zustimmung 
der persönlich haftenden Gesellschafterin noch der ande-
ren Kommanditisten. Die Ausübung der Rechte aus der 
Kommanditbeteiligung eines verstorbenen Kommanditis-
ten durch einen Testamentsvollstrecker ist zulässig. Die 
Rechtsnachfolger des verstorbenen Kommanditisten haben 
sich gegenüber der persönlich haftenden Gesellschafterin 
durch Vorlage eines Erbscheins zu legitimieren.

( 2 ) Geht eine Kommanditbeteiligung auf mehrere Personen 
über, so sind diese verpflichtet, einen gemeinsamen Bevoll-
mächtigten für die Ausübung ihrer Rechte aus der Beteili-
gung zu bestellen. Bis zur Bestellung des Bevollmächtigten 
ruhen mit Ausnahme der Ergebnisbeteiligung alle Rechte 
aus der Beteiligung. Sämtliche Zahlungen aus der Gesell-
schaft sind nur an den gemeinsamen Bevollmächtigten 
vorzunehmen.

§ 18 Ausscheiden von Gesellschaftern
( 1 ) Ein Kommanditist scheidet aus der Gesellschaft aus, 
wenn:
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a )	 er die Kommanditbeteiligung wirksam kündigt;

b )	 in die Kommanditbeteiligung oder einzelne Ansprüche 
aus dem Gesellschaftsverhältnis aufgrund eines nicht 
nur vorläufig vollstreckbaren Titels die Zwangsvollstre-
ckung betrieben wird und diese nicht innerhalb von drei 
Monaten, spätestens bis zur Verwertung, aufgehoben 
wird;

c )	 über das Vermögen des Kommanditisten das Insolvenz-
verfahren eröffnet oder die Eröffnung des Insolvenzver-
fahrens mangels Masse abgelehnt wird;

d )	 der Kommanditist gemäß Abs. 2 oder Abs. 3 aus der 
Gesellschaft ausgeschlossen wird.

( 2 ) Die persönlich haftende Gesellschafterin ist berechtigt, 
einen Kommanditisten aus der Gesellschaft auszuschlie-
ßen, wenn dieser trotz Mahnung unter Setzung einer Nach-
frist von 30 Tagen seine Kommanditeinlage nicht oder nicht 
vollständig leistet oder seine Mitwirkungspflichten, insbe-
sondere hinsichtlich seiner Eintragung in das Handelsregis-
ter, nicht erfüllt.

( 3 ) Ein Kommanditist kann durch Beschluss der Gesell-
schafterversammlung aus der Gesellschaft ausgeschlos-
sen werden, wenn er seine Verpflichtungen aus dem 
Gesellschaftsverhältnis verletzt und den anderen Gesell-
schaftern die Fortsetzung des Gesellschaftsverhältnisses 
mit diesem Kommanditisten unzumutbar geworden ist. Bei 
der Beschlussfassung über den Ausschluss hat der betrof-
fene Kommanditist kein Stimmrecht. Er ist jedoch anzuhö-
ren, wenn er an der Gesellschafterversammlung, in der 
über seinen Ausschluss Beschluss gefasst werden soll, 
teilnimmt.

( 4 ) Scheidet ein Kommanditist aus der Gesellschaft aus, so 
wird die Gesellschaft von den verbleibenden Gesellschaf-
tern fortgesetzt. Der Gesellschaftsanteil des ausgeschiede-
nen Kommanditisten wächst den Gesellschaftsanteilen der 
verbleibenden Kommanditisten im Verhältnis ihrer festen 
Gesellschafterkonten zu, sofern nicht etwas anderes ver-
einbart ist. Der ausscheidende Kommanditist ist gemäß den 
Bestimmungen des § 19 abzufinden.

§ 19 Abfindung
( 1 ) Soweit keine andere Regelung getroffen ist, erhält der 
ausscheidende Gesellschafter eine Abfindung, die sich 
nach dem wirklichen Wert seiner Gesellschaftsbeteiligung 
richtet. Dieser Wert wird anhand einer nach handelsrecht-
lichen Grundsätzen zu erstellenden Auseinandersetzungs-
bilanz, welche die vorhandenen stillen Reserven sowie 
notwendigen Rückstellungen und Risiken berücksichtigt, 
ermittelt. Scheidet ein Gesellschafter zum Schluss eines 
Kalenderjahres aus, ist der Jahresabschluss zum 31.12. der 
Auseinandersetzungsbilanz zugrunde zu legen; andernfalls 
ist der Jahresabschluss zum 31.12. des Jahres, welches 

dem Zeitpunkt des Ausscheidens voranging, Grundlage für 
die Auseinandersetzungsbilanz. Der ausscheidende Kom-
manditist erhält als Abfindung mindestens einen Betrag 
in Höhe der Salden seiner Gesellschafterkonten ( § 12 ). 
Bilanzberichtigungen aufgrund steuerlicher Außenprüfun-
gen haben auf die Abfindung keinen Einfluss. 

( 2 ) Scheidet ein Kommanditist gemäß § 18 Abs. 2 aus der 
Gesellschaft aus, so ist er an dem Ergebnis, das die Gesell-
schaft während der Investitionsphase erzielt, nicht beteiligt. 
Er hat an die Gesellschaft zur Deckung der mit seinem Bei-
tritt zur Gesellschaft verbundenen Kosten einen Betrag in 
Höhe von 10 % des Nominalbetrages seiner gezeichneten 
Einlage zu zahlen. Hat dieser Kommanditist einen Teil sei-
ner Einlage geleistet, so erhält er spätestens binnen sechs 
Monaten nach seinem Ausscheiden diesen Teil seiner Ein-
lage, gekürzt um den Kostenbeitrag gemäß Satz 1 zurück.

( 3 ) Scheidet ein Kommanditist gemäß § 18 Abs. 1 lit. b ), c ) 
oder d ) aus, so erhält er eine Abfindung, die sich nach den 
Salden seiner Gesellschafterkonten richtet. Auf die abwei-
chende Regelung des Abs. 2 wird verwiesen.

( 4 ) Scheidet ein Kommanditist nicht mit Ablauf eines 
Geschäftsjahres aus der Gesellschaft aus, nimmt er am 
Ergebnis des dann laufenden Geschäftsjahrs und am 
Ergebnis der bei seinem Ausscheiden noch schwebenden 
Geschäfte nicht mehr teil.

( 5 ) Die Ermittlung des Abfindungsguthabens des ausschei-
denden Kommanditisten ist auf dessen Kosten vom Steuer-
berater der Gesellschaft vorzunehmen.

( 6 ) Im Streitfall erfolgt die Ermittlung des Abfindungsgut-
habens für sämtliche Beteiligten verbindlich durch einen 
von der örtlich zuständigen Industrie- und Handelskammer 
zu benennenden Wirtschaftsprüfer, sofern sich die Betei-
ligten nicht auf eine andere sachverständige Person eini-
gen. Die Kosten der Ermittlung des Abfindungsguthabens 
durch den Sachverständigen sind dann von der Gesell-
schaft und dem ausscheidenden Kommanditisten in ent-
sprechender Anwendung der Bestimmungen der §§ 91 ff. 
ZPO zu tragen.

( 7 ) Das Abfindungsguthaben gemäß Abs. 1 oder 3 ist in 
sechs gleichen Halbjahresraten zu bezahlen, deren erste 
ein Jahr nach dem Ausscheiden fällig wird. Das Abfin-
dungsguthaben ist mit 2 % p. a. über dem Zinssatz des 
Bürgerlichen Gesetzbuches ( § 247 BGB ) zu verzinsen. 
Die Zinsen sind jeweils mit der nächsten Abfindungsrate 
fällig. Die Gesellschaft ist berechtigt, das Abfindungsgut-
haben vorzeitig auszuzahlen. Eine Sicherheitsleistung 
für das Abfindungsguthaben oder eine Haftungsbefreiung 
gegenüber den Gesellschaftsgläubigern kann der ausschei-
dende Gesellschafter nicht verlangen. Die Gesellschaft hat 
den ausscheidenden Kommanditisten jedoch von der Inan-
spruchnahme für Gesellschaftsschulden freizuhalten.
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( 8 ) Die Änderung der in Absatz 1 bis 6 getroffenen Abfin-
dungsregeln bedarf eines Gesellschafterbeschlusses mit 
einer Mehrheit von mindestens 90 % der vorhandenen 
Stimmen.

§ 20 Auflösung der Gesellschaft
( 1 ) Die Gesellschaft tritt unter den gesetzlichen Vorausset-
zungen sowie dann in Liquidation, wenn die Gesellschafter 
die Auflösung mit einer Mehrheit von mindestens 75 % der 
vorhandenen Stimmen beschließen.

( 2 ) Bei Auflösung der Gesellschaft erfolgt die Liquidation 
durch die persönlich haftende Gesellschafterin. Der Umfang 
ihrer Geschäftsführungs- und Vertretungsmacht wird durch 
die Auflösung der Gesellschaft nicht verändert.

( 3 ) Die persönlich haftende Gesellschafterin hat das Ver-
mögen der Gesellschaft bestmöglich zu veräußern und 
den nach Berichtigung aller Verbindlichkeiten der Gesell-
schaft verbleibenden Liquidationsüberschuss an die Gesell-
schafter im Verhältnis der festen Gesellschafterkonten 
auszuzahlen.

§ 21 Haftung und Verjährung
( 1 ) Die Gesellschafter untereinander sowie die Gesell-
schafter im Verhältnis zur Gesellschaft haften nur für Vor-
satz und grobe Fahrlässigkeit. Schadensersatzansprüche 
der Gesellschafter untereinander verjähren innerhalb von 
drei Jahren nach Bekanntwerden des haftungsbegründen-
den Sachverhalts, soweit nicht das Gesetz oder andere 
Bestimmungen eine kürzere Verjährungsfrist vorsehen.

( 2 ) Die Ansprüche sind binnen einer Frist von sechs Mona-
ten nach Kenntniserlangung von dem Schaden gegenüber 
dem Verpflichteten per eingeschriebenem Brief geltend zu 
machen.

§ 22 Beirat
Die Gesellschaft kann auf der Gesellschafterversammlung 
die Bildung eines Beirats beschließen. Dieser Beirat hat für 
die Geschäftsführung beratende Funktion.

§ 23 Schriftform
( 1 ) Sämtliche rechtsgeschäftlichen Erklärungen, die das 
Gesellschaftsverhältnis berühren, bedürfen zu ihrer Wirk-
samkeit der Schriftform, die mündlich nicht abbedungen 
werden kann.

( 2 ) Dies gilt nicht für Erklärungen durch Gesellschafterbe-
schlüsse, die mit dem Tag der Beschlussfassung oder – bei 
Beschlussfassung im schriftlichen Umlaufverfahren – mit 
dem Tag des Ablaufs der Beschlussfassung wirksam wer-
den, unabhängig davon, wann das Beschlussfassungser-
gebnis schriftlich mitgeteilt wird.

§ 24 Erfüllungsort und Gerichtsstand
Erfüllungsort und Gerichtsstand für alle Ansprüche, Ver-
pflichtungen und Streitigkeiten aus diesem Gesellschafts-
vertrag ist der Sitz der Gesellschaft.

§ 25 Kosten des Vertrags und seiner Durchführung
Die Kosten dieses Vertrags und seiner Durchführung trägt 
die Gesellschaft.

§ 26 Schlussbestimmungen
( 1 ) Änderungen dieses Vertrages sowie ein Verzicht auf ein 
Recht aus diesem Vertrag bedürfen zu ihrer Wirksamkeit 
der Schriftform und der ausdrücklichen Bezugnahme auf 
diesen Vertrag, soweit nicht eine strengere Form gesetzlich 
vorgeschrieben ist. Dies gilt auch für den Verzicht auf das 
Schriftformerfordernis.

( 2 ) Dieser Vertrag gibt die Vereinbarungen zwischen den 
Vertragspartnern hinsichtlich des Vertragsgegenstands 
vollständig wieder; Nebenabreden sind nicht getroffen. Alle 
bisherigen Abreden der Vertragspartner im Zusammenhang 
mit dem Vertragsgegenstand werden durch diesen Vertrag 
ersetzt.

( 3 ) Dieser Vertrag unterliegt dem Recht der Bundesrepublik 
Deutschland.

( 4 ) Für alle Streitigkeiten aus oder im Zusammenhang mit 
diesem Vertrag oder seine Gültigkeit sind in erster Instanz 
die Gerichte in Nürnberg ausschließlich zuständig. 

( 5 ) Sollte eine Bestimmung dieses Vertrages ganz oder 
teilweise unwirksam oder undurchführbar sein oder werden, 
so wird dadurch die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen 
dieses Vertrages nicht berührt. Das Gleiche gilt, wenn und 
soweit sich in diesem Vertrag eine Lücke herausstellen 
sollte. Anstelle der unwirksamen oder undurchführbaren 
Bestimmung oder zur Ausfüllung der Lücke soll eine ange-
messene Regelung gelten, die, soweit rechtlich möglich, 
dem an nächsten kommt, was die Vertragsparteien wirt-
schaftlich gewollt haben oder nach dem Sinn und Zweck 
dieses Vertrages gewollt hätten, sofern sie bei Abschluss 
dieses Vertrages oder der späteren Aufnahme der Bestim-
mung diesen Punkt bedacht hätten.

Roth, den 29.09.2008

Georg Hetz
Gründungskommanditist 

Georg Hetz
Geschäftsführer der 
Komplementärin UDI 
Biomasse Verwal-
tungs GmbH
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Mit te lverwendungskontrol lver trag

UDI Biogas 3 GmbH & Co. KG
Lina-Ammon-Str. 30
90329 Nürnberg
– im Folgenden Auftraggeberin –

und

Lorenz & Herzog GmbH
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
Zunftstraße 3
91154 Roth
– im Folgenden Auftragnehmerin –

§ 1 Auftrag
( 1 ) Die Auftraggeberin beauftragt die Auftragnehmerin mit 
der kontrollierenden Mitwirkung bei der Verwendung ihres 
Kommanditkapitals gemäß den nachfolgenden Bestimmun-
gen ( „Mittelverwendungskontrolle“ )

( 2 ) Die Auftraggeberin wird für die von den Kommandi-
tisten zu erbringenden Pflichteinlagen ein Konto ( nachfol-
gend „Einlagekonto“) einrichten, über das – als sogenann-
tes UND-Konto – die Geschäftsführung der Auftraggeberin 
nur gemeinsam mit der Auftragnehmerin verfügen kann. 
Die Auftraggeberin hat in dem Vermögensanlagen-Ver-
kaufsprospekt, in ihrem Gesellschaftsvertrag sowie in der 
Beitrittsvereinbarung mit den Kommanditisten sicherzu-
stellen, dass Einzahlungen der gezeichneten Pflichteinla-
gen ausschließlich auf dieses Einlagenkonto zu erfolgen 
haben. 

§ 2 Freigabevoraussetzungen
( 1 ) Die Auftragnehmerin ist berechtigt und verpflichtet, 
einer von der Geschäftsführung der Auftraggeberin schrift-
lich angeforderten Auszahlung von auf dem Einlagenkonto 
befindlichen Mitteln durch Mitwirkung an entsprechenden 
Verfügungen zuzustimmen („Freigabe“), wenn eine der fol-
genden Fälle vorliegt:

a )	 Zahlungen zur Durchführung von Investitionen in Über
einstimmung mit dem Investitionsplan der Auftrag- 
geberin,

b )	 Auszahlungen von vertraglich vereinbarten Vergü-
tungen nach dem Gesellschafts- oder diesem Mittel- 
verwendungskontrollvertrag

c )	 Erstattung von nachgewiesenen Auslagen der Ge-
schäftsführung der Auftraggeberin

d )	 Rückzahlung von eingezahltem Kapital bzw. Auszah-
lung von Abfindungsguthaben an Kommanditisten bzw. 
Treugeber, die aus der Gesellschaft ausscheiden oder 
nach den Regelungen des Gesellschaftsvertrages aus 
der Gesellschaft ausgeschlossen werden

e )	 Begleichung fälliger gesetzlicher Verbindlichkeiten der 
Auftraggeberin

f )	 Auszahlungen, die durch einen Gesellschafterbeschluss 
der Auftraggeberin ausdrücklich genehmigt wurden
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g )	 Verzinsliche Zwischenanlage der auf dem Einlagenkonto 
befindlichen Mittel, insbesondere als Festgeldanlage

( 2 ) Stimmt die Auftragnehmerin einer von der Geschäfts-
führung der Auftraggeberin schriftlich angeforderten Aus-
zahlung von auf dem Einlagenkonto befindlichen Mitteln 
endgültig nicht zu, insbesondere wenn ihrer Ansicht nach 
die Auszahlungsvoraussetzungen nicht vorliegen oder 
keine ausreichenden Nachweise hierfür erbracht sind, so 
kann die Auftraggeberin einen Gesellschafterbeschluss 
über die angeforderte Auszahlung herbeiführen. Stimmen 
die Gesellschafter der Auszahlung zu, ist die Auftragneh-
merin nach § 2 Abs. 1 lit. f zur Freigabe verpflichtet.

( 3 ) Die Auftragnehmerin übernimmt ausschließlich die in 
diesem Vertrag beschriebene Kontrolle der von dem Ein-
lagenkonto der Auftraggeberin zu bewirkenden Zahlungen. 
Eine darüber hinausgehende Überwachung der Auftragge-
berin, deren Geschäftsführung oder des Kommanditisten 
ist nicht Gegenstand dieses Vertrages. Insbesondere ist 
mit diesem Vertrag keine Überprüfung über die Angemes-
senheit oder Werthaltigkeit von Gegenleistungen für die zur 
Auszahlung freizugebenden Mittel verbunden.

( 4 ) Die Auftragnehmerin ist von den Beschränkungen des 
§ 181 BGB befreit.

§ 3 Zusammenarbeit zwischen Auftraggeberin und 
Auftragnehmerin / Vertraulichkeit
( 1 ) Die Auftraggeberin wird der Auftragnehmerin alle zur 
Durchführung der übernommenen Aufgaben erforderlichen 
Unterlagen zur Verfügung stellen, erforderliche Auskünfte 
erteilen und jede erbetene und sachdienliche Unterstützung 
in geeigneter Form gewähren.

( 2 ) Die Auftraggeberin wird der Auftragnehmerin Auszah-
lungsanforderungen und entsprechende Nachweise stets 
so rechtzeitig vorlegen, dass der Auftragnehmerin ein ange-
messener Zeitraum zur Prüfung der Freigabevoraussetzun-
gen verbleibt.

( 3 ) Die Auftragnehmerin erhält Duplikate von allen Konto-
auszügen des Einlagenkontos.

( 4 ) Die Auftragnehmerin wird durch diesen Vertrag nicht 
gehindert, vergleichbare Leistungen auch für andere Auf-
traggeber zu erbringen, sofern diese nicht den gleichen 
oder einen ähnlichen Geschäftsgegenstand in derselben 
Branche verfolgen.

§ 4 Vergütung
Die Auftragnehmerin erhält eine Vergütung in Höhe von 
5.500 Euro.

§ 5 Haftung der Auftragnehmerin
Die Auftragnehmerin handelt ausschließlich für schuldhafte 
( § 276 BGB ) Pflichtverletzung im Rahmen des vorliegen-
den Vertragsverhältnisses und der danach geschuldeten 
Leistung. Die Haftung ist auf 1 Million Euro begrenzt.

§ 6 Dauer des Vertrages
Der Vertrag endet mit der Inbetriebnahme der letzten der 
drei Biogasanlagen.

§ 7 Schlussbestimmungen
( 1 ) Für diesen Vertrag ist ausschließlich deutsches Recht 
maßgeblich.

( 2 ) Erfüllungsort und Gerichtsstand für sämtliche Streitig-
keiten aus diesem Vertrag ist Nürnberg, soweit dies zulässig 
vereinbart werden kann.

( 3 ) Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrages bedür-
fen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform. Dies gilt auch für 
diese Schriftformklausel. 

( 4 ) Sollte sich eine Bestimmung dieses Vertrages als 
nicht rechtswirksam erweisen, so wird die Wirksamkeit 
der übrigen Bestimmungen hiervon nicht berührt. Die Ver-
tragsschließenden verpflichten sich, etwaige unwirksame 
Bestimmungen dieses Vertrages durch andere Bestim-
mungen zu ersetzen, die den beabsichtigten Zweck der 
unwirksamen Bestimmung auf rechtlich zulässige Weise 
bestmöglich erreichen. Entsprechendes gilt, wenn sich bei 
Durchführung des Vertrages eine ergänzungsbedürftige 
Lücke ergeben sollte.

Roth, 12.03.2010

Georg Hetz
Geschäftsführer
UDI Biomasse Verwaltungs GmbH
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Hinweise zu Fernabsatzver trägen

Aufgrund der §§ 312b–312d BGB, die Regelungen zu Fern-
absatzverträgen bei Finanzdienstleistungen treffen, sind wir 
verpflichtet, Ihnen als Verbraucher rechtzeitig vor Abgabe 
Ihrer Vertragserklärung folgende Informationen zur Verfü-
gung zu stellen:

Grundlage Ihrer Beteiligung an der UDI Biogas 3 GmbH & 
Co. KG ist der vorliegende Beteiligungsprospekt mit Stand 
vom 16.04.2010.

I. Informationen zu den Beteiligten

1. Anbieterin des Beteiligungsangebotes / Emittentin
Emittentin ist die UDI Biogas 3 GmbH & Co. KG mit Sitz 
in Roth, Kellerweg 12, eingetragen im Handelsregister des 
Amtsgerichts Nürnberg unter HRA 15024. Persönlich haf-
tende Gesellschafterin ( Komplementärin ) ist die UDI Bio-
masse Verwaltungs GmbH mit Sitz in Roth, Kellerweg 12, 
vertreten durch die Geschäftsführer Herrn Georg Hetz und 
Herrn Harald Felker, eingetragen im Handelsregister des 
Amtsgerichts Nürnberg unter HRB 24053. Gründungskom-
manditist ist Herr Georg Hetz, Kellerweg 12, Roth.

2. Vermittler der Kapitalanlage
Vermittler der Kapitalanlage ist die UmweltDirektInvest 
Beratungsgesellschaft mbH, Lina-Ammon-Straße 30, 
90329 Nürnberg, vertreten durch den Geschäftsführer 
Georg Hetz, eingetragen im Handelsregister des Amtsge-
richts Nürnberg unter HRB 16352. Die unter 1. angegebe-
nen Personen unterliegen nicht der Aufsicht einer speziellen 
Aufsichtsbehörde. Hinsichtlich des Vermittlers beachten Sie 
bitte dessen Informationen.

II. Informationen zu Beteiligungsverhältnissen

1. Gegenstand der Gesellschaft und Hauptge-
schäftstätigkeit des Unternehmens
Gegenstand des Unternehmens ist die Errichtung und der 
Betrieb von drei Biogasproduktionsstätten sowie die Ver-
stromung des erzeugten Biogases und die Einspeisung und 
der Verkauf des so gewonnenen Stroms in das allgemeine 
Stromnetz. Zudem gehört zu ihrem Gegenstand der Verkauf 
von bei der Stromerzeugung entstehender Wärme bzw. die 
Aufbereitung und Direkteinspeisung des Biogases in das 
allgemeine Gasnetz. Die Gesellschaft ist befugt, Tochterun-
ternehmen zu gründen und diesen die Aufgaben nach Abs. 
1 zu übertragen sowie gleichartige oder ähnliche Unterneh-
men zu erwerben, sich an solchen zu beteiligen, deren Ver-
tretung zu übernehmen, Zweigniederlassungen im In- und 
Ausland zu errichten sowie alle Geschäfte zu betreiben, 
die geeignet sind, die Unternehmungen der Gesellschaft 
zu fördern. Die Gesellschaft kann die zur Erreichung ihres 
Zwecks erforderlichen oder zweckmäßigen Handlungen 
selbst vornehmen oder durch Dritte vornehmen lassen.

2. Wesentliche Merkmale der angebotenen Dienst- 
leistung
Der Beitretende beteiligt sich als Kommanditist an der UDI 
Biogas 3 GmbH & Co. KG. Der Beitretende ist entsprechend 
seiner Beteiligung am wirtschaftlichen Erfolg der Gesellschaft 
beteiligt. Die wesentlichen Merkmale der Beteiligung ergeben 
sich aus dem Verkaufsprospekt mit Stand vom 16.04.2010, 
der dem Anleger vorliegt. Um der Fondsgesellschaft beizutre-
ten, hat der Anleger eine vollständig ausgefüllte Beitrittserklä-
rung einzureichen und den Anlagebetrag zuzüglich Agio auf 
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das Konto der Gesellschaft bzw. des Treuhänders einzuzah-
len. Der Beitritt zur Gesellschaft wird mit Annahme der Bei-
trittserklärung durch die Komplementärin oder der Treuhand-
kommanditistin und der rechtzeitigen Zahlung der Einlage 
wirksam.

3. Laufzeit / Kündigung
Die Beteiligung an der Fondsgesellschaft kann mit einer 
Frist von sechs Monaten zum Ende eines Geschäftsjahres, 
erstmals zum 31.12.2031, schriftlich gekündigt werden. Das 
Recht zur außerordentlichen Kündigung bleibt unberührt. 
Die Kündigung ist per Einschreiben zu richten an die UDI 
Biomasse Verwaltungs GmbH, Kellerweg 12, 9154 Roth. 

4. Höhe und Kosten der Beteiligung
Die Kapitaleinlage muss mindestens 5.000 Euro betragen und 
durch 1.000 teilbar sein und ist in bar zu leisten. Es ist ein Agio 
von 5 % der Einlage zu zahlen. Die Einzahlung der Komman-
diteinlage zuzüglich des Agio muss innerhalb zwei Wochen 
nach Annahme der Beitrittserklärung auf das Konto der 
Gesellschaft erfolgen. Als Verwendungszweck ist anzugeben 
die Höhe der Beteiligung plus Agio, Name, Vorname, Beteili-
gungsnummer. Weiterhin hat der Anleger die eventuellen eige-
nen Kosten ( z. B. Porto, Überweisungskosten ) und die Kosten 
für die Beglaubigung der Handelsregistervollmacht zu tragen. 
Darüber hinaus entstehen für den Anleger keine weiteren Kos-
ten. Im Falle einer späteren Übertragung seines Anteils hat der 
Verkäufer die hierdurch ausgelösten Kosten einschließlich der 
Gebühr der Anmeldung zum Handelsregister und der Kosten 
der notariellen Beglaubigung zu tragen. Die exakte Höhe die-
ser Kosten ist von der Höhe der Einlage abhängig.

5. Leistungsvorbehalte
Nach Annahme des in der Beitrittserklärung abgegebenen 
Angebots durch die Komplementärin der Beteiligungsge-
sellschaft bestehen keine Leistungsvorbehalte.

6. Weitere Vertragsbedingungen
Die konkreten Vertragsbedingungen ergeben sich aus dem 
im Verkaufsprospekt abgedruckten Gesellschaftsvertrag 
der Beteiligungsgesellschaft. Im Verkaufsprospekt finden 
sich weitere Informationen.

7. Risiken
Eine Beteiligung an der Beteiligungsgesellschaft ist, wie 
im Verkaufsprospekt dargestellt, wegen ihrer spezifischen 
Merkmale ( unternehmerische Beteiligung ) mit spezifi-
schen Risiken behaftet; in der Vergangenheit erwirtschaf-
tete Erträge sind keine Indikatoren für künftige Erträge. 
Zu den steuerlichen Auswirkungen der Beteiligung für 
den Anleger wird auf die Erläuterungen im Verkaufspro-
spekt, insbesondere im Kapitel „Steuerliche Grundlagen“, 
verwiesen. 

8. Anwendbares Recht/Sprache
Das Angebot richtet sich ausschließlich an im Inland ansäs-
sige unbeschränkt steuerpflichtige Personen aus der Bundes-
republik Deutschland. Für die Verträge der Fondsgesellschaft 
und die Beziehung zwischen der Fondsgesellschaft, gegebe-
nenfalls dem Vermittler und dem Beitretenden, gilt das Recht 
der Bundesrepublik Deutschland. Der Verkaufsprospekt, 
die Beitrittserklärung, die Widerrufsbelehrung sowie dieses 
Informationsblatt sind in deutscher Sprache abgefasst.



Hinwe i se  zu  Fe rnabsa t z ve r t r ägen

91

III. Informationen über Besonderheiten des Fern-
absatzvertrages – Widerrufsbelehrung –  
Widerrufsrecht
Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 2 Wochen 
ohne Angabe von Gründen in Textform ( z. B. Brief, Fax, 
E-Mail ) widerrufen. Die Frist beginnt frühestens mit dem 
Erhalt dieser Belehrung in Textform. Zur Wahrung der 
Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung des 
Widerrufs. Der Widerruf ist zu richten an: 

UDI Biogas 3 GmbH & Co. KG
Kellerweg 12
91154 Roth

Widerrufsfolgen
Im Falle des wirksamen Widerrufs sind die beiderseits emp-
fangenen Leistungen zurückzugewähren und gegebenen-
falls gezogene Nutzungen ( z. B. Zinsen ) herauszugeben. 
Können Sie uns die empfangene Leistung ganz oder teilweise 
nicht zurückgewähren, müssen Sie uns insoweit gegebenen-
falls Wertersatz leisten. Dies kann dazu führen, dass Sie die 
vertraglichen Zahlungsverpflichtungen für den Zeitraum bis 
zum Widerruf gleichwohl erfüllen müssen. Verpflichtungen 
zur Erstattung müssen innerhalb einer Frist von 30 Tagen 
erfüllt werden. Die Frist beginnt für Sie mit der Absendung 
Ihrer Widerrufserklärung, für uns mit deren Empfang. 

Außergerichtliche Beschwerde und Rechtsbe- 
helfsverfahren
Bei Streitigkeiten aus der Anwendung der Vorschriften 
des Bürgerlichen Gesetzbuches betreffend die Fernab- 

satzverträge über Finanzdienstleistungen können die 
Beteiligten unbeschadet ihres Rechts, die Gerichte 
anzurufen, auch eine Schlichtungsstelle anrufen, die bei 
der Deutschen Bundesbank eingerichtet ist. Ein Merk-
blatt sowie die Schlichtungsverfahrensverordnung sind 
erhältlich bei:

Deutsche Bundesbank Schlichtungsstelle
Postfach 11 12 32
60047 Frankfurt/Main

Der Beschwerdeführer hat zu versichern, dass er in dieser 
Streitigkeit noch kein Gericht, keine Streitschlichtungsstelle 
und keine Gütestelle angerufen und auch keinen außerge-
richtlichen Vergleich abgeschlossen hat. 

IV. Einlagensicherung, Sprache, Gültigkeit der 
Informationen
Ein Garantiefonds oder andere Entschädigungsregelun-
gen bestehen nicht. Die Vertragsbedingungen sowie diese 
Informationen stehen nur in deutscher Sprache zur Verfü-
gung. Wir verpflichten uns, die Kommunikation während der 
Laufzeit des Vertragsverhältnisses in Deutsch zu führen. 
Die zur Verfügung gestellten Informationen gelten bis zur 
Mitteilung von Änderungen. Preisanpassungen sind nicht 
vorgesehen.

Besondere Hiweise
Ihr Widerrufsrecht erlischt vorzeitig, wenn der Vertrag von 
beiden Seiten auf Ihren ausdrücklichen Wunsch vollständig 
erfüllt ist, bevor Sie Ihr Widerrufsrecht ausgeübt haben.
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Wenn Sie das vorliegende Angebot annehmen und der 
Gesellschaft beitreten wollen, beachten Sie bitte folgende 
Punkte:

Beteiligungshöhe
Die Mindesthöhe der Zeichnungssumme beträgt 5.000 
Euro. Ein höherer Betrag muss ohne Rest durch 1.000 teil-
bar sein.

Beitrittserklärung mit Widerrufsbelehrung
Bitte füllen Sie die Beitrittserklärung vollständig aus und
unterzeichnen Sie diese sowie die Widerrufsbelehrung.

Senden Sie die Beitrittserklärung an die
UDI UmweltDirektInvest-
Beratungsgesellschaft mbH
Lina-Ammon-Straße 30
90329 Nürnberg

Annahmeerklärung
Nach Eingang Ihrer Unterlagen erhalten Sie die Annahme-
bestätigung Ihres Beitritts sowie eine Registervollmacht per 
Post zugeschickt. Die Registervollmacht ist für die Eintra-
gung Ihrer Beteiligung im Handelsregister erforderlich. 

Praktische Hinweise zum Beitritt

Einzahlungen
Die Kommanditeinlage ist zusammen mit 5 % Agio innerhalb
von 14 Tagen nach Vertragsannahme auf folgendes Konto 
zu überweisen:

Kontoinhaber:
UDI Biogas 3 GmbH & Co. KG
Konto-Nr.:	231 140 351 
BLZ:	 764 500 00
Sparkasse Mittelfranken-Süd

Handelsregistereintragung
Ihre Beteiligung wird nach Annahme der Beitrittser-
klärung und nach Vorliegen der notariell beglaubigten 
Registervollmacht ins Handelsregister eingetragen.

Sie haben Fragen? Rufen Sie uns an
Unsere Experten sind Montag bis Freitag von 9.00 bis 
20.00 Uhr gerne für Sie da.

Telefon:	 0911 - 92 90 550
	 0800 - 834 1234 ( gebührenfrei )

Telefax:	 0911 - 92 90 555
E-Mail:	 info@udi.de
Internet:	www.udi.de



Bitte Zeichnungsschein abtrennen, ausfüllen und senden an:
UDI UmweltDirektInvest-Beratungsgesellschaft mbH, Lina-Ammon-Str. 30, 90329 Nürnberg
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Beitrittserklärung zur UDI Biogas 3 GmbH & Co. KG

Persönliche Angaben

Herr	 Frau	 Titel	 Geburtsdatum

Vorname	 ggf. Geburtsname

Name	 Beruf / ausgeübte Tätigkeit

Straße / Hausnummer

PLZ	 Wohnort	 Steuernummer / Steuer-ID-Nr.

Telefon 		  PLZ und Ort Ihres Wohnsitzfinanzamtes

Steuerliche Angaben:

Hiermit erkläre ich meinen Beitritt zur UDI Biogas 3 GmbH & Co. KG als Kommanditist/-in
mit einer Kommanditeinlage von:
( Mindesteinlage 5.000 Euro; höhere Beträge müssen durch 1.000 teilbar sein )

+ =,-
Beteiligungssumme in €

,-
5 % Agio in €

,-
Überweisungssumme gesamt in €

in Worten

Euro

Meine Bankverbindung für die Überweisung der Ausschüttungen lautet:
Kontonummer BLZ Bank

Ich bestätige, einen Prospekt mit Gesellschafts-
vertrag erhalten zu haben, und erkenne den In-
halt für mich verbindlich an.

Ich bevollmächtige die UDI Biogas 3 GmbH & 
Co. KG, für mich den Beitritt zur Kommandit-
gesellschaft zu vollziehen. Ich verpflichte mich, 
auf meine Kosten eine notariell beglaubigte 
Registervollmacht für die Durchführung aller 
erforderlichen Handelsregistereintragungen zu 
erteilen.

Diese Beitrittserklärung wird im Innenverhältnis 
mit der schriftlichen Annahme wirksam. Der Bei-
tritt erlangt im Außenverhältnis erst Wirkung mit 
Eintragung in das Handelsregister.

Über dieses Konto kann die UDI Biogas 3 GmbH 
& Co. KG nur gemeinsam mit dem Mittelverwen-
dungskontrolleur verfügen.

Ich erkläre mich einverstanden, dass meine per-
sönlichen Daten zum Zwecke der Betreuung und 
Verwaltung meiner Beteiligung verarbeitet und 
gespeichert werden. Ich bin damit einverstan-
den, dass mich UDI über interessante Angebote 
schriftlich, per Telefon bzw. E-Mail informiert. 
Ich kann diese Einwilligung jederzeit und ohne 
Angabe von Gründen widerrufen.

Unterschrift

Bis zur Eintragung bin ich als atypischer stiller 
Gesellschafter in Höhe meiner Einlage beteiligt.
Ich verpflichte mich, die von mir zu leistende 
Kommanditeinlage zuzüglich 5 % Agio auf fol-
gendes Sonderkonto zu überweisen:

Konto-Nr.:	 231 140 351
BLZ:	 764 500 00
Sparkasse Mittelfranken-Süd
Kontoinhaberin:
UDI Biogas 3 GmbH & Co. KG

Ort/Datum

Widerrufsrecht:
Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb 
von zwei Wochen ohne Angabe von Gründen 
in Textform ( z. B. Brief, Fax, E-Mail ) widerrufen.
Die Frist beginnt frühestens mit Erhalt dieser 
Belehrung in Textform, jedoch nicht, bevor ih-
nen auch eine Vertragsurkunde, Ihr schriftlicher 
Antrag oder eine Abschrift der Vertragsurkunde 
oder des Antrags zur Verfügung gestellt worden 
ist, und auch nicht vor Vertragsabschluss und 
auch nicht vor Erfüllung unserer Informations-
pflichten gemäß § 312 c Abs. 2 BGB in Verbin-
dung mit § 1 Abs. 1, 2 und 4 BGB-Info-V. Zur 
Wahrung der Widerrufsfrist genügt die rechtzei-
tige Absendung des Widerrufs.

Widerrufsfolgen:
Im Falle eines wirksamen Widerrufs sind die bei-
derseits empfangenen Leistungen zurückzuge-

Besonderer Hinweis:
Ihr Widerrufsrecht erlischt vorzeitig, wenn der 
Vertrag von beiden Seiten auf Ihren ausdrückli-
chen Wunsch vollständig erfüllt ist, bevor Sie ihr 
Widerrufsrecht ausgeübt haben.

Der Widerruf ist zu richten an:
UDI Biogas 3 GmbH & Co. KG,
Lina-Ammon-Straße 30, 90329 Nürnberg.
Fax: 0911 - 92 90 555, E-Mail: info@udi.de

währen und gegebenenfalls bezogene Nutzungen 
( z. B. Zinsen ) herauszugeben. Können Sie uns die 
empfangene Leistung ganz oder teilweise nicht 
oder nur in verschlechtertem Zustand zurückge-
währen, müssen Sie uns insoweit gegebenenfalls 
Wertersatz leisten. Dies kann dazu führen, dass 
Sie die vertraglichen Zahlungsverpflichtungen für 
den Zeitraum bis zum Widerruf gleichwohl erfüllen 
müssen. Verpflichtungen zur Erstattung von Zah-
lungen müssen Sie innerhalb von 30 Tagen nach 
Absendung Ihrer Widerrufserklärung erfüllen.

Ort/Datum Unterschrift

Die vorstehende Zeichnung wird hiermit angenommen.

UDI Biogas 3 GmbH & Co. KGOrt/Datum
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Sie haben Fragen zu diesem Fonds oder zu ökologischen Kapitalanlagen im Allgemeinen?

Dann rufen Sie uns an:

Montag bis Freitag, 9.00 bis 20.00 Uhr,

gebührenfrei unter: 0800 - 834 12 34 oder
Telefon:	 0911 - 92 90 550
Telefax:	 0911 - 92 90 555

E-Mail:	 udi@udi.de
Internet:	www.udi.de


